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ZU DIESEM HEFT
 
Kämpfe um Freiheiten und Solidarität

Bereits im ersten Heft dieses Jahres beschäftigte uns die Frage, wie Demo­
kratien sich vor extremistischen Kräften schützen können. Die Frage hat 
seither an Aktualität nichts verloren. In Polen gewinnt – zwar außerordent­
lich knapp – der rechtsnationale Kandidat die Präsidentschaftswahlen, das 
Überleben der Regierung Tusk steht damit in Frage, deren Bestrebungen, 
die polnischen Institutionen wieder auf einen rechtsstaatlichen Pfad zurück­
zuführen, werden wohl weiterhin vor präsidiale Wände laufen; in den USA 
nimmt Trump die Universitäten und die Wissenschaftsfreiheit immer stärker 
ins Visier; und in Deutschland ist mit der Einstufung der AfD als gesichert 
rechtsextrem durch den Verfassungsschutz die Debatte um den Umgang mit 
der Partei und ein mögliches Verbotsverfahren neu aufgeflammt.

Unsere Autor*innen gehen der im letzten Heft von Lucas von Ramin auf­
geworfenen Frage nach, wie normativ radikale Demokratietheorie ist und 
sein sollte, um begründet Demokratie verteidigen zu können. Oliver Flügel-
Martinsen weist von Ramins Vorschlag, die radikale Demokratietheorie als 
eine zu lesen, der eine starke Normativität zu Grunde liegt, zurück. Damit 
sei Normativität als ein Gegenstand der Theorie nicht ausgeschlossen. Doch 
sollte sie als eine politisch konstituierte Normativität verstanden werden, zu 
deren Analyse »es eher eines kritischen Realismus« bedürfe, der Machtver­
hältnisse in den Blick nimmt; vor allem auch diejenigen, »die in normativen 
Ordnungen gleichsam sedimentiert sind.«1 Ein solcher Realismus sei auch 
im Kampf gegen autoritäre Unterwanderungen demokratischer Ordnungen 
hilfreicher als eine normative Theorie. Denn »[d]emokratische Praktiken 
werden vor der derzeitigen autoritären Bedrohung nicht durch die Formu­
lierung normativer Prinzipien gerettet, sondern durch einen erfolgreichen 
Machtkampf gegen die rechtsautoritären Bewegungen.«2

Frauke Höntzsch wiederum möchte sich nicht auf politische Kämpfe allein 
verlassen, wenn es um die Verteidigung demokratischer Ordnungen gegen 
autoritäre Bestrebungen geht. Es bedürfe auch der rechtlichen Absicherung. 
Einer solchen stehen radikale Demokratietheorien aufgrund der Überzeu­
gung, dass Ordnungen kontingent sind und eben Sache des Politischen sein 
sollten, skeptisch gegenüber. Dies müsse aber nicht so sein, ist das Argument 
von Höntzsch. Kontingenz lasse sich auf eine Weise verstehen, die mit einer 

 
1 Flügel-Martinsen, in diesem Heft.
2 Ebd.
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Verrechtlichung von Ordnungen durchaus vereinbar sei. Um dies aufzuzei­
gen, greift sie auf Arbeiten Hannah Arendts zurück.

Um den Rechten das Wasser abzugraben, sei es vor allem notwendig, end­
lich die Migrationsfrage zu lösen, heißt es auf den politischen Bühnen 
immer lauter, immer öfter und von immer mehr Seiten. Migration müsse 
begrenzt, Abschiebungen vorangetrieben und die Gesetzgebung verschärft 
werden. Entsprechend erfreut wird verkündet, dass im ersten Quartal 2025 
mehr als 6000 und damit überdurchschnittlich viele Menschen abgeschoben 
wurden. Innenminister Dobrindt verstärkt kurz nach Amtseinführung 
Grenzkontrollen und weist die Polizeibehörden an, »auch Schutzsuchenden 
bei Binnengrenzkontrollen die Einreise basierend auf § 18 Abs. 2 Nr. 1 
AsylG zu verweigern«3. Nur wenige Wochen später stimmt das Kabinett sei­
nem Gesetzentwurf zur Verschärfung der Migrationspolitik zu; die Einbür­
gerung nach 3 Jahren wird zurückgenommen, der Familiennachzug für sub­
sidiär Schutzberechtigte für die nächsten zwei Jahre ausgesetzt. Andere 
Sichtweisen, die Migration nicht als Problem sondern als Chance sehen, 
hört man kaum noch; ebenso wenig Lösungsvorschläge, die nicht auf 
Begrenzung und Kontrolle abzielen, sondern auf Integration und darauf, 
Deutschland zu einem Land zu machen, aus dem Zugewanderte nicht nach 
einigen Jahren wieder abwandern, weil sie sich hier nicht willkommen füh­
len.4 Helge Schwiertz stellt in seinem Beitrag Gruppen von Migrant*innen 
in den Mittelpunkt, die sich zusammengetan haben, um für ihre Rechte ein­
zustehen und gemeinsam Probleme anzugehen, wie zum Beispiel fehlenden 
Wohnraum oder Kinderbetreuung. Das Miteinander in diesen Gruppen 
zeichnet sich durch Solidarität, Fürsorge und die Herstellung gemeinschaftli­
cher Güter und Prozesse (commoning) aus. Unser Autor nimmt deren Prak­
tiken zum Anlass, über das Konzept der citizenship nachzudenken und plä­
diert dafür, dieses aus seiner engen Verbindung zum Staat herauszulösen. Er 
möchte einen Begriff »horizontaler citizenship« begründen, dessen Kern die 
Teilhabe in lokalen Gemeinschaften ist, die einerseits solidarisch gegen 
gemeinsam erfahrene Missstände vorgehen und zugleich Netzwerke der 
gegenseitigen Fürsorge und des commoning schaffen.

Migration wird nicht zuletzt aufgrund des Klimawandels auch in Zukunft 
ein drängendes Thema bleiben. Hunderte Millionen von Menschen werden 
vertrieben werden, weil ihre Staaten entweder gleich ganz im Meer ver­
schwinden oder Regionen so heiß werden, dass ein Leben dort nicht mehr 
 
3 Hruschka, Constantin 2025: Dobrindts Rechtsbruch. Warum die aktuellen Kontrollen an den 

deutschen Binnengrenzen rechtswidrig sind, Verfassungsblog, 15.05.2025, https://verfassungsblo
g.de/zuruckweisung-grenze-kontrolle-dobrindt/, Zugriff 02.06.2025.

4 Vgl. Loschert, Franziska; Leisenheimer, Marlene; Komitowski, Doritt 2025: Willkommen 
zurück! Abwanderungsgründe und Rückwanderungspotenziale von aus Deutschland abgewan­
derten EU- und Drittstaatsangehörigen, Friedrich-Ebert-Stiftung e.V., Berlin, S. 17ff.
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möglich sein wird. Zu den großen Ungerechtigkeiten des Klimawandels 
gehört, dass von diesen Folgen vor allem diejenigen betroffen sind, die 
am wenigsten dazu beigetragen haben. So sind auch der Lebensraum und 
die Lebensweise vieler indigener Völker akut bedroht. Die internationale 
Klimapolitik hat dies zwar erkannt und Programme zum Schutz indigener 
Völker und ihrer Lebensweisen begonnen – nicht zuletzt auch aufgrund 
des Beitrags, den diese mit Blick auf den Erhalt intakter Ökosysteme leis­
ten. Aus diesem Grund wird auch immer häufiger auf indigenes Wissen 
zurückgegriffen. Dies könne zwar als ein Fortschritt angesehen werden, 
doch müsse ein kritischer Blick darauf geworfen werden, so Julian Prugger 
und Michael Reder in ihrem Beitrag. Trotz seiner beginnenden Einbindung 
in die klimapolitische Wissensproduktion werde indigenes Wissen nach wie 
vor als ein anderes – intuitives, subjektives – Wissen dem als Standard und 
als objektiv geltenden Wissen etablierter, eurozentrischer Wissenschaften 
gegenüber gestellt. Dadurch komme es zu Formen epistemischer Gewalt. 
Um dies zu vermeiden schlagen sie eine solidarische, kooperative Form der 
Wissensproduktion vor.

Neben der nötigen (Selbst-)Kritik der Wissenschaften gilt es diese – gerade 
auch die Klimawissenschaften – zu verteidigen gegen immer heftiger wer­
dende Anfeindungen und Angriffe, die in den USA mit Trump im Oval 
Office mittlerweile existenzbedrohend für Universitäten sind. Forschungs­
gelder und Stipendien werden gestrichen, Mitarbeiter*innen rausgeworfen, 
Visa entzogen und Universitätsleitungen massiv unter Druck gesetzt, sich 
den Kontrollforderungen der Regierung zu fügen. Dies alles, so warnt 
Kathrin Zippel, dürfe nicht als fiskalischer »Kollateralschaden« einer Haus­
haltssanierung missverstanden werden, wie es die US-Regierung glauben 
machen will. Es folgt vielmehr einem systematischen Plan »zur politischen 
Neuordnung der US-amerikanischen Wissenschaftslandschaft«5 im Sinne 
des Project 2025, dem aus rechtskonservativen Denkfabriken stammenden 
Masterplan zum Umbau des US-Staatsapparats. Bundesinstitutionen sollen 
geschwächt und die Macht des Präsidenten ausgebaut, Migration stark ein­
geschränkt, Diversity Programme abgeschafft und Universitäten eben stär­
kerer staatlicher Kontrolle unterworfen werden6. In Deutschland sollten wir 
uns nicht nur Gedanken machen, wie wir durch diese Maßnahmen betrof­
fene Wissenschaftler*innen unterstützen können, appelliert unsere Autorin, 
sondern sollten uns diese Entwicklungen auch eine Warnung sein lassen. 

 
5 Zippel, in diesem Heft.
6 Vgl. zum Beispiel Deutschlandfunk 2025: Setzt Trump den radikalen Plan »Project 2025« 

um?, 22.03.2025, https://www.deutschlandfunk.de/trump-project-2025-100.html, Zugriff 
04.06.2025.
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Zur Verteidigung der Demokratie gehört ebenso der Schutz der Wissen­
schaftsfreiheit.

Jan Fuhse widmet seinen Beitrag Harrison Colyar White, einem »der gro­
ßen Netzwerkforscher und soziologischen Theoretiker unserer Zeit«7, der 
vergangenes Jahr im Alter von 94 Jahren verstarb. Sein Werk lieferte »zen­
trale Impulse für die Entwicklung und Etablierung der sozialwissenschaft­
lichen Netzwerkforschung«8, dennoch blieb die Aufmerksamkeit dafür ver­
gleichsweise gering. Dies liege, so Fuhses Argument, an dem sehr eigenen 
Zugang Whites und seinem spezifischen Vokabular. Anhand der wichtigs­
ten Werke erläutert unser Autor dieses Vokabular und zeigt auf, wie sich 
das Denken Whites über die Jahre entwickelte und wie es die Netzwerkfor­
schung inspirierte.

 
Eva Deitert

© Eva Deitert

 
7 Fuhse, in diesem Heft.
8 Ebd.
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DEBATTEN

Oliver Flügel-Martinsen

Demokratische Kritik und die politische Konstitution normativer 
Ordnungen

Eine Replik auf Lucas von Ramin

Die Frage nach dem Verhältnis von Normativität und radikaler Demokratie­
theorie ist in den letzten Jahren intensiv diskutiert worden.1 Dies geschieht 
unter dem Eindruck einer massiven rechtsautoritären Diskursverschiebung, 
die unter anderem befeuert wird durch Donald Trumps zweite Amtszeit, die 
Regierungsbeteiligung rechtsautoritärer Parteien in einigen liberalen Demo­
kratien und anhaltende rechte Wahlerfolge, die vielerorts demokratische 
politische Systeme so unter Druck setzen, dass die normative und politische 
Ordnung des demokratischen Rechtsstaats insgesamt hin zu einem kompeti­
tiven Autoritarismus2 transformiert zu werden droht. Die Frage danach, ob 
jede Demokratietheorie auf normative Grundannahmen angewiesen ist, die 
sie auch zu verteidigen in der Lage sein muss, scheint dadurch nochmals 
an Gewicht zu gewinnen. In Lucas von Ramins Aufsatz »Radikale Demo­
kratietheorie und politische Urteilskraft« spielen solche zeitdiagnostischen 
Überlegungen allerdings eher im Hintergrund eine Rolle. Im Vordergrund 
steht nach meinem Eindruck vielmehr ein kategoriales Klärungsbedürfnis: 
Lucas von Ramin möchte, unter anderem in kritischer Auseinandersetzung 
mit meinen Beiträgen zur Demokratietheorie,3 den gleichsam begrifflich 
scharfgestellten Nachweis erbringen, dass radikale Demokratietheorien gar 
nicht umhinkönnen, normativ zu argumentieren. Seine kritische Pointe ist 
meinem Verständnis nach, dass meinen Überlegungen ein aus seiner Sicht 
zu enges Normativitätsverständnis zugrunde liegt, das andere mögliche 
Normativitätsverständnisse verdeckt. Nur diese vermögen, so von Ramins 

 
1 Vgl. beispielsweise die Debatte zwischen Hubertus Buchstein und mir auf theorieblog.de, auf die 

sich auch von Ramin bezieht: www.theorieblog.de/index.php/2020/10/buchforum-radikale-demo
kratietheorien-zur-einfuehrung/ (Zugriff vom 08.05.2025).

2 Vgl. zum Begriff des kompetitiven Autoritarismus Levitsky, Way 2025.
3 Vor allem bezieht sich von Ramin in diesem Aufsatz auf meinen im Leviathan erschienenen 

Aufsatz »Radikale Demokratietheorie unter Normalisierungsdruck« (Flügel-Martinsen 2022 a). 
Daneben nimmt er häufiger auch auf meine Studie Befragungen des Politischen (Flügel-Martin­
sen 2017) Bezug.
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Annahme, ein radikaldemokratisches Ethos zu entfalten, das radikalen 
Demokratietheorien eigentlich erst Kraft zu verleihen in der Lage ist.4

Die Überzeugungskraft seiner Argumentation soll sich dabei einem 
Zusammenspiel aus folgenden Überlegungen verdanken: Zunächst diagnos­
tiziert er, dass nicht alle Normativitätsverständnisse, wie ich es nach von 
Ramins Deutung annehme,5 Begründungen implizieren, sondern sich min­
destens aus Arendts Überlegungen zur Urteilskraft und der linkshegeliani­
schen Denktradition immanenter Kritik auch weniger verfängliche Norma­
tivitätsverständnisse ableiten lassen.6 Auf dieser Grundlage versucht von 
Ramin dann unter anderem im Anschluss an Sara Gebh7 und in kritischer 
Abgrenzung zu meinen Überlegungen zu zeigen, dass radikale Demokratie­
theorien immer schon normativ verfasst sind.8 Die eigentliche Pointe besteht 
schließlich darin, dass diese mindestens implizite Normativität radikaldemo­
kratischen Denkens am besten im Sinne der Deutung von Normativität 
verstanden werden kann, die von Ramin durch die Auseinandersetzung mit 
Arendts Überlegungen zur Urteilskraft freizulegen versucht.9

Obwohl die Argumentation auf den ersten Blick begrifflich scharf angelegt 
zu sein scheint, bleibt mir letztlich trotzdem etwas unklar, was von Ramin 
als Normativität bezeichnet. So ist nach meinem Dafürhalten vor allem 
die Abgrenzung zu dem, was ich als eine Kritik konturiere, die normativ 
folgenreich ist,10 eher opak. Das zeigt sich etwa, wenn von Ramin in Aus­
einandersetzung mit meiner Zurückweisung der Vorwürfe, radikale Demo­
kratietheorie habe eine institutionentheoretische und normative Leerstelle,11 

festhält: »Nach meiner Ansicht wird mit dieser [gemeint ist meine, O.F.-M.] 
Argumentation bereits ein normativer Vorteil eingeführt, denn die Kritik 
von Ausschlussverhältnissen ermöglicht im demokratischen Sinn Selbstbe­
stimmung und Inklusion.«12 Was genau ist begrifflich mit einem normativen 
Vorteil gemeint? Vermutlich nicht das gleiche wie ein normativer Stand- 
oder Referenzpunkt. Ich würde hier, was von Ramin an anderen Stellen 
auch aufgreift, davon sprechen, dass infrage stellende Kritiken normative 
Folgen haben können. Sie können also Verschiebungen in normativen Gefü­
gen bewirken, beispielsweise in solchen Ordnungen, die zu Ausschlüssen 

 
4 Vgl. von Ramin 2025, S. 27.
5 Vgl. beispielsweise ebd., S. 18.
6 Vgl. ebd., Abschnitt 2.
7 Vgl. Gebh 2022.
8 Vgl. von Ramin 2025, Abschnitt 3.
9 Vgl. ebd., Abschnitte 4 und 5.

10 Vgl. Flügel-Martinsen 2022 a.
11 Vgl. ebd.; Flügel-Martinsen 2022 b.
12 Vgl. von Ramin 2025, S. 18–19, Hervorhebung O.F.-M.
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führen, wie das etwa in der normativen Ordnung der Staatsbürgerschaft 
der Fall ist, die bestimmte Gruppen ein- und andere ausschließt.13 Wird 
sie radikaldemokratisch befragt, kann das zu einer Transformation dieser 
normativen Ordnung führen. In diesem Sinne können radikaldemokratische 
Befragungen normativ folgenreich sein. Die Frage, die sich dann auf den 
ersten Blick stellt, ist die, ob und wann eine solche Verschiebung als Eman­
zipation beschrieben werden kann und ob dafür nicht normative Gründe 
benötigt werden. Ich würde aber bestreiten (und habe das andernorts auch 
umfänglicher dargelegt14), dass normative Begründungen das hier vorlie­
gende Problem lösen könnten. Denn sie selbst müssen sich entweder als 
kontingent beschreiben und sind damit gerade keine begründeten Bezugs­
punkte oder sie verdecken diese Kontingenz, drohen dann aber selbst zu 
Ausschlussprinzipien zu werden, die kritischen Befragungen unterworfen 
werden müssen. Wir müssen das hier aber nicht weiterverfolgen, denn in 
diesem Punkt scheint gar kein Dissens zwischen von Ramins und meiner 
Argumentation zu bestehen.

Von Ramin will ja gerade über Normativitätsverständnisse hinausgehen, 
die Normativität mit Sollensbegründungen gleichsetzen. Wenn er in Ausein­
andersetzung mit Arendt und Jaeggi andere, nicht im engeren Sinne auf 
die Begründung von Sollensforderungen fixierte Normativitätsverständnisse 
freizulegen sucht, hebt er so beispielsweise mit Blick auf Jaeggi hervor: 
»Ähnlich wie Flügel-Martinsen spricht sie von ›normativ bedeutsam‹, weil 
in der Praxis der Kritik nicht das wahre Sollen vorgegeben wird.«15 Zudem 
ist Arendts politische Theorie, auf deren Überlegungen zur Urteilskraft er 
an zentraler Stelle Bezug nimmt, meines Erachtens ein Paradebeispiel für 
eine Theorie, die die politische Konstitution von Neuem und damit auch 
die politische Konstitution normativer Ordnungen herausarbeitet.16 Deshalb 
stellt sich nach meinem Eindruck die Frage, ob es dann, wenn von Ramin 
in kritischer Abgrenzung zu meinen Überlegungen auf der Kategorie der 
Normativität insistiert, vielleicht eher um eine terminologische als um eine 
kategoriale oder konzeptionelle Frage geht.

Allerdings vermeide ich es aus bestimmten Gründen, meine eigene Demo­
kratietheorie als normative politische Theorie zu bezeichnen, und damit 
ergibt sich durchaus eine markante Differenz zu von Ramins Argumenta­
tion. Dabei geht es mir unter anderem um eine grundsätzliche theoriestrate­

 
13 Vgl. Martinsen 2019.
14 Vgl. Flügel-Martinsen 2017; Flügel-Martinsen 2020; Flügel-Martinsen 2021; Flügel-Martinsen 

2022 a; Flügel-Martinsen 2022 b.
15 von Ramin, S. 17.
16 Vgl. meine Beschäftigung mit Arendt und dem Problem des Neuen in der Politik: Flügel-

Martinsen 2024, Kapitel 5.
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gische Dimension der Aufgabenbestimmung von Demokratietheorie oder, 
weiter gefasst, von kritischer politischer Theorie. Mein Punkt lässt sich im 
Anschluss an Raymond Geuss17 als Frage nach den grundlegenden Aufga­
ben Politischer Philosophie und Theorie verstehen: Für mich besteht die 
Aufgabe, wie es auch Geuss unterstreicht, in einer kritisch-realistischen 
Diagnostik, die Machtverhältnisse analysiert, sich nicht durch Begründungs­
pflichten einengen lässt und für die negative Kritik nicht eine defizitäre, 
durch normative Positionen ergänzungsbedürftige Form von Kritik darstellt.

Weder die Existenz noch die Relevanz von Normativität wird damit 
geleugnet. Die Rolle von Normativität in der kritischen politischen Theorie 
wird dann aber nicht mehr so verstanden, dass das Politische angeleitet 
oder der Demokratie überhaupt erst Gründe gegeben werden. Normativi­
tät erscheint stattdessen als eine gleichsam politische Normativität, da sie 
politisch konstituiert und transformiert wird. In diesem Sinne ist Normati­
vität Gegenstand jeder ernsthaften Form demokratischer Praxis, und die 
Auseinandersetzung mit normativen Ordnungen, ja, auch die demokratische 
Kritik und gegebenenfalls auch die Transformation normativer Ordnungen 
sind ebenso wichtige demokratische wie demokratietheoretische Aufgaben. 
Normativität ist aus einer solchen Perspektive zunächst einmal keine Selbst­
beschreibung einer theoretischen Perspektive, die sich als normativ versteht, 
sondern die Bezeichnung für die Ebene einer normativen Ordnung. Aus 
meiner demokratietheoretischen Perspektive ist dabei der Umstand wichtig, 
dass diese normativen Ordnungen historisch kontingent sind, umkämpft 
bleiben und transformiert werden können.

Eine solche Normativität im Sinne einer historisch kontingenten norma­
tiven Ordnung, als die selbstverständlich auch politische Ordnungen zu 
beschreiben sind, habe ich nie bestritten. Im Gegenteil untersuche ich 
deren Konstitution und Transformation ebenso wie die Möglichkeit ihrer 
theoretischen Reflexion seit vielen Jahren in meinen Arbeiten.18 Mir liegt 
es also fern, einem, wie von Ramin schreibt, »Ausschluss von Normativi­
tät für Theorien radikaler Demokratie«19 das Wort zu reden. Wenn ich 
mich auf die Kategorie der Normativität beziehe, ist dann aber nicht der 
Rekurs auf eine anleitende, absichernde Normativität gemeint, wie sie dem 

 
17 Vgl. Geuss 2011.
18 Vgl. hier unter bereits etwas älteren Arbeiten beispielsweise meine Untersuchung Entzweiung. 

Die Normativität der Moderne von 2008 (Flügel-Martinsen 2008) oder die gemeinsam mit 
Franziska Martinsen verfasste Studie Politische Philosophie der Besonderheit. Normative Per­
spektiven in pluralistischen Gesellschaften (Flügel-Martinsen, Martinsen 2014). Und auch in 
jüngerer Zeit beschäftige ich mich noch intensiv mit der Beziehung von Politischer Theorie und 
Normativität (vgl. beispielsweise Flügel-Martinsen 2022 b).

19 Vgl. von Ramin, S. 23.
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Begriff der normativen politischen Theorie üblicherweise zugrunde liegt.20 

Deshalb habe ich bislang darauf verzichtet, meine demokratietheoretischen 
Überlegungen, auch wenn eine Beschäftigung mit normativen Fragen für 
sie wesentlich ist, als normative politische Theorie zu bezeichnen, da diese 
Kennzeichnung, wie gesagt, üblicherweise auf ein begründungstheoretisches 
Verständnis von Normativität verweist. Diese Differenz in der Ausrichtung 
ist meines Erachtens zu wichtig, um sie terminologisch einzuebnen, wie es 
von Ramin vorzuschlagen scheint, indem er dafür plädiert, radikale Demo­
kratietheorien in den Kreis normativer politischer Theorie einzugemeinden.

Die Varianten politischer Theorie und Philosophie, die meinen demo­
kratietheoretischen Überlegungen zugrunde liegen, sind deshalb im Sinne 
Geussʼ nicht als angewandte Ethik zu verstehen.21 Ethik und Moral wären, 
so würde ich daraus schlussfolgern, aus der Perspektive einer solchen poli­
tischen Normativität nichts mehr, was Politik oder Demokratie anleitet, 
sondern das Verhältnis würde sich verkehren: Das Politische konstituiert 
normative Ordnungen. Um eine solche dann konstitutiv politische Norma­
tivität zu untersuchen, bedarf es eher eines kritischen Realismus, wie ihn 
Geuss vorschlägt: also eines politischen Realismus, der Machtverhältnisse 
analysiert, wobei das unbedingt auch die Machtbeziehungen umfasst, die 
in normativen Ordnungen gleichsam sedimentiert sind. Damit möchte ich 
abschließend auch auf die zeitdiagnostischen Eingangsüberlegungen zurück­
kommen: Demokratische Praktiken werden vor der derzeitigen autoritären 
Bedrohung nicht durch die Formulierung normativer Prinzipien gerettet, 
sondern durch einen erfolgreichen Machtkampf gegen die rechtsautoritären 
Bewegungen. Ein kritischer politischer Realismus, der die Kräfteverhältnisse 
nüchtern zu analysieren in der Lage ist, erscheint mir deshalb auch politisch 
wichtiger zu sein als eine sich als normativ verstehende politische Theorie.

Politische Theorie, so lässt sich schließlich über die unmittelbare Replik 
auf von Ramin hinaus auf einer allgemeineren Ebene notieren, kann norma­
tiv folgenreich sein, dann nämlich, wenn sie Auswirkungen auf bestehende 
normative Ordnungen hat. Sie kann aber auch politisch folgenreich sein, 
wenn es ihr gelingt, die Auseinandersetzungen um Machtverhältnisse zu 
beeinflussen. Politische Theorie sollte sich dabei in ihrer Wirkung weder 
selbst überschätzen noch sich mit einer distanzierten Beobachterin verwech­
seln. Ihre Analysen können durchaus politischen Einfluss haben, und wenn 
wir normative Ordnungen als politisch konstituierte Ordnungen verstehen, 
dann kann auch politische Theorie an diesen Konstitutionsprozessen betei­

 
20 Vgl. am Beispiel normativer Demokratietheorie etwa die Überlegungen von Oliver Lembcke, 

Claudia Ritzi und Gary Schaal (Lembcke et al. 2012).
21 Vgl. Geuss 2011, S. 18.
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ligt sein, wenngleich in vielen Fällen vermutlich nicht so maßgeblich, wie es 
sich manche Theoretiker*innen vielleicht erhoffen mögen.

Dass politische Theorie so betrachtet auch an politischen Prozessen betei­
ligt ist, macht sie aber noch nicht zu einer politischen Akteurin unter ande­
ren – zumindest dann nicht, wenn sie sich nicht als Theorie selbst aufgeben 
will. Sich über ihre möglichen politischen Folgen ebenso wie ihre mögli­
chen Effekte auf normative Ordnungen im Klaren zu sein, ist ein wichtiger 
Bestandteil ihrer kritischen Selbstreflexion. Zu dieser kritischen Selbstrefle­
xion gehört aber unweigerlich ebenfalls eine Skepsis und Vorsicht gegenüber 
diesen eigenen politischen Dimensionen – und auch gegenüber möglichen 
eigenen normativen Positionen. Politische Theorie als unabhängig von den 
politischen Auseinandersetzungen einer Zeit, die immer auch Kämpfe um 
die normative Ordnung sind, zu verstehen, wäre naiv und zugleich hochgra­
dig problematisch. Denn politische Theorien sind nun einmal, wie es Quen­
tin Skinner in seiner Lesart der politischen Ideengeschichte nachdrücklich 
unterstrichen hat, Teil dieser politischen Konfliktkonstellationen.22 Wenn 
sich politische Theorie aber als unmittelbar politische Beteiligte versteht, 
verliert sie die kritisch-reflexive Distanz, die sie erst zur Theorie macht. 
Politische Theorie ist in einem Sinne kritisch, der Selbstkritik konstitutiv 
einbezieht – oder sie hört auf, politische Theorie zu sein.
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Zusammenfassung: Die Replik auf Lucas von Ramin skizziert eine Form demokratischer 
Kritik, die nicht auf normativen Bezugspunkten aufruht, sondern die die politische Kon­
stitution normativer Ordnungen herausstellt. Für eine politische Theorie, die eine solche 
demokratische Kritik ins Zentrum rückt, wie es in radikalen Demokratietheorien der Fall 
ist, ist Normativität ein wichtiger Gegenstand, und ihre kritischen Interventionen können 
auch Folgen für normative Ordnungen haben. Das macht sie aber noch nicht zu einer 
normativen politischen Theorie.

Stichworte: Normativität, Kritik, radikale Demokratie

Democratic Critique and the Political Constitution of Normative Orders. A 
Reply to Lucas von Ramin

Summary: The reply to Lucas von Ramin outlines a form of democratic critique that 
is not based on normative concepts but rather emphasizes the political constitution of 
normative orders. For a political theory that focuses on such a democratic critique, as 
in the case of radical theories of democracy, normativity is an important topic and its 
critical interventions can also have consequences for normative orders. However, this 
does not make it a normative political theory.

Keywords: normativity, critique, radical democracy
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DEBATTEN

Frauke Höntzsch

Das Menschsein und der Mensch

Die formale Anthropologie der Kontingenz und die Möglichkeit politischer 
Emanzipation

Ein zentraler Einwand gegen radikaldemokratische Ansätze lautet, dass sie 
rechtspopulistischen – oder allgemeiner: antiemanzipatorischen – Bewegun­
gen wenig entgegensetzen können, wollen sie den Standpunkt radikaler 
Kontingenz nicht aufgeben. Dort, wo sie es tun, müssen sie zwangsläu­
fig auf normative Ressourcen zurückgreifen, wie Hubertus Buchstein zu 
Recht anmerkt. Er fragt vor diesem Hintergrund zugespitzt: »Wie kann 
mit dem Vokabular der radikalen Demokratietheorien sinnvoll zwischen 
Demokratien und Nicht-Demokratien unterschieden werden?«1 Man kann 
darin eine Neuauflage oder Variante des Problems sehen, das Hans Kelsen 
1932 wie folgt formuliert hat: »Bleibt sie [die Demokratie] sich selbst treu, 
muß sie auch eine auf Vernichtung der Demokratie gerichtete Bewegung 
dulden, muß sie ihr wie jeder anderen politischen Ueberzeugung die gleiche 
Entwicklungsmöglichkeit gewähren.«2 Oliver Flügel-Martinsen kann diesen 
Einwand zwar abschwächen, indem er darauf hinweist, dass radikaldemo­
kratische Ansätze sich unter Verweis auf die Kontingenz von Ordnungen 
von substantiellen Konzeptionen des Volkes abgrenzen können.3 Doch die 
dahinterstehende Frage nach den normativen Prämissen der Radikaldemo­
kratie, die Frage also, ob »es sich bei der Behauptung von der fehlenden 
Essenz des radikaldemokratischen Demokratieverständnisses um ein Selbst­
missverständnis handelt«4, ist damit nicht vom Tisch. Dies ist sie umso 
weniger, als sich die Radikaldemokratie hier im Vergleich zu Kelsens unbe­
dingtem Bekenntnis zur Demokratie überraschend wehrhaft zeigt.

Die Kennzeichnung der radikalen Demokratietheorie als Theorietypus 
kritisch befragender Art, »der sich weder auf den Entwurf von Institutio­
nenmodellen noch auf die Begründung normativer Positionen einlassen 
kann, ohne den radikal-kritischen Impetus einzubüßen, der ihn vor allem 

 
1 Buchstein 2020.
2 Kelsen 2006 [1932], S. 237.
3 Flügel-Martinsen 2020 b; Flügel-Martinsen 2020 a, S. 133 f.
4 Buchstein 2020.
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auszeichnet«,5 scheint mir vor diesem Hintergrund ungenügend. Sie ist 
mit Blick auf das emanzipatorische Potenzial der Radikaldemokratie nicht 
nur unnötig defensiv,6 sondern auch theoretisch unbefriedigend.7 Zwar blei­
ben radikaldemokratische Theorien im Verständnis von Flügel-Martinsen 
normativ nicht sprachlos. Auch wenn sie keine normativen Begründungen 
vornähmen, sei »beispielsweise die durch kritische Infragestellungen erstrit­
tene Transformation einer hegemonialen normativen Ordnung und ihrer 
repressiven und exkludierenden Praktiken und Institutionen«8 doch norma­
tiv wirksam. Normativ wirksam ist hier aber weniger die Theorie als die 
kritische Praxis (auch in Gestalt einer inhaltlich bestimmten Theorie), für 
deren progressiven Charakter es jedoch ohne Rückkoppelung an Normen 
keine Gründe mehr geben kann. Anderenfalls stellt sich erneut die Frage 
nach der normativen Begründung einer solchermaßen bestimmten Transfor­
mation.

Lucas von Ramin hat aus der Engführung der radikalen Demokratietheo­
rie mit der kritischen Theorie geschlossen, »dass das normative Potenzial 
[der Radikaldemokratie] in einer Umwertung der Entfremdungserfahrun­
gen als Subjektivierungsstrategien und nicht in deren bloßer Verurteilung«9 

liege. Das scheint grundsätzlich richtig, allerdings bleiben mit dem Ergeb­
nis, dass »die Selbstkritikaktivitäten als der eigentliche normative Gehalt 
radikaldemokratischer Theoriebildung begriffen werden« können,10 nicht 
nur die spezifischen normativen Grundlagen der Subjektivierungsstrategien 
unbenannt; auch die Frage nach dem Verhältnis der normativen Grundla­
gen zur politischen Praxis bleibt offen: »Der normative Wert beruht hier 
[unter einer ›politischen‹ Perspektive] allein auf der Position des politischen 
Aktivismus.«11 Auch von Ramin landet so am Ende seiner Überlegungen 

 
5 Flügel-Martinsen 2022, S. 559.
6 Vgl. auch Gebh 2022, die ebenfalls konstatiert, dass »ein Rückzug auf ein Verständnis von 

Radikaldemokratie als ausschließlich kritische Befragung hinter ihrem Potenzial zurückbleibt« 
(ebd., S. 578).

7 Dabei stellt sich die Frage, inwiefern es überhaupt sinnvoll ist, von »radikaler Demokratietheo­
rie« beziehungsweise »radikaldemokratischen Theorien« zu sprechen. Meines Erachtens han­
delt es sich bei der Radikaldemokratie um die politische Konsequenz eines Denkens, das auf der 
erkenntnistheoretischen Annahme der Kontingenz gründet. Vor diesem Hintergrund ließen sich 
zwei Ebenen der Theorie unterscheiden, nämlich einerseits die Ebene inhaltlich bestimmter und 
als solcher kontingenter Theorien als Teil menschlicher Praxis und andererseits einer diesem 
Verständnis zugrunde liegenden, sie formal begründenden (Meta-)Theorie, deren Prämissen ich 
im Folgenden versuche offenzulegen.

8 Flügel-Martinsen 2020 b.
9 von Ramin 2021, S. 360.

10 Ebd., S. 355; Hervorhebung im Original.
11 Ebd., S. 356; Hervorhebung im Original.

162 Frauke Höntzsch

https://doi.org/10.5771/0340-0425-2025-2 https://www.inlibra.com/de/agb - Open Access - 

https://doi.org/10.5771/0340-0425-2025-2
https://www.inlibra.com/de/agb
https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/


doch wieder bei dem Problem der Abgrenzung von antiemanzipatorischen 
Bewegungen.12

Das liegt auch daran, dass die von ihm formulierte Frage, »wie die Absage 
an alle Standards als Standard dienen kann«,13 missverständlich gestellt ist. 
Die Radikaldemokratie erteilt nicht allen Standards eine Absage, sondern 
»nur« ihrem absoluten Status.14 Die Frage lautet vielmehr, welche Gründe 
der Kontingenz – als dem Grund für die Absage an die absolute Geltung 
aller Gründe – zugrunde liegen. Oder anders: Mit welchen Gründen lässt 
sich Kontingenz angesichts der Kontingenz aller Erkenntnis behaupten?

Die Antwort auf diese Frage findet sich, so meine These, in der der 
Radikaldemokratie zugrunde liegenden Subjekttheorie. Der Annahme der 
Kontingenz liegt im Rahmen radikaldemokratischer Theorien eine spezifi­
sche, anthropologiekritische Position – genauer: eine anthropologiekritische 
Position Foucaultʼscher Prägung – zugrunde beziehungsweise ist für sie 
»von großem Gewicht«: »Für den Diskurs der radikalen Demokratietheo­
rie ist insbesondere die von Foucault entwickelte Vorstellung von großem 
Gewicht, dass Subjekte nicht vorsozial oder vorpolitisch als Referenzkatego­
rien analytischer oder normativer Art verstanden werden können, sondern 
dass vielmehr zu klären ist, wie sie in historisch spezifischen Machtkonstel­
lationen subjektiviert […] werden.«15 Von einer Fixierung des Menschen 
abzurücken bedeutet nun aber keineswegs, dass man auf anthropologische 
Annahmen verzichten könnte, sondern »nur«, dass sich ihr Status ändert.16 

Das (Selbst-)Missverständnis radikaldemokratischer Theorien liegt so ver­
standen darin, dass sie zwar in der Tat essentialistische Begründungen ver­
werfen, die Annahme der Kontingenz aber in einer formalen Anthropologie 
gründet, die starke normative Implikationen enthält, ohne dass diese ausrei­

 
12 Vgl. ebd., S. 356/357.
13 Ebd., S. 338.
14 »Folglich wird nicht die Existenz von Gründen (im Plural) problematisch, sondern deren onto­

logischer Status, nun definiert als kontingent« (Marchart 2016, S. 63; vgl. daran anschließend 
Flügel-Martinsen 2020 a, S. 59). Für Marchart heißt das in der Konsequenz, »dass die Unmög­
lichkeit einer letzten Gründung alle Gründe kennzeichnet, womit der ontologische Status dieser 
Unmöglichkeit stärker sein muss als der Status jedes einzelnen pluralen Grundes« (Marchart 
2016, S. 67; Hervorhebung im Original). Vgl. im Anschluss daran auch Gebh 2023, die den 
Vorwurf uneingestandener normativer Hintergrundannahmen ernst nimmt und das Ziel ver­
folgt, den grundlosen Grund der Radikaldemokratie genauer zu bestimmen, und die hierfür die 
»Lizenz«, die »exzessive Freiheit«, vorschlägt.

15 Flügel-Martinsen 2020 a, S. 131; vgl. auch Vogelmann 2020, S. 162 ff. Hier liegt zugleich der 
Grund, warum von Ramins Analyse (2021), die dieser Engführung zwangsläufig folgt, zuletzt 
wieder bei dem Problem der Abgrenzung von antiemanzipatorischen Bewegungen landet. Fou­
caults Einfluss gilt neben der Konzeption des Subjekts auch für die Annahme der Kontingenz 
(Flügel-Martinsen 2020 a, S. 67–69; Vogelmann 2020, S. 161).

16 Vgl. für die Anthropologiekritik als anthropologisches Argument Höntzsch 2023.
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chend expliziert würden.17 Radikaldemokratische Theorien haben folglich 
kein normatives Problem18 im Sinne fehlender normativer Grundlagen. Das 
Problem liegt vielmehr darin, dass sie ihre normativen Grundlagen – genau 
genommen die spezifischen anthropologischen Prämissen der erkenntnis­
theoretischen Annahme der Kontingenz – nicht explizieren.19 Die Differenz 
zu substantiell begründeten normativen Theorien liegt folglich nicht in der 
fehlenden Begründung, sondern in einer spezifischen – formalen – Begrün­
dung der Grundlosigkeit.20

Die ausbleibende Explikation der spezifischen normativen Prämissen ist 
umso problematischer, als, wie zu zeigen sein wird, die Schwierigkeit 
der Abgrenzung von antiemanzipatorischen Bewegungen nicht aus der 
Annahme der Kontingenz als solcher resultiert. Es ist vielmehr die der Kon­
tingenzannahme im radikaldemokratischen Denken zugrunde liegende Kon­
zeption des Subjekts beziehungsweise der Subjektivierung Foucaultʼscher 
Prägung, die die Abgrenzung erschwert. Anders als eine Gegenüberstel­
lung von radikaler Kontingenz und normativen Ressourcen suggeriert, 
besteht gerade kein grundsätzlicher Widerspruch normativer Prämissen zur 
Annahme radikaler Kontingenz. Es erwächst ein Widerspruch aus bestimm­
ten, der Radikaldemokratie eingeschriebenen normativen Prämissen: Die 
Fokussierung auf Foucaults Subjektbegriff, der vor allem für die französi­
sche Tradition der Radikaldemokratie, aber grundlegend auch für hegemo­
nietheoretische Ansätze gilt,21 führt zu einer Engführung, die das emanzi­

 
17 Die radikale Demokratietheorie sei hier an Marx erinnert, dessen vielzitiertes: »Radikal sein ist, 

die Sache an der Wurzel fassen« einen Nachsatz hat: »Die Wurzel für den Menschen ist aber 
der Mensch selbst« (Marx 1976 [1844], S. 385).

18 Vgl. hierzu von Ramin 2021; Flügel-Martinsen 2022; Gebh 2022.
19 Auch die von Paul Sörensen (2020, S. 21–22; Hervorhebung im Original) mit Blick auf die 

»theoriearchitektonische[.] Zentralstellung einer als absolut postulierten Kontingenzannahme« 
konstatierte »pädagogische Leerstelle des radikaldemokratietheoretischen Diskurses« lässt sich 
als Hinweis auf das Problem der nicht explizierten anthropologischen Prämissen der Annahme 
der Kontingenz verstehen.

20 Meines Erachtens handelt es sich hier entsprechend auch nicht um eine »negative« oder 
»schwache« Konzeption von Normativität im Sinne eines »Begründens« in Gestalt von Kritik, 
wie das Lucas von Ramin (2025) zuletzt vorgeschlagen hat. Zwar stellt auch von Ramin mit 
Blick auf die »normativen Prinzipien« der Radikaldemokratie fest: »Es handelt sich dabei 
jedoch um eine spezifische Art von Gründen, die nicht als substanzielle Präskriptionen formu­
liert sind«, er verweist dazu aber auf seinen Artikel von 2021, in dem er erläutert habe, »wie 
der Aufbau dieser Begriffe formal zu verstehen ist« (von Ramin 2025, S. 21; Hervorhebung 
F.H.). Wie oben bereits ausgeführt, gelten ihm hier die Selbstkritikaktivitäten »als der eigentli­
che normative Gehalt radikaldemokratischer Theoriebildung« (von Ramin 2021, S. 355, Her­
vorhebung F.H.), sprich die Normativität liegt in der kritischen Praxis, über die normativen 
Gründe dieser Praxis und ihre Spezifik ist damit aber nichts ausgesagt.

21 Auch Laclau und Mouffe beziehen sich in ihrer Behandlung der »Kategorie des ›Subjekts‹« 
(2019, S. 152–161) grundlegend auf Foucault und konstatieren in diesem Zusammenhang: 
»Subjekte können demgemäß nicht der Ursprung sozialer Verhältnisse sein, nicht einmal in 
jenem beschränkten Sinn, daß sie mit Fähigkeiten ausgestattet sind, die eine Erfahrung ermögli­
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patorische Potenzial der Kontingenzannahme blockiert. Dies liegt meines 
Erachtens daran, dass sich in Foucaults Konzeption des Subjekts bezie­
hungsweise der Subjektivierung »freies« Handeln in Befreiung erschöpft, 
die notwendig in Unfreiheit umschlägt. Jegliche Verrechtlichung gleicher 
Freiheit muss daher als unrechtmäßige Verstetigung von Machtverhältnissen 
gelten. Damit wird die Abgrenzung von antiemanzipatorischen Bewegungen 
verunmöglicht. Doch die berechtigte Kritik am liberalen Essentialismus, der 
Umstand, dass liberale Demokratien daran scheitern, gleiche Freiheit zu 
garantieren, wo sie die rechtliche Garantie auf die Garantie gleicher indivi­
dueller Freiheitsrechte beschränken, spricht keineswegs gegen die Notwen­
digkeit der rechtlichen Garantie gleicher Freiheit an sich. Vielmehr bedarf 
es der rechtlichen Garantie gleicher Freiheit gerade, um solche ideologischen 
Schließungen zu verhindern.

Es geht hier also nicht darum, im Sinne eines »Normalisierungsdrucks« 
Erwartungen an die radikale Demokratietheorie heranzutragen,22 die in 
der Tat an ihrer Spezifik vorbeigehen. Vielmehr zielt der vorliegende Bei­
trag darauf, die der Annahme der Kontingenz eingeschriebenen anthropo­
logischen Prämissen und die aus der Übernahme von Foucaults Subjektver­
ständnis resultierende Blockade ihres emanzipatorischen Potenzials sowie 
die daraus folgende verunmöglichte Abgrenzung gegenüber antiemanzipato­
rischen Bewegungen im Rahmen der Radikaldemokratie aufzuzeigen. Dies 
soll durch einen Vergleich mit Hannah Arendts Konzept der Person erfol­
gen, das ebenfalls in der Annahme der Kontingenz resultiert,23 aber anders 
als Foucaults Konzept des Subjekts radikale Emanzipation denkbar und 
politisch möglich macht. Der Unterschied liegt dabei in der Konzeption 
des für die formale Anthropologie zentralen Konzepts der Intersubjektivi­
tät. Während das »Inter« in Arendts Konzeption der Intersubjektivität den 
Ort der Freiheit markiert, in dem die Person handelnd und sprechend 
erscheint, ist es in Foucaults Konzeption der Intersubjektivität der Grund 
für die Determination des Subjekts. Eine Garantie gleicher Freiheit, in Form 
 

chen –, weil jegliche ›Erfahrung‹ von präzisen diskursiven Bedingungen ihrer Möglichkeit 
abhängt« (ebd., S. 153). Auch wenn es ihnen im Folgenden wesentlich um den Typus der Bezie­
hung, der zwischen den Subjektpositionen existieren könnte, geht, bauen sie folglich grundle­
gend auf der zentralen Annahme des diskursiven Charakters aller Subjektpositionen auf.

22 Flügel-Martinsen 2022, S. 559.
23 Die Annahme der Kontingenz ist zwar »kein Spezifikum theoretischer Ansätze, die zum Diskurs 

radikaler Demokratietheorien im engeren Sinne gehören« (Flügel-Martinsen 2020 a, S. 49); »als 
gemeinsamer Zug« verschiedener radikaldemokratischer Ansätze gilt jedoch, »dass radikale 
Demokratietheorien die Kontingenz sozialer und politischer Ordnungen betonen und in diesem 
Zusammenhang die Bedeutung von Dissens und Konflikt über die Gestaltung dieser Ordnungen 
für demokratische Politik herausstellen« (Flügel-Martinsen 2022, S. 557) beziehungsweise dass 
sie sich zu ihr in ein »Verhältnis der Affirmation« (Marchart 2020, S. 575) setzen, sodass die 
»Kontingenzaffirmation« als »Mindestkriterium der Radikalität von Radikaldemokratie« 
(Gebh 2022, S. 581) gelten kann.
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einer Verrechtlichung, ist in der Folge nur mit Arendt, nicht aber mit Fou­
cault denkbar, sodass sich das der Annahme der Kontingenz innewohnende 
emanzipative Potenzial nur bei Arendt, nicht aber bei Foucault politisch 
übersetzt.

Die Konfrontation von Foucaults Konzept des Subjekts mit Arendts 
Konzept der Person ist folglich mit Blick auf die Frage nach den spezifi­
schen normativen Prämissen radikaldemokratischer Theorien in zweierlei 
Hinsicht aufschlussreich: Zum einen, indem anhand der Gemeinsamkeiten 
der Ansätze die spezifische – formale – Anthropologie, die der Annahme 
der Kontingenz in verschiedenen Ansätzen gleichermaßen zugrunde liegt, 
deutlich wird. Zum anderen, indem Arendts Konzeption der Person eine 
Alterative zu dem aus Foucaults Konzeption des Subjekts zwangsläufig fol­
genden »pessimistischen Hyper-Aktivismus«24 aufzeigt, ohne die Annahme 
der Kontingenz zu unterlaufen. Die Wahl fällt auf Arendt folglich weniger 
als »Vorläuferin« radikaldemokratischer Theorien25 denn als Denkerin radi­
kaler Kontingenz.26 Der Vergleich soll zeigen, dass es eine zur radikalde­
mokratischen Konzeption alternative Konzeption formaler Anthropologie 
gibt, die mit dem Kontingenzdenken vereinbar ist und auf deren Grundlage 
eine Abgrenzung gegenüber antiemanzipatorischen Bewegungen durch eine 
Verrechtlichung gleicher Freiheit möglich ist.

Im Folgenden arbeite ich zunächst die Gemeinsamkeiten zwischen den 
beiden Ansätzen heraus und lege dabei die der Annahme der Kontingenz 
zugrunde liegende formale Anthropologie offen (Abschnitt 1). Anschließend 
zeige ich anhand der Unterschiede der Ansätze hinsichtlich der Konzeption 
des intersubjektiven Prozesses der Welterschließung (Abschnitt 2) auf, dass 
das Problem der Abgrenzung von antiemanzipatorischen Bewegungen der 
Radikaldemokratie aus einer bestimmten, an Foucault orientierten Konzep­
tion der formalen Anthropologie erwächst. Mit Arendts Konzeption ist hin­
gegen eine Verteidigung gleicher Freiheit möglich (Abschnitt 3).

Die anthropologischen Grundlagen der Kontingenz

Foucault wird in Anschluss an sein berühmtes Schlusswort in Die Ordnung 
der Dinge – »Der Mensch ist eine Erfindung, deren junges Datum die 

1.

 
24 Foucault 2005 c [1983], S. 465.
25 Foucault dagegen gilt als »Inspiratiosquelle« für verschiedenste radikaldemokratische Ansätze; 

vgl. Comtesse et al. 2020, S. 16–17; vgl. auch Marchart 2016, S. 35 ff.
26 Vgl. Meyer 2020, S. 99: »Arendt versteht das Politische als Ausdruck einer radikalen histori­

schen Kontingenz, die nicht nur eine normative und ontologische Fundamentlosigkeit, sondern 
auch die durchgängige Machtverwobenheit politischer Institutionen, Akteur*innen und Prakti­
ken bedeutet.«
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Archäologie unseres Denkens ganz offen zeigt. Vielleicht auch das baldige 
Ende«27 – allgemein als Anthropologiekritiker verstanden.28 Arendt hinge­
gen wird normalerweise nicht als Anthropologiekritikerin gesehen, wohl 
weil sie der Frage nach den anthropologischen Prämissen angesichts der 
Annahme der Kontingenz nicht ausweicht.29 Das ändert aber nichts an dem 
Umstand, dass auch sie Wesensaussagen über den Menschen unmissver­
ständlich ablehnt, sodass ihre Position wie diejenige Foucaults als anthro­
pologiekritisch zu verstehen ist. In der Vita activa hält Arendt fest: »Um 
Missverständnisse zu vermeiden: die Rede von der Bedingtheit der Men­
schen und Aussagen über die ›Natur‹ des Menschen sind nicht dasselbe.«30 

Sie erklärt das Problem, das Wesen des Menschen zu erkennen, für »unlös­
bar«, würde es doch bedeuten, dass »wir wirklich über unseren eigenen 
Schatten springen«.31 Essentialistische Anthropologien sind auch in Arendts 
Verständnis unpolitisch und undemokratisch: »Jede wie auch immer gear­
tete ›Idee vom Menschen überhaupt‹ begreift die menschliche Pluralität 
als Resultat einer unendlich variierbaren Reproduktion eines Urmodells 
und bestreitet damit von vornherein und implicite die Möglichkeit des Han­
delns.«32

Trotz dieser Ablehnung essentialistischer Anthropologie verzichten beide 
keineswegs auf Aussagen über den Menschen. Nicht nur für Arendt sind 
wir, »was die Menschen immer gewesen sind – denkende Wesen«33, auch 
für Foucault34 steht außer Frage: »Der Mensch ist ein denkendes Wesen.«35 

Dabei lassen sich daraus gerade keine substantiellen Aussagen über den 
Menschen ableiten. Vielmehr handelt es sich bei der Konzeption des Den­
kens in beiden Fällen um eine Konzeption des spezifisch menschlichen 
Weltbezugs, um eine Bestimmung des Menschseins. Arendt wie Foucault 
überwinden durch eine Kritik (Foucault) beziehungsweise Neukonzeption 
(Arendt) des Denkens gleichermaßen die dem naturalistischen Denken des 
Liberalismus eingeschriebene Subjekt-Objekt-Spaltung, die Spaltung zwi­
schen dem Menschen als Subjekt und Objekt der Erkenntnis, die sich fast 
zwangsläufig in Herrschaft des Wissenden über den (noch) Unwissenden 
übersetzt. Beide konzipieren das Denken als intersubjektiven Prozess und 
 
27 Foucault 1974, S. 462.
28 Vgl. etwa Jörke 2005; Gehring 2015.
29 Vgl. hierzu Gerhardt 2007, S. 218; Brunkhorst 2015, S. 30.
30 Arendt 2002, S. 19.
31 Ebd., S. 20.
32 Ebd., S. 17.
33 Arendt 1998, S. 21.
34 Vgl. zu Foucaults »geheimer Anthropologie« Brinkmann 2004; vgl. auch Jörke 2009; Pircher 

1995.
35 Foucault 2005 k [1984], S. 960.
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verbinden so individuelle Differenz und soziale Verwiesenheit, Erkenntnis­
subjekt und -objekt unauflöslich im Konzept des Subjekts (Foucault) bezie­
hungsweise der Person (Arendt).

Laut Arendt konstituiert sich die Person im Denkprozess als ein Jemand,36 

enthüllt sich aber erst im Handeln und Sprechen:37 »Handeln als Neuan­
fang entspricht der Geburt des Jemand, es realisiert in jedem Einzelnen 
die Tatsache des Geborenseins; Sprechen wiederum entspricht der in die­
ser Geburt vorgegebenen absoluten Verschiedenheit«.38 Erst wo man das 
Gedachte handelnd und sprechend mitteilt, erscheint man als Person. Denn 
laut Arendt sind »Sein und Erscheinung dasselbe«,39 das heißt, wer nicht 
vor den anderen erscheint, der ist nicht. Damit ist zugleich die Aufhebung 
der Spaltung des Menschen in Erkenntnissubjekt und -objekt angesprochen: 
»Die Welthaftigkeit der Lebewesen bedeutet, daß kein Subjekt nicht auch 
Objekt ist und als solches einem anderen erscheint, das seine ›objektive‹ 
Wirklichkeit gewährleistet.«40

Auch in Foucaults kritischer Genealogie ist das Denken nicht von den 
gesellschaftlichen Umständen zu lösen, wenn auch auf andere Weise als 
bei Arendt: Die Art, wie der Mensch denkt, hängt für Foucault »mit der 
Gesellschaft, der Politik, der Wirtschaft und der Geschichte zusammen, 
aber auch mit allgemeinen, universellen Kategorien und formalen Struktu­
ren«.41 Wenn Foucault mit Blick auf die formalen Strukturen »unter Den­
ken den Akt versteht, der in ihren diversen möglichen Beziehungen ein 
Subjekt und ein Objekt setzt«,42 kommt auch hier die Nicht-Fixierbarkeit 
des Menschen zum Ausdruck. Zwar kann der Mensch – und hierin liegt 
ein entscheidender Unterschied zu Arendts Konzeption –, indem er denkt, 
gar nicht anders, als sich zu objektivieren. Das aber verweist auf die Viel­
falt möglicher Beziehungen, in die sich der Mensch im Prozess der Welter­
schließung zu sich selbst setzen kann. Das Subjekt ist »keine Substanz. Es 
ist eine Form, und diese Form ist weder vor allem noch durchgängig mit 
sich selbst identisch«.43 Foucaults Rede vom »Tod des Menschen« bedeu­
tet folglich keine Absage an anthropologische Aussagen, Foucault hat das 
Subjekt weder »eliminiert«,44 noch ist er der radikalen »Auslöschung des 

 
36 Vgl. Arendt 2007, S. 85, S. 92/93.
37 Vgl. Arendt 2002, S. 213.
38 Ebd., S. 217.
39 Arendt 1998, S. 29; Hervorhebung im Original.
40 Ebd., S. 29/30.
41 Foucault 2005 k [1984], S. 960.
42 Foucault 2005 f [1984], S. 777.
43 Foucault 2005 i [1984], S. 888.
44 Honneth 1985, S. 136.
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Subjekts« gefolgt,45 wie das in der Rezeption der 1980er Jahre konstatiert, 
aber später revidiert wurde.46 In einer Erläuterung der berühmten Stelle 
zum »Tod des Menschen« hat Foucault vielmehr festgehalten, dass die Men­
schen im Laufe ihrer Geschichte »niemals aufgehört haben, sich selbst zu 
konstruieren, das heißt ihre Subjektivität beständig zu verschieben, sich in 
einer unendlichen und vielfältigen Serie unterschiedlicher Subjektivitäten zu 
konstruieren. Diese Serie von Subjektivitäten wird niemals zu einem Ende 
kommen und uns niemals vor etwas stellen, das ›der Mensch‹ wäre«.47

Arendt wie Foucault vollziehen gleichermaßen eine Wende hin zu einer 
Bestimmung des Menschseins anstelle des Menschen über den intersub­
jektiven Prozess der Welterschließung. Parallel zur politischen Differenz48 

könnte man hier von einer anthropologischen Differenz sprechen: das 
Menschsein als leere Form, die historisch und kulturell mit je unterschied­
lichem Inhalt, mit je unterschiedlichen Vorstellungen von dem Menschen, 
aber nie abschließend gefüllt werden kann. An die Stelle des Menschen 
treten Menschenbilder, die sich aus dem Menschsein ergeben, aber je immer 
nur eine mögliche Vorstellung des Menschen neben anderen darstellen.

Die »nur« formale Bestimmung dessen, wie sich die Menschen zur Welt 
in Beziehung setzen, hat gleichwohl starke normative Implikationen. Die 
erkenntnistheoretische Annahme der Kontingenz enthält mit dem in der 
Konzeption des Denkens als welterschließenden Tätigkeit implizierten Wis­
sen, dass die Umstände menschengemacht, menschengedacht und also ver­
änderbar sind, ein emanzipatives Potenzial. Dieses Potenzial realisiert sich 
jedoch nur im Handeln. Dieses gilt nicht als autonom, weil es einer vernünf­
tigen Einsicht folgt, sondern ganz im Gegenteil, weil es sich von jeglicher 
Vorfestlegung durch die Vernunft löst, die den Anspruch überzeitlicher, uni­
verseller Normen erhebt. Das hat auch radikale politische Konsequenzen: 
Die im Handeln als Selbstermächtigung, das sich von jeglicher Vorfestle­
gung löst, freigesetzte Macht lässt sich nicht, wie im Falle substantieller 
Wissensbestände, über die die einen verfügen und die anderen (noch) nicht, 
in Herrschaft übersetzen. Eine vermeintlich ein für alle Mal feststehende 
Fixierung des Menschen begründet in dieser Logik einen aufgrund des darin 
impliziten Absolutheitsanspruchs ungerechtfertigten Herrschaftsanspruch. 
Das heißt, die formale Anthropologie des Menschseins begründet, warum 
es im Politischen letzte Gründe nicht geben kann: weil jede Festschreibung 
die Subjekte beziehungsweise Personen vom Menschsein entfremdet, sprich 
Handeln und damit das Politische verunmöglicht, indem sie das politische, 
 
45 Habermas 1988, S. 324.
46 Vgl. Honneth 2003, S. 23.
47 Foucault 2005 a [1980], S. 94.
48 Marchart 2016.
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handelnde Subjekt zum Objekt degradiert. Diese formale Begründung hat 
anders als klassische philosophische Vernunftwahrheiten keinen essentialis­
tischen Gehalt, sie fixiert nicht. Gleichwohl handelt es sich um eine anthro­
pologische, um eine (spezifische) normative Position unter anderen, die auf 
einer grundlegenden (formal-anthropologischen) Ebene rechtfertigt, dass es 
Rechtfertigungen beziehungsweise Gründe absoluter Geltung im Bereich des 
Politischen nicht geben kann. Die formale Anthropologie begründet bei 
Foucault und Arendt die Annahme der Kontingenz, ihr emanzipatorisches 
Potenzial allerdings bleibt in Foucaults Konzeption des Subjekts beziehungs­
weise der Subjektivierung blockiert und autonomes Handeln, im Sinne radi­
kaler Emanzipation, folglich undenkbar.

Zwei Mal Menschsein: Intersubjektivität vs. Intersubjektivität

Arendt und Foucault begründen die Kontingenz durch eine Konzeption des 
Denkens als intersubjektiven Prozess der Welterschließung. Darin liegt ein 
emanzipatives Potenzial. Aus der jeweiligen Konzeption der Intersubjekti­
vität ergibt sich allerdings ein für die Frage nach der Möglichkeit freien 
Handelns entscheidender Unterschied. Die Intersubjektivität ist in beiden 
Ansätzen Grund für die Existenz eines Äußeren, das in Interaktion mit 
anderen entsteht und damit für die Einzelnen nie völlig verfügbar ist. Sie 
ist zugleich Grund für die Unfeststellbarkeit des Menschen als möglichem 
Ausgangspunkt radikaler Emanzipation. Tatsächlich zum Ausgangspunkt 
radikaler Emanzipation wird die Unfeststellbarkeit des Menschen jedoch 
nur bei Arendt, weil sie hier in der -subjektivität und nicht wie bei Foucault 
im Inter- gründet.

Bei Arendt erscheint die Person, deren Konstitution im Denkprozess die­
sem Erscheinen vorgeordnet ist. Die Konstitution der Person ist – wenn 
auch kein von dieser Welt losgelöster – zunächst kein inter-, sondern ein 
innersubjektiver Prozess: »Was wir üblicherweise Person oder Persönlichkeit 
– im Unterschied zu einem bloß menschlichen Wesen oder einem Niemand – 
nennen, entsteht gerade aus diesem wurzelschlagenden Denkprozeß.«49 Die 
Person konstituiert sich nicht in der Interaktion mit den anderen, sondern 
im geistigen Zwiegespräch mit sich selbst, auch wenn dieser Prozess immer 
schon auf die Pluralität, also auf die Anderen verweist: »Daß der Mensch 
wesentlich in der Mehrzahl existiert, das zeigt sich vielleicht am allerdeut­
lichsten daran, daß sein Alleinsein das bloße Bewußtsein von sich selbst, das 

2.

 
49 Arendt 2007, S. 85.
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er wohl mit den höheren Tieren gemeinsam hat, in eine Dualität während 
des Denkens überführt.«50

Arendt konzipiert das Denken als über das Handeln bestimmte Tätigkeit 
der Vernunft in Abgrenzung zum Erkennen als Tätigkeit des Verstands 
neu. Denken ist so verstanden nicht länger kontemplative (»untätige«), wel­
tenthobene Schau, sondern aktive, welterschließende, selbstkonstituierende 
Tätigkeit. Denken als geistiges Handeln hat »weder ein Ziel noch einen 
Zweck außerhalb seiner selbst«.51 Das heißt: Denken als wirkliche Tätigkeit 
objektiviert nicht. Die Neukonzeption des Denkens als geistiges Handeln 
impliziert ein radikales, das Denken selbst betreffendes Konzept der Eman­
zipation: eine radikale Emanzipation von jeglicher anthropologischen Fest­
legung, wie sie die traditionelle Philosophie vorgenommen hat und die sich 
mit Arendt als Entpolitisierung verstehen lässt. Eine Emanzipation gewisser­
maßen des Menschseins von dem Menschen. Sie muss gleichwohl – und hier 
besteht ein entscheidender Unterschied zu Foucault – vom Einzelnen nicht 
bewusst vollzogen werden, weil wirkliches Denken und Handeln immer 
schon frei sind: »Solange man handelt, ist man frei, nicht vorher und nicht 
nachher, weil Handeln und Freisein ein und dasselbe sind.«52

Die radikale Konzeption der Emanzipation gründet nicht zuletzt in 
Arendts Verständnis sprachlicher Welterschließung, die wiederum in der 
Betonung der Intersubjektivität anstelle der Intersubjektivität von der post­
strukturalistischen Konzeption Foucaults abweicht, ohne die Annahme der 
Kontingenz zu unterlaufen. Zwar verweist die Sprachfähigkeit laut Arendt 
darauf, dass die Menschen nur in Mehrzahl existieren – »Menschen sind 
nur darum zur Politik begabte Wesen, weil sie mit Sprache begabte Wesen 
sind«53 – und damit auf die Angewiesenheit der Person auf ein Beziehungs­
netz, in dem sie zuallererst erscheint und also nur sein kann. Doch Arendt 
versteht Sprache vorrangig als schöpferisches (weniger als determinierendes) 
Vermögen: »Sprechen [...] entspricht der in dieser Geburt vorgegebenen 
absoluten Verschiedenheit«.54 Entsprechend der Vorrangigkeit der Subjekti­
vität beziehungsweise der Inner- vor der Interaktion verbürgt auch die Spra­
che in erster Linie Autonomie, sie determiniert nie absolut: »Keine Sprache 
besitzt einen fertigen Wortschatz für die Bedürfnisse des Geistes; stets wer­
den Wörter geborgt, die ursprünglich entweder eine Sinneserfahrung oder 
eine andere Alltagserfahrung bedeuteten.«55

 
50 Arendt 1998, S. 184; Hervorhebung im Original.
51 Arendt 2002, S. 206.
52 Arendt 2013, S. 206.
53 Arendt 2002, S. 11.
54 Ebd., S. 217.
55 Arendt 1998, S. 107.
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Anders als bei Arendt steht bei Foucault nicht nur das determinierende 
Moment der Sprache,56 sondern auch das determinierende Moment der 
Intersubjektivierung im Vordergrund: Subjektivierung ist immer schon 
Intersubjektivierung, die immer Machtbeziehung ist. Machtbeziehungen 
sind für das Menschsein konstitutiv. Auch Foucault versteht Denken als 
Handeln, er hebt die Hierarchie zwischen Denken und Handeln aber – 
anders als Arendt – nicht auf: Denken als »die eigentliche Form des Han­
delns«57 determiniert vielmehr weiterhin das Handeln. Als denkende Wesen 
sind wir Objekte unserer selbst, und alles Handeln ist von den je durch 
das Denken konstituierten Subjekt-Objekt-Verhältnissen determiniert bezie­
hungsweise findet vor diesem Hintergrund statt. Anders als bei Arendt 
meint Emanzipation bei Foucault immer Befreiung von der so verstandenen 
vorgängigen Praxis des Menschseins. Entsprechend kann es mit Foucault 
nichts »seinem Wesen und seiner eigentlichen Funktion nach radikal Befrei­
endes«58 geben. Ziel kann es vor diesem Hintergrund »nur« sein, zu verhin­
dern, dass Machtbeziehungen erstarren: »Die Befreiung eröffnet ein Feld für 
neue Machtbeziehungen, die es durch Praktiken der Freiheit zu kontrollie­
ren gilt.«59

Zwar ist, obwohl Foucaults Denken zentral um die Frage der unvermeidli­
chen Objektivierung des Menschen und deshalb um Macht kreist, das Ziel 
auch hier die Freiheit,60 die bei ihm ebenfalls im Handeln liegt: »Freiheit ist 
Praxis.«61 Allerdings nicht wie bei Arendt im Sinne eines Neuanfangs: Frei­
heit als unabgeschlossener Prozess bedeutet, Machtbeziehungen dynamisch 
zu halten, nicht aber im eigentlichen Sinne autonomes Handeln. »Freiheit« 
bleibt hier auf den Akt der Befreiung beschränkt, der mit Foucault notwen­
dig in Unfreiheit umschlägt. Freiheit im Sinne der Lösung von jeglicher 
Festlegung, die bei Arendt eine Emanzipation des Denkens selbst ist, ist mit 
Foucault im wahrsten Sinne des Wortes undenkbar. Wo Arendt Freiheit und 

 
56 Sprache enthält mit Foucault zwar in sich auch die Voraussetzung für Emanzipation, aber das 

determinierende Moment überwiegt auch hier: Die »gesagten Dinge, eben in ihrer Wirklichkeit 
als gesagte Dinge, sind nicht, wie man mitunter allzu sehr anzunehmen geneigt ist, eine Art 
Windhauch, der vorübergeht ohne Spuren zu hinterlassen, sondern in Wirklichkeit haben sie, so 
winzig diese Spuren auch sein mögen, Bestand, und wir leben in einer Welt, die ganz mit Dis­
kursen, das heißt mit Aussagen durchzogen und durchwirkt ist […]. Die bereits gesagte Spra­
che, die Sprache als eine, die bereits da ist, bestimmt auf eine gewisse Weise das, was man 
danach sagen kann, unabhängig oder innerhalb des allgemeinen sprachlichen Rahmens« (Fou­
cault 2005 e [1984], S. 738).

57 Foucault 2005 d [1984], S. 710.
58 Foucault 2005 b [1982], S. 330.
59 Foucault 2005 i [1984], S. 878.
60 Vgl. für Interpretationen, die die zentrale Rolle der Freiheit betonen, unter anderem Mazumdar 

2015; Oksala 2005; Schubert 2018.
61 Foucault 2005 b [1982], S. 330.
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das Politische zusammendenkt – »Frei sein können Menschen nur in Bezug 
aufeinander, also nur im Bereich des Politischen und des Handelns«62 –, 
könnte das Subjekt bei Foucault radikal frei sein nur – rein hypothetisch – 
vor jeder sozialen Beziehung. Während also das »Inter« bei Arendt den Ort 
der Freiheit markiert, wo Menschsein im Handeln möglich ist, weil die Per­
son hier handelnd und sprechend erscheint, ist es bei Foucault der Grund 
für die Determination des Subjekts und damit das, von dem es sich, immer 
wieder aufs Neue, zu befreien gilt, auf das die Subjektivierung und damit 
auch das Subjekt aber immer verwiesen bleibt.

Gleiche Freiheit als Ermöglichungsbedingung des Menschseins

Der veränderte Blick auf die Menschen spricht für den demokratischen 
Prozess, der durch Ergebnisoffenheit und Kontextsensibilität gekennzeichnet 
ist. Demokratie reagiert so verstanden auf die Beschränkung menschlicher 
Erkenntnis, wie schon Hans Kelsen ausführte: »Denn was könnte es für 
einen Sinn haben, über eine Maßnahme, deren Richtigkeit über allen Zwei­
fel erhaben feststeht, abstimmen und die Mehrheit entscheiden lassen [sic]? 
[…] Aber läßt sich die Frage nach dem besten Inhalt der gesellschaftlichen 
Ordnung in dieser Weise beantworten? Ist menschlicher Erkenntnis über­
haupt absoluter Wert erreichbar?«63 Darin kommt zugleich (und entgegen 
Kelsens späterem Verständnis,64 das noch zu thematisieren sein wird) die 
Kritik an einem ideologischen Liberalismus zum Ausdruck, als ein Libera­
lismus, der die rechtliche Rahmung der Demokratie aus der Natur des 
Menschen begründet und damit einen »absoluten Wert« behauptet, der 
auch Herrschaft und Zwang rechtfertigt. Das zu kritisieren und damit 
den Status politischer Ordnung als vermeintlich der Natur des Menschen 
entsprechenden Ordnung zu hinterfragen, der notwendig zu Ausschlüssen 
führt, ist eine Stärke (auch) radikaldemokratischer Ansätze. Es stellt sich 
allerdings die Frage, was der Verzicht auf die Begründung durch eine essen­
tialistische Anthropologie für die Möglichkeit der rechtlichen Rahmung der 
Demokratie bedeutet. Denn eine solche Rahmung ist nicht nur für das 
moderne Verständnis von Demokratie zentral (insofern es gerade die histo­
rische Leistung des Liberalismus war, die demokratische Gleichheit durch 
die Garantie gleicher Rechte auf alle Menschen auszuweiten), sondern auch 
für das Fortbestehen der Demokratie. Denn die Demokratie birgt die Gefahr 
der »Abschaffung der Demokratie mit ihren eigenen Mitteln« in sich, inso­

3.

 
62 Arendt 2013, S. 201; Hervorhebung im Original.
63 Kelsen 2006 [1932], S. 236.
64 Vgl. für die Entwicklung von Kelsens Demokratietheorie Dreier 2019.

Das Menschsein und der Mensch 173

Leviathan, 53. Jg., 2/2025

https://doi.org/10.5771/0340-0425-2025-2 https://www.inlibra.com/de/agb - Open Access - 

https://doi.org/10.5771/0340-0425-2025-2
https://www.inlibra.com/de/agb
https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/


fern sie »auch ihren ärgsten Feind an ihrer eigenen Brust nähern muß.«65 

Es stellt sich also die bereits in der Einleitung aufgeworfene Frage, wie 
sich radikale Demokratietheorie von antiemanzipatorischen Bewegungen 
abgrenzen und eine rechtliche Garantie gleicher Freiheit begründen kann, 
ohne das Verständnis politischer Ordnungen als kontingente Ordnungen 
aufzugeben.

Die unterschiedliche Konzeption der Intersubjektivität bei Arendt und 
Foucault hat Auswirkungen auch auf die Frage nach der Möglichkeit der 
Verrechtlichung gleicher Freiheit und damit auf die Frage nach der Mög­
lichkeit der Abgrenzung von antiemanzipatorischen Bewegungen. Foucault 
und Arendt formulieren beide im Rahmen ihrer Auseinandersetzung mit 
den Menschenrechten ein fundamentales Recht, das das Menschsein (in 
der je unterschiedlichen Ausformulierung) erst ermöglicht, sich aber einer 
Einordnung in positives Recht entzieht. Arendt fordert ein »Recht, Rechte 
zu haben«,66 das sie im Wesentlichen als ein Recht versteht, Teil einer politi­
schen Gemeinschaft zu sein, und damit erst die Möglichkeit zu haben, zu 
sprechen und zu handeln, also frei zu sein. Foucault postuliert ein »neue[s] 
Recht« als Recht auf Widerstand, »ein absolutes Recht, sich zu erheben 
und sich an diejenigen zu wenden, die die Macht innehaben«,67 also als ein 
Recht, sich zu befreien. Eine ein für alle Mal gültige Rechtsetzung als Schlie­
ßung des Politischen wird dadurch in beiden Fällen undenkbar. Es besteht 
aber trotz dieser grundsätzlichen Gemeinsamkeit hinsichtlich des Status ein 
entscheidender Unterschied mit Blick auf die politischen Implikationen des 
jeweiligen Rechts. Während mit Arendts »Recht, Rechte zu haben« die 
Verrechtlichung gleicher Freiheit als eine Verrechtlichung denk- und damit 
kritisier- und veränderbar wird, ist sie für Foucault in jeder ihrer Formen 
undenkbar. Bei Foucault lässt sich »freies Handeln«, insofern es sich in der 
Befreiung erschöpft, nicht, auch nicht nur der Form nach auf Dauer stellen. 
Das »Inter« geht als Machtbeziehung der Subjektivierung immer schon vor­
aus, weshalb die Möglichkeit der »Freiheit« auf Widerstand als Befreiung 
beschränkt ist. Das autonome Subjekt am Grunde der Kontingenz ist in 
Foucaults Konzeption politisch im wahrsten Sinne des Wortes blockiert, 
»eingeschlossen« in die Form des Widerstands – unabhängig von den damit 
jeweils verfolgten (anti)emanzipatorischen Zielen.

Die formale Festlegung erklärt sich nicht zuletzt aus Foucaults kritisch-
genealogischem Zugriff auf das Denken. Foucault kann, wie das Habermas 
prägnant festgehalten hat, »im Hinblick auf seine eigene genealogische 
 
65 Kelsen 2006 [1932], S. 237.
66 Arendt 2008, S. 614; vgl. auch Arendt 1949; vgl. für Arendts Kritik der Menschenrechte auch 

Höntzsch 2020.
67 Foucault 2005 h [1984], S. 874.
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Geschichtsschreibung nicht genealogisch«68 denken. Anders gesagt: Fou­
caults Unternehmen der kritischen Geschichte des Denkens beweist, was 
sie voraussetzt, wenn auch nicht hinsichtlich ihrer inhaltlichen Ergebnisse, 
wohl aber in der Darstellung der Geschichte als Abfolge kontingenter Sub­
jektivierungsprozesse. Das heißt, das Konzept des Subjekts beziehungsweise 
der Subjektivierung ist für Foucault wahr, wenn auch aus einer veränderten 
Wissensformation heraus.69 Damit ist zugleich ein Ziel gelingender mensch­
licher Existenz benannt: die bewusste Subjektivierung, die, um ihre eigene 
Kontingenz wissend, immer in Bewegung gehalten wird, als Übernahme 
radikaler Verantwortlichkeit in der Welt. Aus dieser wenn auch nicht inhalt­
lichen, so doch formalen Bestimmung gelingender menschlicher Existenz 
rechtfertigt sich Foucaults neues Recht: Wenn Menschsein durch den Akt 
der Welterschließung als Akt der Konstitution des Verhältnisses zwischen 
Subjekt und Objekt definiert ist, das sich als Machtbeziehung verstehen 
lässt, dann muss das Recht auf Widerstand absolut gelten, um Machtbezie­
hungen dynamisch zu halten und Menschsein zu ermöglichen.

Die formale Anthropologie in Foucaults Konzeption, Foucaults Konzep­
tion der Intersubjektivierung, begründet die prinzipielle Ablehnung jegli­
cher Verstetigung. Für Foucault ist Herrschaft als eine verstetigte, fixierte 
Machtbeziehung und damit als Leugnung beziehungsweise Vernichtung der 
Kontingenz als Grundlage von Freiheit in keiner Form zu legitimieren. Ihr 
muss, insofern sie per definitionem einen Verlust von Freiheit darstellt, in 
jeder ihrer Formen widerstanden werden: »Ich gehe also davon aus, dass 
der Terminus ›Widerstand‹ das wichtigste Wort, das Schlüsselwort dieser 
Dynamik ist.«70 Hier trifft so in der Tat zu, dass der »normative Wert […] 
hier [unter einer ›politischen‹ Perspektive] allein auf der Position des politi­
schen Aktivismus«71 beruht oder in Foucaults eigenen Worten auf einem 
»pessimistischen Hyper-Aktivismus«.72

Arendts Blick dagegen richtet sich, ausgehend von der Annahme eines 
radikalen realgeschichtlich Bruchs,73 weniger auf die Vergangenheit als auf 

 
68 Habermas 1988, S. 316; Hervorhebung im Original.
69 Foucault selbst hat festgestellt: »Das Problem der Wahrheit dessen, was ich sage, ist für mich 

ein sehr schwieriges, ja sogar das zentrale Problem« (Foucault 2005 a [1980], S. 55). Und an 
anderer Stelle: »Was ich zu erstellen versuche, ist die Geschichte der Beziehungen, die das Den­
ken mit der Wahrheit unterhält; die Geschichte des Denkens, insofern es Denken der Wahrheit 
ist. Alle diejenigen, die sagen, dass es für mich die Wahrheit nicht gibt, sind Geister, die es sich 
zu einfach machen« (Foucault 2005 g [1984], S. 825; Hervorhebung im Original).

70 Foucault 2005 j [1984], S. 916 Hervorhebung im Original.
71 von Ramin 2021, S. 356; Hervorhebung im Original.
72 Foucault 2005 c [1983], S. 465.
73 Arendt 2013, S. 35: »Erst die totalitäre Herrschaft als ein Ergebnis, das in seiner Beispiellosig­

keit mit den überkommenen Kategorien politischen Denkens nicht begriffen, dessen ›Verbre­
chen‹ mit den traditionellen Maßstäben nicht beurteilt und mit Hilfe bestehender Gesetze nicht 
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die Zukunft und entsprechend auf den Neuanfang, sodass der Fokus auf der 
durch den Bruch bereits gewonnenen Freiheit und nicht wie bei Foucault 
auf der Befreiung liegt. Arendts Denken setzt in Folge des Traditionsbruchs 
selbst neu an, es emanzipiert sich radikal von der Tradition. Anders als bei 
Foucault geht es nicht darum, vergangenes Denken zu entlarven und damit 
die bewusste Subjektivierung als richtig zu beweisen, sondern es als Hinweis 
darauf zu verstehen, »was Denken denen bedeutet, die es betreiben«,74 ohne 
es zu bewerten; für Arendt bleibt nach der Demontage der Metaphysik 
nur »eine zerstückelte Vergangenheit, die ihre Bewertungsgewißheit verloren 
hat«.75 Entsprechend geht es laut Arendt mit Blick auf die Gegenstände 
des Denkens prinzipiell nicht um Wahrheit: »Die Vernunft ist nicht auf der 
Suche nach der Wahrheit, sondern nach Sinn. Und Wahrheit und Sinn sind 
nicht dasselbe. Der Grundirrtum, dem alle speziellen metaphysischen Trug­
schlüsse nachgeordnet sind, besteht darin, den Sinn nach der Art der Wahr­
heit aufzufassen.«76 Arendt formuliert mit dem »Recht, Rechte zu haben« 
eine humanistische Grundvoraussetzung des Menschseins, die nicht darauf 
zielt, die Menschenrechte zu begründen, sondern ihren Sinn offenzulegen. 
Das ›Recht, Recht zu haben‹ ist auch bei Arendt – formal – im Menschsein 
begründet, es impliziert aber anders als Foucaults Recht auf Widerstand 
keine (auch keine nur formale) Vorstellung gelingender menschlicher Exis­
tenz.

Mit Arendt legt im Bereich des Politischen jeder Anspruch auf absolute 
Wahrheit »die Axt an die Wurzeln aller Politik und der Legitimität aller 
Staatsformen«.77 Im Bereich des Politischen werden auch philosophische 
Vernunftwahrheiten laut Arendt zur bloßen Meinung.78 Diese »Transfor­
mierung der Vernunftwahrheit in eine Meinung hat zur Folge, daß wir es 
nicht mehr mit dem Menschen überhaupt zu tun haben, sondern mit den 
Menschen in ihrer unendlichen Pluralität«.79 Das Spezifische des Mensch­
seins liegt für Arendt gerade in der Unmöglichkeit, den Menschen auf 

 
adäquat gerichtet und bestraft werden können, hat die in der Überlieferung so lange gesicherte 
Kontinuität abendländischer Geschichte wirklich durchbrochen. Dieser Traditionsbruch ist 
heute eine vollendete Tatsache; weder ist er das Resultat von Wahl und Vorsatz, noch ist er 
abhängig von weiteren Entscheidungen«; vgl. dazu auch Gruneberg 2007, S. 111.

74 Arendt 1998, S. 22.
75 Ebd., S. 208. Wir könnten laut Arendt nach dem »Abtreten der Metaphysik und Philosophie«, 

»unbelastet und ungeleitet von jeder Tradition, die Vergangenheit mit neuen Augen sehen und 
damit an einen ungeheuren Schatz unbearbeiteter Erfahrungen herankommen, ohne an irgend­
welche Behandlungsvorschriften gebunden zu sein« (ebd., S. 22).

76 Ebd., S. 25; Hervorhebung im Original.
77 Arendt 2015, S. 51.
78 Vgl. ebd., S. 57.
79 Ebd., S. 53; Hervorhebung im Original.
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den Begriff zu bringen, weshalb man nur von den Menschen im Plural 
beziehungsweise der Person sprechen kann. Die formale Bestimmung des 
Menschseins macht die inhaltliche Unbestimmbarkeit des Menschen zum 
Ausgangspunkt des Politischen, weil »die differentia specifica des Mensch­
seins ja gerade darin liegt, daß der Mensch ein Jemand ist und daß wir dies 
Jemand-Sein nicht definieren können, weil wir es mit nichts in Vergleich set­
zen und qua Wer-Sein gegen keine andere Art des Wer-Seins absetzen kön­
nen«.80 Arendt begründet die Grundlosigkeit des Politischen in der Unbe­
stimmbarkeit des Menschen als Spezifikum des Menschseins. Indem Arendt 
das Menschsein durch die Unbestimmbarkeit des Menschen bestimmt und 
nicht wie Foucault über die unhintergehbaren Machtbeziehungen, bleibt 
Arendts Konzeption nicht nur inhaltlich unbestimmt, sondern anders als bei 
Foucault auch mit Blick auf die Form freien Handelns, sodass ein Neuan­
fang stets möglich ist.

Arendt hält auf Grundlage ihrer Konzeption der Intersubjektivität die 
rechtliche Garantie gleicher Freiheit für unvermeidbar und auch für wün­
schenswert.81 Das »Inter« ist die unhintergehbare Voraussetzung des 
Erscheinens der Person als Sinn des Politischen: »Es ist der tiefe, über alles 
im gewöhnlichen Sinne Politische hinweggreifende Sinn des Öffentlichen, 
daß […] dies Personenhafte in einem Menschen […] nur da erscheinen 
kann, wo es einen öffentlichen Raum gibt.«82 Dafür sind die Menschen auf­
einander beziehungsweise auf die wechselseitige Garantie eines »Rechts auf 
Rechte« angewiesen. Geht man davon aus, dass die Machtverteilung, die 
Herrschaftsverhältnisse kontingent, menschengemacht sind, dann müssen 
wir einander als Gleiche betrachten. Genauer gesagt müssen wir uns, die wir 
aufgrund der kontingenten Umstände faktisch ungleich sind, zu politisch 
Gleichen machen, indem wir uns gleiche Freiheitsrechte zugestehen, die 
uns den Vollzug von Freiheit, also Freiheit als Praxis ermöglichen. In ihrer 
konkreten Materialisierung sind diese Freiheitsrechte allerdings stets nur als 
eine (unter anderen möglichen und damit) vorübergehende Stabilisierung 
zu verstehen, die Handeln und Veränderung nicht verunmöglicht, sondern 
ermöglicht: »Keine Zivilisation […] wäre jemals ohne einen festumrissenen 
Rahmen möglich gewesen, innerhalb dessen der Veränderungsprozeß erst 
statthaben kann.«83 Mit Arendt kann man gleiche Freiheit – als Vorausset­
zung des Menschseins – begründen, deren Umsetzung aber – weil es den 
Menschen nicht gibt – notwendig umstritten bleiben muss. Zwar »kann 

 
80 Arendt 2002, S. 223.
81 Arendt spricht vom »Zaun des Gesetzes, in dessen Umhegung Menschen in Freiheit sich bewe­

gen können« (Arendt 2008, S. 955).
82 Arendt 2014, S. 92.
83 Arendt 2012, S. 303.
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das Recht Veränderungen, wenn sie einmal vollzogen sind, stabilisieren und 
legalisieren, doch die Veränderungen an sich sind immer das Ergebnis von 
Handlungen außerrechtlicher Natur«.84

Zum Schluss: Verteidigung der Demokratie

Die Vorstellung des Politischen, wie sie auch die Radikaldemokratie vertritt, 
gründet in einer formalen Anthropologie des Menschseins. Der Annahme 
der Kontingenz und damit auch der radikalen Demokratietheorie liegt theo­
retisch das Konzept eines autonomen Subjekts zugrunde, das sich in die 
Lage versetzt sieht, sich von den im Welterschließungsprozess selbst geschaf­
fenen Umständen handelnd zu emanzipieren, wenn auch nie ein für alle 
Mal. Die aus dem Handeln als Selbstermächtigung erwachsende Macht lässt 
sich dabei gerade nicht in Herrschaft übersetzen. Die Demokratie ist vor 
dem Hintergrund dieser Annahmen das politische System der Wahl, insofern 
sie auf stets sich wandelnde Umstände reagieren kann und die wechselseitige 
Verpflichtung hier aus dem gemeinsamen Handeln erwächst.

Die Ergebnisoffenheit und Kontextsensibilität als Stärke der Demokratie 
ist aber zugleich ihre Schwäche, die verschiedene Ideologien bestrebt waren, 
sich zunutze zu machen, indem sie versucht haben, zu begrenzen und zu 
fixieren, wer als gleich und frei zu gelten hat. Hans Kelsen, der die Gefahr, 
wie eingangs zitiert, am Vorabend der nationalsozialistischen Machtüber­
nahme 1932 auf den Punkt gebracht hat, hat später, 1955, unter dem 
im vorliegenden Zusammenhang vielsagenden Titel »Foundations of Demo­
cracy« als Antwort darauf formuliert: »Die moderne Demokratie lässt sich 
vom politischen Liberalismus nicht trennen.«85 Seine Einschätzung kann 
dabei nicht nur als exemplarische Reaktion auf die Schrecken des National­
sozialismus gelten, sondern als exemplarisch auch hinsichtlich des Verständ­
nisses des politischen Liberalismus als rationaler Hegung (oder: Schließung) 
der Demokratie: »Der der modernen Demokratie inhärente Liberalismus 
bedeutet nicht nur politische, sondern auch intellektuelle Autonomie des 
Individuums, Autonomie der Vernunft, die das eigentliche Wesen des Ratio­
nalismus ist.«86 Die Autonomie des Einzelnen ist hier als eine auf Vernunft 
gegründete konzipiert, aus der sich die rationale Ordnung ableiten lässt. Die 
Kontingenzannahme hingegen macht eine Emanzipation gerade von solchen 
(vermeintlich) universellen und überzeitlichen Festschreibungen denkbar. 
Die Autonomie liegt hier im freien Handeln.

4.

 
84 Ebd., S. 304.
85 Kelsen 2006 [1955], S. 287; eigene Übersetzung.
86 Ebd., S. 288; eigene Übersetzung.
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Während mit Arendt auch freies Handeln als Neuanfang denkbar und 
politisch möglich ist, bleibt es mit Foucault auf die Form des Widerstands 
fixiert, erschöpft sich in der Befreiung und ermöglicht gerade nicht jene 
Offenheit, deretwegen Theoretiker*innen radikaler Demokratietheorie sich 
veranlasst sehen, auf Begründungen zu verzichten.87 Anders gesagt: Der 
vermeintlich radikale, auch für die politische Praxis geltende, Verzicht 
auf jegliche inhaltliche Festlegung gründet bei Foucault in einer formalen 
Festlegung freien Handelns auf die Form des Widerstands und damit auf 
einer Blockade des emanzipativen Potenzials der Kontingenzannahme. Folgt 
man der Infragestellung jeglicher Verstetigung als solcher, besteht in der 
politischen Praxis die Gefahr, dass genau das ermöglicht wird, was doch 
überwunden werden soll: die Essentialisierung kontingenter Macht- und 
Herrschaftsverhältnisse. Der Rückzug auf Widerstand, Aktivismus oder 
auch kritisches Befragen ist folglich nicht nur theoretisch unbefriedigend, er 
bedeutet zugleich politisch, »zu vergessen, dass (kontingente) Fundamente 
auch in einer demokratischen Ordnung gelegt und gegebenenfalls verteidigt 
werden müssen«.88

Es ist es ganz im Gegenteil gerade die Festlegung auf eine (mögliche) 
Verrechtlichung gleicher Freiheit, die die Offenheit politisch zu garantieren 
vermag. Wo rechtliche Materialisierungen gleicher Freiheit nicht länger 
naturalistisch begründet sind, sondern als ein von Menschen gemachter, 
gedachter Konsens verstanden werden, ändern sie ihren Status. Dann lässt 
sich aus der anthropologischen Grundlegung nicht ein für alle Mal ableiten, 
wie gleiche Freiheit rechtlich konkret ausbuchstabiert werden soll. Vielmehr 
kann sich die konkrete rechtliche Umsetzung mit den sich je wandelnden 
Umständen ändern, ohne dass dadurch die Notwendigkeit der rechtlichen 
Garantie gleicher Freiheit an sich infrage gestellt werden könnte.

Die rechtliche Garantie gleicher Freiheit bleibt unverzichtbare Grundlage 
auch einer radikalen Demokratie. Man muss die Prämissen eines unde­
mokratischen Liberalismus in Gestalt essentialistischer anthropologischer 
Annahmen, die zu einer Schließung des Politischen führen, nicht überneh­
men, sondern kann auf Grundlage der Kontingenz den Wert gleicher Frei­
heit verteidigen. Gleiche Freiheit ist in diesem Sinne unverzichtbar gerade 
dann, wenn man von der Kontingenz menschlicher Erkenntnis ausgeht, 
die es erforderlich macht, dass wir uns – als durch die gesellschaftlichen 
Umstände de facto Ungleiche – gegenseitig als politisch Gleiche und Freie 
anerkennen. Denn dies ist die Voraussetzung dafür, dass wir uns von den 
jeweiligen Umständen emanzipieren können und damit auch von den kon­

 
87 Vgl. Flügel-Martinsen 2022, S. 573.
88 Marchart 2020, 575, Hervorhebung F.H..
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kreten rechtlichen Regelungen, sollten sie die gleiche Freiheit als Vorausset­
zung dieses Prozesses nicht länger garantieren.
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Zusammenfassung: Der Annahme der Kontingenz liegt eine formale Anthropologie des 
Menschseins zugrunde, die begründet, warum es im Politischen letzte Gründe nicht 
geben kann. Die Schwierigkeit radikaldemokratischer Ansätze, sich von antiemanzipa­
torischen Bewegungen abzugrenzen, erklärt sich aus einer spezifischen, an Foucault 
anschließenden Konzeption der formalen Anthropologie. Mit der alternativen Konzep­
tion Hannah Arendts ist hingegen eine Verteidigung gleicher Freiheit möglich.

Stichworte: radikale Demokratie, Normativität, Kontingenz, formale Anthropologie, 
gleiche Freiheit

Being Human and the Human Being. The Formal Anthropology of 
Contingency and the Possibility of Political Emancipation

Summary: The assumption of contingency is based on a formal definition of being 
human that justifies why there can be no ultimate reasons in the political sphere. 
The difficulty of radical democratic approaches in demarcating from anti-emancipatory 
movements can be explained by a specific conception of formal anthropology, which is 
based on Foucault. In contrast, with Hannah Arendt’s alternative conception a defense 
of equal liberty is possible.

Keywords: radical democracy, normativity, contingency, formal anthropology, equal lib­
erty
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AUFSATZ

Helge Schwiertz

Horizontale Citizenship

Eine Revision politischer Subjektivität anhand urbaner sozialer Bewegungen

Angesichts multipler Krisen erleben Bürger:innen in Europa die Restriktio­
nen, das Versagen sowie die Abwesenheit nationalstaatlicher Institutionen. 
Diese Institutionen bieten kaum adäquate Antworten auf die Krisen und 
lassen wenig Raum für die Artikulation demokratischer Alternativen, was 
wiederum mit einer Krise etablierter Formen von Repräsentation und Citi­
zenship einhergeht. Dies hat zum Aufstieg regressiver Bewegungen sowie 
zum Wachsen rechtspopulistischer und faschistischer Projekte beigetragen, 
die bestehende nationale Ideologien und soziale Ungleichheiten verstärken 
und von Hass- und Wutbürger:innen getragen werden. Gleichzeitig haben 
progressive soziale Bewegungen an Dynamik gewonnen, die hegemoniale 
Institutionen im Namen demokratischer Prinzipien infrage stellen, Alterna­
tiven bieten und parallele Infrastrukturen der Solidarität aufbauen.1 Diese 
progressiven Bewegungen beziehen sich in der Regel weniger auf die »imagi­
nierte Gemeinschaft« des Nationalstaats und eine entsprechend abgegrenzte 
Gemeinschaft von Bürger:innen, sondern auf Städte, Nachbarschaften und 
Communities mit offeneren beziehungsweise diffuseren Grenzen. Und sie 
beschränken ihre Praxis nicht auf Partizipation, Protest und Forderungen an 
den Staat, sondern engagieren sich in Praktiken der Solidarität, der wech­
selseitigen Sorge und des Gemeinsamen; Praktiken, die im Sinne »präfigura­
tiver« Politik die von ihnen angestrebten Verhältnisse zumindest teilweise 
aktiv vorwegnehmen.2

Diese Praktiken haben auf den ersten Blick wenig gemein mit dem vor­
herrschenden liberalen Verständnis von Citizenship als formale Mitglied­
schaft und individuelles Rechtsverhältnis zum Staat.3 Vielmehr zeigt sich 
hier politisches Handeln in sozialen Beziehungen, das eine Revision des 
Begriffs politischer Subjektivität erforderlich erscheinen lässt. Daher möchte 
ich die Frage aufwerfen: Welche Bedeutung hat Citizenship in diesen Kon­
texten progressiver Bewegungen und präfigurativer Politiken noch und wie 
können wir das Konzept neu denken, um diesen Veränderungen Rechnung 

 
1 della Porta 2020; Schilliger 2021.
2 Sörensen 2023.
3 Bosniak 2008.
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zu tragen? In der Auseinandersetzung mit dieser Frage möchte ich aufzei­
gen, wie die derzeitigen Entwicklungen trotz ihrer regressiven Tendenzen 
von einer progressiven Neuorientierung begleitet werden, die sich aus kon­
flikthaften und kreativen politischen Praktiken auf lokaler Ebene ergibt. 
Inwieweit dies mithilfe von Citizenship-Begriffen verstanden werden kann 
und inwiefern solche Praktiken eine Revision dieser Begriffe anregen, steht 
im Mittelpunkt der folgenden Überlegungen.

Mit dem Begriff »horizontale Citizenship« möchte ich zur Diskussion ver­
schiedener Verständnisse von Citizenship und Politik beitragen und damit 
verbunden das analytische und normative Potenzial von Citizenship-Ansät­
zen im Hinblick auf urbane soziale Bewegungen untersuchen.4 Ihre Impulse 
aufgreifend, löse ich Citizenship begrifflich aus einer engen Bindung an den 
Staat heraus. Im Mittelpunkt stehen daher weniger die Transformationen 
von Citizenship im etablierten institutionellen Rahmen und auch nicht pri­
mär die Neuformulierung vertikaler Staat-Bürger:innen-Beziehungen »von 
unten«. Vielmehr geht es um die vielfältigen Ausprägungen von Citizenship 
durch Solidaritätsbeziehungen in der Zivilgesellschaft und in sozialen Bewe­
gungen.

Theoretisch beziehe ich mich hierbei auf Ansätze von urbaner und perfor­
mativer Citizenship, die entscheidend dazu beigetragen haben, Citizenship 
über die Fixierung auf den Nationalstaat und formal-rechtlichen Status 
hinauszudenken.5 Ich knüpfe an zentrale Elemente dieser Ansätze an und 
kombiniere sie zu einem Ansatz »horizontaler« Citizenship, der weniger das 
vertikale Verhältnis zum Staat, sondern vielmehr alltägliche Beziehungswei­
sen zwischen Bürger:innen hervorhebt, wobei sich diese nicht durch Status, 
sondern ihren Praxiszusammenhang auszeichnen. Um eine solche alternative 
Perspektive zu eröffnen, beziehe ich mich auch auf das Konzept der Hori­
zontalidad. Ein Konzept, das zunächst von argentinischen Bewegungen in 
den 2000er Jahren entwickelt und von den Bewegungen der Plätze in Grie­
chenland, Spanien und anderen Ländern in den 2010er Jahren aufgegriffen 
und weitergeführt wurde.6 Diese Bewegungen haben alternative Wege der 
politischen Praxis aufgezeigt, die auf gegenseitiger Unterstützung und engen 
sozialen Beziehungen beruhen. Um diese Aspekte zu verdeutlichen, schlage 

 
4 Schwiertz (im Erscheinen). Den umfassenderen Begriff von Citizenship (»citizen« im Englischen, 

»Citoyen« im Französischen) verwende ich, um die staats-zentristischen und bourgeoisen Eng­
führungen zu vermeiden, die mit dem deutschsprachigen Begriff von (Staats-)Bürgerschaft ver­
bunden sind. Um stellenweise eben jene Konnotation hervorzuheben, verwende ich gezielt 
»Staatsbürgerschaft«.

5 Holston 1999; Holston 2008; Isin 2008; Isin 2012; Isin 2024; für deutschsprachige Beiträge zur 
Debatte siehe Köster-Eiserfunke et al. 2014; Hess, Lebuhn 2014; Loick 2017; Kleinschmidt et al. 
2019; Supik et al. 2022.

6 Sitrin 2012; Flesher Fominaya, 2020.
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ich vor, Citizenship mit Konzepten zu kombinieren, die derzeit sowohl in 
akademischen Debatten als auch in sozialen Bewegungen eine zentrale Rolle 
spielen: Solidarität7, Care8, und Commoning9. In diesem Prozess der Theo­
rie(um)bildung ist die Auseinandersetzung mit konkreten politischen Initia­
tiven ausschlaggebend.10 Empirisch beziehe ich mich hier auf Ergebnisse aus 
einem internationalen Forschungsprojekt mit elf städtebasierten Fallstudien 
in Italien, Dänemark, Deutschland, Slowenien und der Schweiz. Mittels 
eines Methodenmixes aus Frame Analysis, in der wir Dokumente von fast 
100 Organisationen sozialer Bewegungen in Europa untersucht haben, und 
ethnografischer Feldforschung haben wir die Potenziale lokalpolitischer Ini­
tiativen im Hinblick auf die sozialen Felder Migration, Wohnen und Care 
sowie deren intersektionale Verbindungen untersucht.11

Im Folgenden setze ich mich zunächst mit den vorherrschenden Verständ­
nissen von Citizenship auseinander und konturiere den Begriff »horizontale 
Citizenship«. Diesen Begriff arbeite ich anschließend hinsichtlich verschiede­
ner Dimensionen horizontaler Beziehungsgefüge weiter aus, indem ich ihn 
mit Konzepten von Solidarität, Care und Commoning verknüpfe. Abschlie­
ßend konkretisiere ich die Bedeutung horizontaler Citizenship, indem ich 
näher auf eine politische Initiative geflüchteter Frauen eingehe, die wir im 
Rahmen einer der Fallstudien enger begleitet haben und anhand der ich 
zentrale Projektergebnisse hervorhebe, die für die Begriffsbildung prägend 
waren.

Horizontale Citizenship

Im alltäglichen Sprachgebrauch sowie in kanonisierten klassischen Werken 
der Sozialwissenschaften hat Citizenship in der Regel eine positive Konnota­
tion. Sie wird mit einer Geschichte der politischen Emanzipation und den 
Rechten und Pflichten, die mit der Zugehörigkeit zu einer Gemeinschaft von 
Bürger:innen einhergehen, in Verbindung gebracht. Linda Bosniak erklärt: 

1.

 
7 Agustín, Jørgensen 2019; Spade, 2020.
8 Santos 2020; Tronto 2013.
9 Caciagli, Milan 2021; Federici 2020.

10 Ich begreife diesen Prozess der Theorie(um)bildung als »Artikulation« im Sinne von Stuart 
Hall, Ernesto Laclau und Chantal Mouffe, um hervorzuheben, dass erstens die hierbei ver­
knüpften Konzepte durch den Bezug, in den sie gestellt werden, selbst eine veränderte Bedeu­
tung erhalten und dass zweitens die Verknüpfung mit empirischer Forschung zu einer weiteren 
Umbildung bestehender Theorieansätze und -konzepte führt (Schwiertz 2024).

11 »Enacting Citizenship and Solidarity in Europe ›From Below‹: Local Initiatives, Intersectional 
Strategies, and Transnational Networks« (2022–2025, gefördert von der VolkswagenStiftung; 
Pajnik et al. 2025). Die elf Städte wurden so ausgewählt, dass sie die historisch gewachsenen 
territorialen Gliederungen in den jeweiligen Ländern abdecken; die lokalpolitischen Initiativen 
in den einzelnen Städten wurden auf der Grundlage eines Mappings ausgewählt.

186 Helge Schwiertz

https://doi.org/10.5771/0340-0425-2025-2 https://www.inlibra.com/de/agb - Open Access - 

https://doi.org/10.5771/0340-0425-2025-2
https://www.inlibra.com/de/agb
https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/


Citizenships »normative Wertigkeit [...] ist fast ausnahmslos positiv«.12 

In der kanonisierten Soziologie – bei Max Weber, Talcott Parsons oder 
Thomas H. Marshall – ist der Citizenship-Begriff ebenfalls durchweg posi­
tiv konnotiert. Citizenship erscheint als Instrument zum Ausgleich sozialer 
Ungleichheiten; als Mittel der Emanzipation im Fortschritt von »traditionel­
len« zu »modernen« Gesellschaften.13 Im Kontrast dazu steht die zum Teil 
fundamentale Kritik an Citizenship als Herrschaftsinstrument: So wurde die 
koloniale und vergeschlechtlichte Formierung moderner Citizenship heraus­
gearbeitet,14 nationale Citizenship wird als »feudal privilege«15 und »birth­
right lottery«16 beschrieben. Marxistische Ansätze kritisieren Citizenship 
zudem als formalistisches Konstrukt, das kaum substanzielle Rechte für 
marginalisierte Klassen biete und faktische soziale Ungleichheiten verde­
cke.17 Im Modus einer rettenden Kritik möchte ich dennoch probieren, das 
deskriptive und normative Potenzial des Citizenship-Begriffs im Hinblick 
auf emanzipatorische Bestrebungen zu bergen.

Die kritische Auseinandersetzung mit vorherrschenden Verständnissen von 
Staatsbürgerschaft und die damit verknüpfte Konturierung des Begriffs von 
horizontaler Citizenship bauen vor allem auf zwei fallstudienübergreifenden 
Projektergebnissen auf: Dies sind zum einen Politikansätze, die im Alltägli­
chen gründen und zum anderen ist es die De-Privatisierung gesellschaftlicher 
Probleme durch politische Organisierungsprozesse. Erstens zeigen unsere 
Fallstudien in verschiedenen europäischen Städten die wachsende Bedeutung 
einer im Alltag verankerten Politik. Eine solche zeigt sich etwa darin, 
wenn nicht in erster Linie eine abstrakte Kritik an sozialer Ungleichheit 
formuliert wird, sondern konkret bei persönlich erfahrenen Problemen mit 
Vermieter:innen, dem Arbeitsamt oder der Ausländerbehörde, mangelnder 
Kinderbetreuung oder einer Verdrängung aus dem eigenen Stadtviertel ange­
setzt wird – Probleme, die dann durchaus als Formen sozialer Ungleichheit 
artikuliert werden. Hier sehen wir eine empirische Verschiebung in den poli­
tischen Praktiken und vor allem eine Verschiebung der Aufmerksamkeit. Es 
ist in unserer Forschung deutlich geworden, dass alltägliche Politiken und 
Praktiken des Zusammenlebens und der Fürsorge entscheidend sind und 
dass wir die lokale Aktualisierung von Citizenship nur verstehen können, 
wenn wir diese Aspekte berücksichtigen.

 
12 Bosniak 2008, S. 12, Übersetzung H.S.
13 Kritisch dazu Boatcă, Roth 2016, S. 191 f.
14 Young 1989; Boatcă, Roth 2016.
15 Carens 1987.
16 Shachar 2009.
17 Marx 2006 [1843], S. 354–356.
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Ein zweiter Aspekt, der sich in der Diskussion unserer Fallstudien heraus­
kristallisiert hat, ist, dass die von uns untersuchten Gruppen neue soziale 
Bindungen und Gemeinsamkeiten schaffen. Statt die Probleme von Einzel­
nen bloß als deren private anzusehen und damit zu individualisieren, wie 
es neoliberale Diskurse der Eigenverantwortung nahelegen, ermöglichen es 
die Gruppen, diese Probleme miteinander in Beziehung zu setzen und sie 
als soziale Probleme zu erkennen, die politisch bearbeitet werden müssen. 
Diesen Prozess begreifen wir auch als De-Privatisierung von Problemen und 
Vergesellschaftung von Lösungsansätzen, sodass Einzelne mit »ihren« Pro­
blemen nicht allein gelassen werden, sondern diese politisiert und gemein­
sam bearbeitet werden.18

Zusammengenommen verweisen diese beiden Aspekte darauf, dass die 
von uns untersuchten Initiativen traditionelle Vorstellungen von Citizenship 
infrage stellen und zugleich die Perspektive unterschiedlicher sozialwissen­
schaftlicher Zugänge erweitern. Die im Fokus stehenden lokalen Gruppen 
verbinden politische Interventionen mit gegenseitiger Hilfe und sozialer 
Unterstützung und lassen sich nicht auf das eine oder das andere reduzieren: 
Sie gehen über Protestaktionen hinaus, die im Mittelpunkt von Studien über 
soziale Bewegungen oder Citizenship stehen; sie lassen sich aber auch nicht 
auf einzelne Fälle von Selbsthilfe oder Wohltätigkeit reduzieren, wie sie 
im Mittelpunkt vieler Untersuchungen zu Solidarität und Humanitarismus 
stehen. Stattdessen entwickeln die von uns begleiteten Organisationen und 
Bewegungen eine politische Praxis, die ich als »horizontale Citizenship« 
bezeichne.

Mit dem Begriff »horizontale Citizenship« möchte ich verdeutlichen, 
wie Citizenship durch solidarische Beziehungsweisen in sozialen Bewegun­
gen und der weiteren Zivilgesellschaft ausgestaltet wird. Ein solchermaßen 
erweiterter Citizenship-Begriff ermöglicht es, grundlegend darüber nachzu­
denken, in welchen Formen wir Politik betreiben, welche Subjektivitäten 
und Beziehungsweisen ausschlaggebend sind; er ermöglicht, über staatszen­
trierte Definitionen hinauszugehen, ohne die gesellschaftliche Bedeutung 
von Staatlichkeit auszublenden – soziale Bewegungen nicht als notwendi­
gerweise auf den Staat bezogen, aber auch nicht als gänzlich von ihm 
losgelöst zu begreifen.19 Dabei soll weniger eine Substanz, ein begrifflicher 
Kern von Citizenship herausgearbeitet, sondern vielmehr aufgezeigt werden, 
wie dieser Begriff sinnvollerweise mit anderen Bedeutungen verknüpft wer­
den kann. Hinsichtlich der etablierten Traditionen von Citizenship löse ich 

 
18 Gerdes et al. 2025.
19 Staatlichkeit begreife ich hier in Anlehnung an Poulantzas (2002) nicht als feststehende und 

der Gesellschaft entgegengesetzte Einheit, sondern als materielle Verdichtung gesellschaftlicher 
Kräfteverhältnisse.
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den Begriff von seiner Engführung auf ein liberales Verständnis, das in 
modernen europäischen Diskursen vorherrscht, und artikuliere stärker einen 
republikanischen Begriff von Citizenship, der auf politisches Engagement in 
einer Gemeinschaft abstellt,20 ohne jedoch die in dieser Tradition etablierte 
Abgrenzung des Politischen vom Sozialen und die Beschränkung auf abge­
grenzte Gemeinschaften wie die Nation übernehmen zu wollen.

So wie der Citizenship-Begriff gegenwärtig meist aufgefasst wird, erscheint 
er progressiven sozialen Bewegungen jedoch oft befremdlich, und auch viele 
Forscher:innen zögern, den Begriff in Bezug auf diese zu verwenden.21 

Um dem zu begegnen, möchte ich das Vokabular von Citizenship einer 
Revision unterziehen, sodass es für die Analyse emanzipatorischer Politiken 
besser geeignet ist. Ein erster entscheidender Schritt besteht darin, traditio­
nelle Vorstellungen von Citizenship infrage zu stellen und über die Fokus­
sierung auf staatliche Institutionen, Mitgliedschaft und legalistische Vorstell­
ungen hinauszugehen, die nicht nur den alltäglichen, sondern vielfach auch 
den wissenschaftlichen Diskurs prägen. Bürger:innen werden primär über 
ein vertikales Verhältnis zum Staat definiert, dessen Mitglieder sie sind. 
Diese Mitgliedschaft wird individuell als Rechtsstatus gefasst, der mit Rech­
ten und Pflichten einhergeht, wobei die Gemeinschaft der einzelnen Bür­
ger:innen als nationale imaginiert wird. Eine solches Citizenship-Konzept ist 
nicht nur ausschließend gegenüber Nicht-Bürger:innen und problematisch 
hinsichtlich der patriarchalen, kolonialen und klassistischen Entstehungsge­
schichte europäisch-moderner Bürgerschaft. Es ist auch ein Konzept, dass 
Bürger:innen passiv macht, indem sie auf einen Status mit limitierter Partizi­
pationsfunktion und eine Zugehörigkeit zu einer imaginierten Gemeinschaft 
reduziert werden.

Vor dem Hintergrund dieser grundsätzlichen Kritik drängt sich die Frage 
auf: Warum sollten wir uns überhaupt auf Citizenship-Begriffe beziehen, 
wenn wir politische Bewegungen mit emanzipatorischen Anliegen beschrei­
ben? Ich möchte hier argumentieren, dass es gerade dessen Ambivalenz 
ist, die den Citizenship-Begriff politisch relevant und analytisch produktiv 
macht. Der Begriff ist untrennbar sowohl mit emanzipatorischen Bewegun­
gen als auch mit der herrschenden Gesellschaftsordnung verbunden und 
erlaubt es dadurch, einen Blick auf deren Wechselbeziehung zu werfen. 
Obwohl Citizenship als Herrschaftsinstrument eingesetzt wurde und wird, 
ist das Konzept zugleich mit emanzipatorischen Politiken verbunden, die 
ebendiese Herrschaft infrage stellen. Etienne Balibar begreift dies als »Dia­
lektik von Aufstand und Verfassung«.22 Um ein Beispiel zu geben: Kurz 
 
20 Bosniak 2008.
21 Für eine grundlegende Kritik siehe Papadopoulos, Tsianos 2013.
22 Balibar 2012, S. 9.
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nach der Französischen Revolution im Übergang vom 18. zum 19. Jahrhun­
dert kritisierten antirassistische und feministische Bewegungen, mit Leitfigu­
ren wie Toussaint LʼOuverture und Olympe de Gouges, die Unzulänglich­
keiten der neuen Verfassung und ihrer Definition von Staatsbürgerschaft. 
Sie nahmen die Prinzipien der Verfassung aber ebenso beim Wort, um 
weitergehende Forderungen zu artikulieren, die darauf abzielten, demokrati­
sche Citizenship-Konzepte über den Status quo hinaus zu entwickeln. Diese 
transformative und emanzipatorische Dimension wird meines Erachtens von 
jenen, die Citizenship zu Recht kritisieren, oft zu wenig berücksichtigt. Dies 
mag auch damit zusammenhängen, dass sich die Kritik häufig auf ein libera­
les Verständnis von Citizenship als individuellem Rechtsstatus bezieht.

Ich möchte nun auf zwei Ansätze eingehen, die über das liberale Verständ­
nis hinausgehen. Sie definieren Zugehörigkeit jenseits des Nationalen über 
lokale Präsenz und begreifen politisches Engagement jenseits vom Rechts­
status. Damit sind sie grundlegend für ein horizontales Verständnis von Citi­
zenship. Erstens beziehe ich mich auf Konzepte von »Urban Citizenship«.23 

Diese zielen darauf ab, Citizenship vom Nationalen zu lösen und im Loka­
len zu verankern. Dies wird zum Teil mit der Vorstellung einer nicht abge­
schlossenen, inklusiven Gemeinschaft verbunden, die Citizenship ausgehend 
von der Präsenz im städtischen Raum definiert. Urban Citizenship wird 
dabei als Gegenentwurf zum Projekt des Nationalstaats verstanden, das 
auf der Vorstellung von Einheit und Homogenität beruht. Diese Aspekte 
der Denationalisierung und Entgrenzung sind auch zentral für den Begriff 
der »horizontalen Citizenship«. Urban-Citizenship-Ansätze tendieren jedoch 
dazu, an einer Vorstellung von Citizenship als Mitgliedschaft in etablierten 
Gemeinschaften und als gesetzlich sanktioniertem Rechtsstatus festzuhalten. 
Dies zeigt sich ebenfalls in politischen Kampagnen, die sich auf den Begriff 
beziehen und die sich oftmals um die Einführung von Ausweispapieren für 
Stadtbewohner:innen drehen (Urban ID Cards, City ID). Ein solches Ver­
ständnis bleibt in gewisser Weise der vorherrschenden liberalen Tradition 
verhaftet: Citizenship wird hauptsächlich als ein zu gestaltendes Objekt 
beschrieben und erscheint nicht selbst als politische Praxis.

Um Citizenship stärker als politisches Engagement zu begreifen, beziehe 
ich mich auf performative Ansätze. Zentral ist hier das Konzept der 
»acts of citizenship«, mit dem Engin Isin auf Momente des Bruchs und 
des Öffentlich-Werdens fokussiert; politische Momente, in denen Subjekte 
Rechte einfordern und sich unabhängig von dem Status, der ihnen formal­
rechtlich zugeschrieben wird, als Citizens konstituieren.24 Diese »acts of 

 
23 Bauböck 2003; Holston 1999; Holston 2008; Darling, Bauder 2019. Für einen deutschsprachi­

gen Überblick siehe Hess, Lebuhn 2014.
24 Isin 2008, S. 18; Isin 2012; Köster-Eiserfunke et al. 2014.
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citizenship« partizipieren nicht nur an bestehenden Institutionen, sie produ­
zieren darüber hinaus neue politische Räume und Subjektivitäten. Zugleich 
ist der Ansatz grundlegend mit einem bestimmten Verständnis von Politik 
verbunden, das auf einem Öffentlich-Werden, dem lautstarken Einfordern 
von Rechten und der Inszenierung eines Bruchs mit der herrschenden Ord­
nung beruht. Dies ähnelt Hannah Arendts Begriff von Politik als spontanem 
und öffentlichem kollektiven Handeln, weist aber auch die Grenzen eines 
solchen Verständnisses auf, das potenziell weniger sichtbare, auf soziale 
Bedürfnisse bezogene Praktiken ausblendet. Mit der Konzeption horizon­
taler Citizenship plädiere ich daher dafür, auch politische Praktiken zu 
berücksichtigen, die nicht auf öffentliche Sichtbarkeit abzielen, einen Streit 
inszenieren und Rechte einfordern; Praktiken, die ausgehend von alltägli­
chen Politiken Alternativen aufbauen und präfigurieren.

Solidarität, Care und Commoning – eine dreifache Re-Artikulation von 
Citizenship

Um einen Begriff horizontaler Citizenship zu entwickeln, der nicht nur 
Momente des Bruchs fokussiert, sondern enge soziale Beziehungen in den 
Mittelpunkt rückt, re-artikuliere ich den Citizenship-Begriff nun mit Begrif­
fen der Solidarität, des Caring und des Commoning. Mit dem Solidaritäts­
begriff hebe ich hervor, wie Zusammenschlüsse diverser sozialer Positionen 
ermöglicht werden können, wobei die gemeinsame Parteinahme in einem 
Antagonismus auch über Identitätsgrenzen hinweg konstitutiv ist. »Care« 
wiederum hebt Beziehungen der Sorge hervor, die häufig durch ein asym­
metrisches Verhältnis von Sorgeempfangenden und Sorgeleistenden gekenn­
zeichnet sind. Für einen horizontalen Citizenship-Ansatz sind solche Sorge­
beziehungen grundlegend, und zugleich zeigt er, wie Initiativen Care an 
einem politischen Prinzip der Gleichheit ausrichten und oft reziprok prak­
tizieren, was eng mit den Vergemeinschaftungsprozessen des Commoning 
verknüpft ist. Als Commoning werden allgemein Prozesse beschrieben, die 
Gemeinschaften bilden und gemeinsam Güter produzieren; der horizontale 
Citizenship-Ansatz betont hier neben dem ökonomischen Aspekt gemeinsa­
mer Güter insbesondere den politischen Aspekt alternativer Vergemeinschaf­
tungsprozesse, die Herstellung des Gemeinsamen. Der Begriff »horizontale 
citizenship« verbindet diese Aspekte und fasst sie als eine Form der politi­
schen Praxis und Subjektbildung zusammen, in der wechselseitige Beziehun­
gen im Vordergrund stehen, die – zumindest ihrem Anspruch nach – nicht 
hierarchisch, sondern horizontal ausgerichtet sind und sich damit von einer 
primär vertikalen Bürger:in-Staat-Beziehung unterscheiden.

2.
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Solidarität

Die horizontale Dimension urbaner und performativer Citizenship möchte 
ich in einem ersten Schritt herausarbeiten, indem ich mich auf Begriffe von 
Solidarität beziehe. Dies erfordert zunächst eine Positionierung in der brei­
ten Debatte zu diesen Begriffen: Im Unterschied zu Konzeptionen von Soli­
darität, die in der Tradition Émile Durkheims die Frage nach dem sozialen 
Zusammenhalt und dem Erhalt der bestehenden sozialen Ordnungen zen­
tral setzen, stütze ich mich auf Konzepte, die wechselseitige Unterstützung 
und gemeinsame Kämpfe in den Mittelpunkt rücken.25 Sie zeigen auf, wie 
Solidarität durch soziale Bewegungen hervorgebracht wird, die sich durch 
ein Zusammenspiel von Antagonismus nach außen und Assoziation nach 
innen auszeichnen. Ersteres ergibt sich aus der gemeinsamen Positionierung 
in einem Konflikt, etwa gegenüber der herrschenden Migrations- oder Woh­
nungspolitik, Letzteres beruht auf Praktiken gegenseitiger Hilfe und schafft 
neue soziale Beziehungen auf verschiedenen Ebenen, die zusammen die 
Gesellschaft verändern können. Indem ich diese Aspekte hervorhebe, re-arti­
kuliere ich Prozesse der materiellen Produktion von politischer Subjektivität 
durch soziale Beziehungsweisen jenseits öffentlicher Interventionen, die in 
vielen Citizenship-Ansätzen ausgeklammert werden. Ich möchte aufzeigen, 
wie Citizens nicht nur durch eine Staatsangehörigkeit oder Akte des Wäh­
lens oder des Protests hergestellt werden, sondern wie sich eine politische 
Subjektivierung durch solidarische Zusammenschlüsse ergibt, wie Citizens 
durch Solidarität entstehen.

Diese Verbindung zwischen Citizenship und Solidarität lässt sich exempla­
risch anhand der spanischen »Indignados«- beziehungsweise »15-M«-Bewe­
gung herausarbeiten. So zeichnete sich die Bewegung nicht nur durch Pro­
teste und Platzbesetzungen aus, wenngleich dies die sichtbarsten Formen 
waren, sondern ebenso durch enge Beziehungen und kollektive Organisie­
rung rund um alltägliche Bedürfnisse.26 Das zeigt etwa die eng in die 
Platzbewegung eingebundene wohnungspolitische Selbstorganisation »Platt­
form der Hypothekenbetroffenen« (PAH), die in den zehn Jahren seit ihrer 
Gründung in 2009 mehr als 250 Ortsgruppen aufgebaut und über 4.000 
Zwangsräumungen blockiert hat.27

Diesen Punkt möchte ich nun in Bezug auf unsere Fallstudien weiter 
herausarbeiten, die zeigen, wie sich Mieter:innen durch Selbstorganisierung 

2.1

 
25 Oosterlynck et al. 2015; Agustín, Jørgensen 2019; Lessenich et al. 2020; della Porta, Steinhilper 

2021; Schwiertz, Schwenken 2022.
26 Flesher Fominaya, 2020.
27 Santos 2020, S. 132; Lluis 2023.
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als Citizens formieren.28 Das lässt sich eindrucksvoll anhand der wohnungs­
politischen Bewegung »Almen Modstand« (übersetzt: Gemeinsamer Wider­
stand) in Dänemark demonstrieren. Die translokale Bewegung ist 2018 als 
Reaktion auf das dänische »Ghettogesetz« gegründet worden, das tausende 
Menschen diskriminiert und aus ihren Nachbarschaften vertrieben hat, 
wobei es von einer kulturalistischen Unterscheidung zwischen »westlichen« 
und »nichtwestlichen« dänischen Staatsbürgern ausgeht, die als Form von 
»Neo-Rassismus« verstanden werden kann.29 Obwohl viele der von diesem 
Gesetz betroffenen Bewohner:innen durchaus einen legalen Status haben, 
werden sie in den meisten Fällen nicht als Bewohner:innen angehört und 
stattdessen von öffentlichen politischen Prozessen ausgeschlossen. Sie haben 
zwar einen formalen Bürgerstatus, aber keine substanzielle Macht als Bür­
ger:innen in Bezug auf ihren Stadtteil. Dies hängt auch damit zusammen, 
dass Wohnen im neoliberalen Diskurs zunehmend individualisiert und zu 
einer Frage der »Eigenverantwortung« gemacht worden ist. Im Gegensatz 
dazu zeigt die »Alman Modstand«-Bewegung, wie sich Bewohner:innen 
zusammenschließen und gemeinsam für ihre Rechte kämpfen können: wie 
sie als politische Subjekte auftreten und als Mieter:innen zu aktivistischen 
Citizens werden. In der Feldforschung konnten wir darüber hinaus aufzei­
gen, wie die Bewohner:innen nicht nur für ein eher abstraktes Recht auf 
Wohnen kämpfen und das Ghettogesetz zurückweisen, sondern wie sie sich 
für ein sehr konkretes Recht auf nachbarschaftliches Zusammenleben enga­
gieren, ein Zuhause im weiteren Sinne. Um ein Interview mit einer der 
Bewohner:innen zu zitieren, die an diesem Kampf teilgenommen hat: »Ich 
möchte in erster Linie mein Zuhause und die lokale Gemeinschaft erhalten. 
Dies ist nicht nur eine Wohnung, ein Ort zum Leben. Es ist mein Zuhause.« 
(Interview Greta) Die Bewohnerin verdeutlicht, dass »Alman Modstand« 
sich nicht nur für bezahlbaren Wohnraum einsetzen, sondern für den Erhalt 
lokaler Nachbarschaften, die für viele Bewohner:innen ein gemeinschaftli­
ches Zuhause bilden und zugleich eine Infrastruktur alltäglicher Solidarität.

In dieser Fallstudie zeigen wir daher, dass es nicht nur um Protestaktio­
nen, Forderungen gegenüber staatlichen Institutionen und Reformen geht, 
sondern um die Verteidigung und den Aufbau von Beziehungen transver­
saler Solidarität in der Nachbarschaft. Beziehungen also, durch die ver­
schiedene Positionen über Identitätsgrenzen hinweg zusammengeschlossen 
werden, was insbesondere durch alltägliche Begegnungen und gegenseitige 
 
28 Bernhardt, Schwiertz 2025.
29 Balibar 1990. Das Gesetz »Ein Dänemark ohne Parallelgesellschaften – keine Ghettos 

bis 2030« nennt verschiedene Kriterien für »Ghettos«, die bis 2030 beseitigt werden sollen: 
überdurchschnittlich hohe Arbeitslosen- und Kriminalitätsraten, ein unterdurchschnittliches 
Bildungs- und Einkommensniveau und vor allem den Anteil der Einwohner:innen, die vom 
dänischen Staat als »nichtwestlich« eingestuft werden.
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Hilfe ermöglicht wird. Diese Solidarität ist eine Grundlage für die weitere 
Mobilisierung für ein Recht auf Wohnen und gleichzeitig eine präfigurative 
Politik, die also ein Stück weit das vorwegnimmt, was sie anstrebt. Dabei 
geht es nur zum Teil um die Beanspruchung formaler Bürgerrechte, um Citi­
zenship als Status. Vielmehr steht in erster Linie die Verwirklichung einer 
substanziellen Community-Citizenship in alltäglichen Prozessen im Fokus: 
Citizenship als gelebte Teilhabe an einer nachbarschaftlichen Gemeinschaft, 
die durch ihren Antagonismus zum »Ghettogesetz« sowie zu einer umfas­
senderen Austeritätspolitik zugleich eine politische Dimension aufweist.

Wir können die öffentlichen Interventionen dieser Bewegungen mit Begrif­
fen aktivistischer Citizenship beschreiben, um hervorzuheben, wie hierbei 
politische Subjektivitäten in Erscheinung treten, die nicht vorgesehen sind. 
Allerdings fallen mit dieser Beschreibung in meinen Augen auch wichtige 
Aspekte unter den Tisch. Um diesen ebenfalls Rechnung zu tragen, re-arti­
kuliere ich Citizenship mit einem horizontalen Ansatz, der Solidarität ein­
bezieht, um die materielle Produktion von politischer Subjektivität jenseits 
öffentlicher Interventionen hervorzuheben. Mit dem Solidaritätsbegriff las­
sen sich zudem ortsbezogene, transversale und konfliktive Aspekte hervor­
heben. Dennoch bleibt Solidarität ein tendenziell leerer Signifikant, ein weit­
gehend unbestimmtes Konzept, das allein nicht ausreicht, um zu erläutern, 
was horizontale Citizenship ausmacht. Es soll daher mit den im Folgenden 
dargestellten Konzepten von Care und Commoning zusammengedacht wer­
den.

Care

Um die konkreten, materiellen Prozesse der Solidarität besser erfassen zu 
können, schlage ich vor, das bislang skizzierte Verständnis von Citizenship 
zusätzlich mit Care-Begriffen zu vertiefen. Diese beziehen sich ebenfalls 
auf affektive soziale Beziehungen, ermöglichen aber einen konkreteren, 
mikropolitischen Zugang. Durch Konzepte von Care und Caring können 
somit die interdependenten und verkörperten Dimensionen horizontaler 
Citizenship besser herausgearbeitet werden.30 Care ist ein wesentlicher, 
wenn auch oft unsichtbar gemachter Teil der Ökonomie, ein Schlüssel zu 
wohlfahrtsstaatlichen Regimen und sozialer Citizenship und eng mit verge­
schlechtlichten und intersektionalen Machtverhältnissen verwoben. Care ist 
aber mehr als Care-Arbeit. Neben der Dimension der alltäglichen Fürsorge 
für Angehörige und der institutionalisierten Sorgearbeit für bestimmte phy­
sische und psychische Zustände und Phasen des Lebenszyklus gibt es auch 
eine allgemeinere Vorstellung von Care als einer affektiven und ethischen 

2.2

 
30 Tronto 2013; Casas-Cortes 2019; Santos 2020; Gabauer et al. 2022.
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Disposition.31 Ausgehend von der Tatsache, dass Care potenziell in allen 
Lebensbereichen eine Rolle spielt, haben feministische Ansätze umfassende 
theoretische Konzepte von Care entwickelt. Diese Konzepte beleuchten 
nicht nur die Care-Arbeit in ihren verschiedenen Dimensionen, sondern for­
dern uns auch zu einem radikalen Umdenken über unser gesellschaftliches 
Sein in dieser Welt auf. In ihrer bahnbrechenden Arbeit definieren Berenice 
Fisher und Joan Tronto Care als »alles, was wir tun, um unsere ›Welt‹ zu 
erhalten, fortzuführen und zu reparieren, damit wir so gut wie möglich in 
ihr leben können«.32

Prominente Beispiele sind die internationalen feministischen Streiks in 
den Jahren 2017 und 2018, bei denen das Thema Care-Arbeit im Mit­
telpunkt stand. Die Streiks können jedoch nicht nur als Protestaktionen, 
sondern ebenso als kollektives Organisieren und Lernen im Alltag verstan­
den werden.33 Dies lässt sich auf Basis unserer Fallstudien aus Bern und 
Zürich genauer herausarbeiten. In beiden Städten haben wir lokalpolitische 
Initiativen begleitet, die zeigen, wie bezahlte und unbezahlte Care-Arbei­
ter:innen politische Kollektive bilden, die die Trennung von öffentlich und 
privat überschreiten und neoliberale Prinzipien der individualisierten Eigen­
verantwortung infrage stellen: eine kollektive Organisierung von Müttern 
und bezahlten Kinderbetreuerinnen; eine Basisgewerkschaft von Kita-Arbei­
ter:innen, die sich für bessere Betreuungsbedingungen einsetzt; aber auch 
nachbarschaftliche Care-Communities, die die isolierten Kinderbetreuungs­
bedingungen in Kernfamilien durch alltagspolitische Praktiken überwinden. 
Wichtig für letztere Gruppe ist etwa ein WhatsApp-Chat, der einen Aus­
tausch über die alltäglichen Kämpfe der Elternschaft ermöglicht. Ein solcher 
alltäglicher Austausch kann ermächtigende Auswirkungen haben, aber auch 
konkrete Maßnahmen zur gegenseitigen Unterstützung anstoßen, um den 
isolierenden Status quo der Elternschaft zu durchbrechen. Die verschiede­
nen Organisationsweisen rund um Care verbinden hierbei Protest und All­
tagspolitik, was Sarah Schilliger als Doppelstrategie der Einforderung und 
des Commoning von Care beschreibt: So setzen sich die Gruppen für den 
Ausbau öffentlicher Infrastrukturen der Kinderbetreuung ein, während sie 
gleichzeitig eine selbstorganisierte, solidarische Infrastruktur der Kinderbe­
treuung aufbauen und somit Care-Aufgaben vergemeinschaften. In diesem 
Sinne war die – durch die internationalen Proteste inspirierte – feministische 
Care-Streik-Bewegung in der Schweiz nicht nur entscheidend, um lautstark 
Forderungen in Bezug auf die Care-Versorgung zu stellen und deren struk­
turelle Vernachlässigung anzuprangern; vielmehr geht die Streikbewegung 
 
31 Dowling 2021, S. 9.
32 Fisher, Tronto 1990, S. 34, Übersetzung H.S.
33 Gago et al. 2018.
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über singuläre Protest-Ereignisse und sichtbare »acts of citizenship« hinaus. 
Sie sollte als ein fortlaufender Prozess der Politisierung und Organisation 
von Care in verschiedenen Formen, Größenordnungen und an verschiede­
nen Orten verstanden werden.

Care-Praktiken sind jedoch nicht nur in Sektoren der Care-Arbeit bedeut­
sam, sondern ein zentrales Element der politischen Organisierung »horizon­
taler« Citizenship. Dies zeigen etwa unsere Fallstudien zu Polikliniken und 
deren nachbarschaftlicher Einbindung (in Hamburg und Palermo) sowie 
zu Gemeinschaftsküchen in verschiedenen Städten (Berlin, Bern, Ljubljana, 
Florenz). Exemplarisch lässt sich hier die Küche in der »Partizipativen Auto­
nomen Zone in Ljubljana« (PLAC) nennen, die sich selbst als »sicherer 
Raum für alle, die vom gegenwärtigen soziopolitischen System verdrängt 
wurden«, beschreibt und im Gebäude einer ehemaligen Kantine der Road 
Company Ljubljana untergebracht ist. Hier kommen verschiedene Milieus 
aus der Nachbarschaft zusammen. Mit ihrer kollektiven Praxis des Kochens 
bieten diese Gemeinschaftsküchen eine konkrete Antwort auf alltägliche 
Bedürfnisse, während sie zugleich strukturelle Versorgungsdefizite politisie­
ren. Sie bilden zudem präfigurative Infrastrukturen der Solidarität und eine 
Basis für weitere Mobilisierung.34

Performative Citizenship-Konzepte mit Care zu re-artikulieren ist wich­
tig, um Care nicht nur als Thema, sondern als materielle Praxis des Auf­
baus politischer Kollektive hervorzuheben. Und wenn wir Care-Beziehungen 
als Citizenship-Praktiken beschreiben, ermöglicht dies umgekehrt ihre poli­
tische und radikaldemokratische Bedeutung hervorzuheben; insbesondere 
ihre Wechselbeziehung mit politischen Kämpfen.

Commoning

Abschließend argumentiere ich dafür, Citizenship mit Konzepten des Com­
moning zu re-artikulieren.35 Im Anschluss an Silvia Federici lässt sich 
Commoning als ein transformativer Prozess begreifen, der auf »die Produk­
tion unser selbst als gemeinsames Subjekt« abzielt.36 Mit anderen Worten: 
Commoning ermöglicht die Herausbildung neuer politischer Subjektivitä­
ten. Zum einen erfordern Commons eine Gemeinschaft, die auf langfristi­
gen Beziehungen der Zusammenarbeit und Mitverantwortung basiert, zum 
anderen fördern Commoning-Praktiken die Gemeinschaftsbildung. Im Zen­
trum steht ein Prozess, in dem Individuen lernen, dass ihre scheinbar per­
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34 Flückiger et al. 2024; Schilliger 2021.
35 Federici 2020; Jørgensen, Makrygianni 2020.
36 Federici 2020, S. 170.
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sönlichen Alltagsprobleme in Wirklichkeit nicht nur individuelle, sondern 
gesellschaftliche Probleme sind, die einen kollektiven Ansatz erfordern.

Konzepte des Commoning helfen dabei, die kollektive und materielle 
Dimension von Citizenship zu verstehen, ohne sich auf eine etablierte, ima­
ginierte Gemeinschaft zu beziehen. Vielmehr werden Prozesse der gemeinsa­
men Fabrikation kollektiver Subjektivität in den Mittelpunkt gerückt. Com­
moning-Konzepte richten den Blick auf Alternativen zur kapitalistischen 
Produktionsweise, die nicht auf Privateigentum beruhen. Dabei unterlaufen 
sie die liberale Aufspaltung von Privat und Öffentlich und ermöglichen 
gegenüber den bereits skizzierten Ansätzen eine genauere Bestimmung von 
Beziehungsformen. So sind sie etwa bedeutsam, um der Vereinnahmung 
von Care und Solidarität durch nationale Wohlfahrtssysteme und neolibe­
rale Reproduktionsweisen entgegenzuwirken, was kritisch als eine Form des 
»Community-Kapitalismus« diskutiert wird.37 Mit Commoning-Konzepten 
können wir demgegenüber Mechanismen der De-Privatisierung und Verge­
sellschaftung aufzeigen; Mechanismen, die die neoliberale Isolierung und 
Individualisierung gesellschaftlicher Probleme herausfordern und umgehen.

Empirisch gesehen kann sich diese Theoretisierung von Citizenship und 
Commoning etwa auf die Diskussion über Grassroots-Commoning-Projekte 
im krisengeschüttelten Griechenland beziehen.38 Ein bekanntes Beispiel ist 
hier das City Plaza Hotel, das 2016 in Solidarität mit Geflüchteten von 
Anwohner:innen besetzt wurde, viele von ihnen mit eigener Migrationsge­
schichte.39 Rund 400 Menschen lebten zeitweise dort. Es gab eine Küche, 
die dreimal täglich Mahlzeiten anbot, einen Lagerraum, Kinderbetreuung, 
ein Übersetzungsteam, ein Sicherheitsteam, Griechischkurse und kostenlo­
sen Zugang zu einem Gesundheitszentrum. Das City Plaza Hotel war 
sowohl ein Ort des politischen Protests als auch ein gemeinschaftlicher 
Raum, der neue Formen des sozialen Lebens schuf. Solche Praktiken des 
Commoning und der Solidarität können Citizenship verändern. In diesem 
Zusammenhang zeichnet Dimitris Parsanoglou eine »grammatikalisch-onto­
logische Verschiebung« in der griechischen Sprache nach: die Erfindung 
einer Subjektivität des oder der »Solidarischen«, die aus den gesellschaftli­
chen Entwicklungen der Austerität und Krise hervorgeht und ein Bedürfnis 
nach alltäglicher Solidarität ausdrückt.40

Unmittelbar im Zusammenhang mit diesem Begriff von Commons und 
Commoning stehen Kampagnen zur Enteignung von Wohnungskonzernen 
und der Vergesellschaftung von Wohnraum, die wir im Rahmen unserer 
 
37 van Dyk, Haubner 2021.
38 Varvarousis 2022.
39 Jørgensen, Makrygianni 2020.
40 Parsanoglou 2020.

Horizontale Citizenship 197

Leviathan, 53. Jg., 2/2025

https://doi.org/10.5771/0340-0425-2025-2 https://www.inlibra.com/de/agb - Open Access - 

https://doi.org/10.5771/0340-0425-2025-2
https://www.inlibra.com/de/agb
https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/


Fallstudien untersucht haben (Berlin, Hamburg, Zürich, Bern). Hierbei wird 
zudem eine kollektive politische Subjektivität der Stadtbewohner:innen her­
vorgebracht und im Hinblick auf die Kampagnenziele angerufen. Praktiken 
des Commoning haben wir aber auch in Basisorganisationen herausgearbei­
tet, die nicht in erster Linie Fragen des Eigentums und der Produktionsweise 
thematisieren. Dies sind vor allem nachbarschaftliche Organisierungen, die 
kollektive Infrastrukturen des Dissenses und hierbei ebenso lokale Gemein­
schaften aufbauen. Interessant sind in diesem Zusammenhang etwa die poli­
tischen Initiativen gegen Touristifizierung und Gentrifizierung in Florenz 
und Palermo: Diese Kämpfe für die erneute Aneignung von Stadtvierteln 
durch ihre Bewohner:innen, auch als »re-inhabitation« bezeichnet, verwei­
sen auf Begriffe des urbanen Commoning und auch auf ein nichtjuristisches 
Konzept der urbanen, horizontalen Citizenship. Ein weiterer interessanter 
Fall sind die Stadtteilversammlungen im slowenischen Maribor, in denen 
Anwohner:innen die Angelegenheiten ihrer Nachbarschaft zu einer gemein­
samen Sache machen und kollektiv entscheiden. In mehreren Bezirken der 
Stadt werden diese Versammlungen abgehalten, um eine Praxis des Hori­
zontalismus und des »Urban Commoning« zu etablieren.

Die horizontale Aktualisierung von Citizenship in der Selbstorganisierung 
geflüchteter Frauen*

Den Begriff »horizontale Citizenship« möchte ich nun weiter ausarbeiten, 
indem ich näher auf die politische Praxis von WomeN IN Action (NINA) 
eingehe, eine Selbstorganisierung geflüchteter Frauen*, die wir im Rahmen 
unserer Hamburger Fallstudie begleitet haben.41 Anhand der Gruppe lassen 
sich zudem zentrale Projektergebnisse hervorheben, die für die Begriffsbil­
dung prägend waren: die De-Privatisierung von gesellschaftlichen Proble­
men und Politikansätze, die im Alltäglichen gründen.

Die Entstehung von WomeN IN Action muss im Kontext der Flüchtlings­
proteste gesehen werden, die sich ab 2012 über ganz Deutschland und 
Europa ausgebreitet haben.42 Durch radikaldemokratische Akte, »Acts of 
Citizenship«, gelang es Geflüchteten, eine politische Subjektivität zu erstrei­
ten und ihre Forderungen nach der Abschaffung von Lagern, Mobilitätsein­
schränkungen und Abschiebungen in einer breiten Öffentlichkeit zu artiku­
lieren. Gleichzeitig standen in dieser Bewegung meist geflüchtete Männer 
im Vordergrund, und sie dominierten auch viele Räume der Bewegung.43 

So kommt es 2016 zu einer weiteren politischen Subjektivierung, ausgehend 

3.

 
41 Maaroufi, Schwiertz (im Erscheinen).
42 Ataç et al. 2015; Odugbesan, Schwiertz 2018; Schwiertz 2019; Schwiertz 2022.
43 Ünsal 2015.
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von der bislang oft unvernommenen Position geflüchteter Frauen.44 Die 
Flüchtlingsprotestbewegung hatte sich damals auf dem Gelände des Ham­
burger Theaterprojekts Kampnagel zum internationalen Kongress »The 
Struggle of Refugees« versammelt. Für geflüchtete Frauen war ein »safe 
space« am Ende des Geländes, aber kaum eine Sprechposition vorgesehen, 
was von vielen kritisch betrachtet wurde. Eine große Gruppe von Frauen 
besetzte daraufhin die Bühne im großen Saal und übernahm die dort lau­
fende Podiumsdiskussion, um über ihre Belange zu diskutieren. Indem die 
geflüchteten Frauen die ihnen zugewiesene Position verlassen, die damit 
verbundene Aufteilung infrage stellen und sich selbst eine Sprechposition 
aneignen, schaffen sie eine politische Subjektivität geflüchteter Frauen.

Im Anschluss an diese öffentlichen Proteste verliefen die Gründung und 
weitere Entwicklung von NINA sowie die damit verbundene Herausbildung 
politischer Subjektivität weniger auf den großen Bühnen. Die politische 
Praxis von NINA bestand zwar weiterhin auch in sichtbaren Protestaktio­
nen, zeichnete sich aber vielmehr ebenso durch Solidarität, »mutual aid« 
und Care sowie Prozesse des Commoning aus. Diese Aspekte werden ausge­
blendet, wenn wir die politische Praxis der Gruppe vor allem als radikalde­
mokratische Intervention und »activist citizenship« beschreiben. Mit dem 
Konzept der horizontalen Citizenship möchte ich die blinden Flecken einer 
solchen Perspektive ausleuchten, den Fokus erweitern und deutlich machen, 
dass Solidarität, Fürsorge und Vergemeinschaftung integrale Bestandteile 
des Prozesses sind, durch den sich die Mitglieder von NINA als politische 
Subjekte konstituieren. Die Frauen sind also nicht auf der einen Seite poli­
tisch und auf der anderen Seite sorgend, sondern sie sind politisch dadurch, 
dass sie sich solidarisch miteinander zeigen, füreinander sorgen und hierbei 
Probleme gemeinsam angehen.

Commoning individualisierter Probleme und kollektive Lösungsansätze

Die Gruppe, die sich einige Monate nach dem Refugee-Struggles-Congress 
zusammenfand und NINA gründete, war von dem Wunsch geleitet, einen 
Raum für geflüchtete Frauen zu schaffen; einen Raum, der Empowerment 
und politischen Aktivismus ermöglicht. Inspiriert und gefördert wurde ihr 
Ansatz durch den Austausch mit der bereits seit dem Jahr 2002 bestehen­
den Gruppe Women in Exile aus Berlin und Brandenburg. So bezieht sich 
NINA-Gründungsmitglied Kerstin auf den feministischen Slogan »Das Pri­
vate ist politisch«, den auch Women in Exile mehrfach in ihrer Praxis auf­

3.1

 
44 Rancière 2002.
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gegriffen haben. Neuen Mitgliedern der Gruppe soll Folgendes vermittelt 
werden:

»Das Private ist politisch. Also es gibt nichts, was ihr hier an Problemen 
mitkriegt, was die anderen nicht auch kennen und wo wir nicht gemeinsam 
darüber reden können und wo entweder ihr euch gegenseitig unterstützt oder 
wir auch an den Punkt kommen, wo wir sagen, okay, da müssen wir zusam­
men intervenieren, jetzt gehen wir mal zu dem Camp, jetzt machen wir mal 
irgendwas öffentlich darüber, also wo wir irgendwie an den Punkt kommen, 
wo wir was politisch damit machen wollen.« (Interview Kerstin)

Das Ziel der Gruppe ist hierbei nicht, Probleme für andere zu lösen, son­
dern Wege zu finden, wie persönliche Probleme gemeinsam gelöst werden 
können.

Im Sinne des feministischen Slogans entsteht hierbei Politik, die den 
Public-Private-Split überwindet, indem ein sozialer Raum geschaffen wird, 
der nicht den traditionellen Konzepten von Privat oder Öffentlich ent­
spricht. Dabei steht ein Prozess im Mittelpunkt, in dem die Einzelnen im 
Austausch mit anderen erfahren, dass die Probleme, mit denen sie sich 
in ihrem Alltag häufig allein konfrontiert sehen, keine bloß individuellen, 
sondern häufig gesellschaftliche Probleme sind, die einen kollektiven und 
politischen Umgang erfordern. Dieser Prozess, in dem Probleme als gemein­
same erkannt und kollektive Lösungsansätze gefunden werden, hat häufig 
eine ermächtigende Wirkung.45 Es sind diese Prozesse der De-Privatisierung 
und Vergesellschaftung im Kleinen, in denen bei NINA eine politische Sub­
jektivität als »wir, die (geflüchteten) Frauen*« hervorgebracht wird. Diese 
kollektive politische Subjektivierung beruht auf einem Antagonismus zu 
hegemonialen Institutionen, der aber nicht in erster Linie durch eine an sie 
adressierte Kritik oder Forderungen ausgetragen wird, sondern eher durch 
den Aufbau solidarischer Parallelstrukturen.

Wechselseitige Hilfe und Care-Praktiken

Auf der Grundlage der Anerkennung und des Austausches ihrer persönli­
chen Erfahrungen werden die Fähigkeiten, für sich selbst zu kämpfen, in 
einem Prozess des kollektiven Empowerments entwickelt, wie NINA-Mit­
glied Amina beschreibt, die selbst längere Zeit in einem Flüchtlingslager 
gelebt hat:

»Jede Frau kann sich selbst helfen. Wenn sie hierher kommen, wissen sie 
manchmal nicht, wer wir sind und was wir tun ... Manche von ihnen denken, 
sie kommen nur, wenn sie etwas brauchen [...], wenn etwa jemand eine Woh­

3.2

 
45 Eine solche Vergemeinschaftung von sonst individuell erfahrenen Problemen konnten wir in 

unserer Frame Analysis auch auf diskursiver Ebene herausarbeiten, sie zeigt sich aber vor allem 
in den Begegnungen vor Ort; Gerdes et al. 2025.
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nung sucht. Aber das ist nicht unsere Idee. Wir müssen stärker sein. Weißt 
du, wenn du nicht selbst kämpfst, kann dir niemand helfen. [...] Wenn wir 
Flüchtlinge sind, haben wir eine Menge Probleme, und deshalb ist es wichtig, 
wie wir wachsen, wie wir lernen und wie wir dieses ganze System verstehen. 
Und das Wichtigste ist, wie wir uns gegenseitig helfen.« (Interview Amina)46

Wie Amina reflektiert, ist der Selbsthilfe- und Empowerment-Ansatz für 
manche Frauen, die der Gruppe beitreten, nicht immer von Anfang an klar. 
Die gemeinsamen Erfahrungen der gegenseitigen Hilfe, des Lernens und des 
Empowerments schaffen jedoch sehr enge Beziehungen und einen vertrauten 
und selbst gestalteten sozialen Raum im Gegensatz zu ihren Erfahrungen in 
Flüchtlingslagern.

Der persönliche und bedürfnisorientierte Ansatz von NINA basiert auf 
kollektiven Praktiken von »mutual aid«47 und »radical collective care«48. 
Diese schaffen einen affektiven Zusammenhang, der von vielen NINA-Mit­
gliedern als feste Beziehung und »Familie« beschrieben wird. Bei ihren 
zweiwöchentlichen Treffen erzeugen sie eine einladende und angenehme 
Atmosphäre, indem sie gemeinsam kochen und essen und so gut wie mög­
lich für Kinderbetreuung und Übersetzung sorgen. Die ist für viele Frauen 
eine Voraussetzung, um überhaupt teilhaben zu können, und es ist darüber 
hinaus ein zentraler Aspekt der politischen Praxis von NINA. »Mutual 
aid« und Care werden so zu Ansätzen, die in einer prekären und vulnera­
blen Lage praktisch helfen, die aber zugleich die ungleichen Verhältnisse, 
in denen dies geschieht, infrage stellen und neu aushandeln. Umgekehrt 
betrachtet erscheinen Vulnerabilität und Prekarität hierbei – trotz aller 
Gefahren einer Romantisierung – nicht nur als Position der Ohnmacht, 
sondern als Ausgangspunkt gemeinsamer Kämpfe, sofern das Verbindende 
gemeinsam erkannt und politisiert wird.49 Die Diversität der Gruppe und 
ihres Umfelds führt jedoch auch zu Spannungen, wobei es NINA wiederholt 
gelingt, zwischen verschiedenen Positionen zu vermitteln. Dies zeigt sich 
in Auseinandersetzungen um ein inklusiveres Selbstverständnis als Frauen*, 
das etwa auch queere Personen einschließt, oder wenn insbesondere die 
geflüchteten Frauen bei NINA die teils pauschale Ablehnung von Religion 
befremdlich finden, die mehrheitlich weiße Gruppen etwa bei gemeinsamen 
Demonstrationen äußern.

 
46 Eigene Übersetzung des englischen Interviewtranskripts.
47 Mould et al. 2022.
48 Spade 2020, S. 131.
49 Butler et al. 2016, S. 1; Mould et al. 2022, S. 874.
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Translokale Infrastrukturen der Solidarität und des Protests

NINA organisieren aber auch Aktionen, die eher traditionellen Formen 
des politischen Protests entsprechen, jedoch eng mit Politiken des Alltags 
verbunden sind. So veranstalten sie jeden Monat eine Kundgebung vor 
einem großen Flüchtlingslager am Hamburger Stadtrand. Allerdings sind sie 
nicht nur dort, um zu protestieren, sondern vor allem, um eine einladende 
Atmosphäre für die Bewohner:innen des Lagers zu schaffen. Sie spielen 
Musik und bringen Essen, Kleidung und Spielsachen für Kinder mit. Von 
außen betrachtet sehen einige dies als eine bloß karitative Aktion. Für die 
NINA-Gruppe ist es hingegen ein Akt der Solidarität, auf die unmittelbaren 
Bedürfnisse einzugehen; zudem schafft dies erst eine Basis, um mit den 
Geflüchteten aus dem Lager Kontakt aufzubauen, sich über ihre Situation 
auszutauschen und sie zu ermutigen, sich zu äußern und zu organisieren.

Ein weiteres Beispiel für Protestaktionen, bei denen öffentliche Forde­
rungen artikuliert und staatliche Institutionen adressiert werden, ist eine 
Demonstration, mit der sie sich im August 2023 vor der Behörde für Stadt­
entwicklung und Wohnen in Hamburg-Wilhelmsburg versammeln, um der 
Senatorin einen Brief mit ihren Forderungen zu überreichen. Gemeinsam 
mit anderen lokalen Organisationen wie Wilhelmsburg Solidarisch (WISO) 
und der stadtweiten Kampagne zur Vergesellschaftung von Wohnraum 
»Hamburg Enteignet« zog der Protest anschließend durch den Stadtteil, um 
sich an die Nachbarschaft zu wenden, in der viele auf die ein oder andere 
Weise von der Wohnungskrise betroffen sind. Immer wieder traten hierbei 
verschiedene Mitglieder von NINA und sogar ihre Kinder ans Mikrofon 
und erhoben lautstark ihre Forderung nach »Housing for all«. Es ist diese 
umfassende Forderung nach »Wohnungen für alle«, mit der NINA ihre 
besonders prekäre Lage als geflüchtete Frauen und ihren gezielten Protest 
gegen die Unterbringung in Lagern verknüpfen und in der sich zugleich 
zahlreiche andere Kämpfe wiederfinden können.

NINA arbeitet auch abseits solcher Aktionen eng mit WISO zusammen, 
indem sie sich wechselseitig bei Veranstaltungen oder beim Kochen und 
der Kinderbetreuung unterstützen. Neben der räumlichen Nähe verbindet 
sie vor allem der politische Fokus auf Alltagsprobleme. WISO hat sich 
zum Ziel gesetzt, eine solidarische Infrastruktur im Stadtteil aufzubauen. 
Dazu laden sie zu wöchentlichen Bürotagen und einem »Anlaufpunkt« 
ein, an denen sich auch NINA-Mitglieder regelmäßig beteiligen. Indem 
sich Betroffene bei diesen offenen Treffen über ihre Probleme mit dem 
Arbeitsamt, der Ausländerbehörde oder etwa Vermieter:innen austauschen, 
kann etwas Verbindendes entstehen. So gelingt es immer wieder, Distanzen 
zwischen verschiedenen sozialen Positionen zu überwinden, gemeinsame 
und doch unterschiedliche Erfahrungen von Prekarität zu erkennen, ohne 
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die fortbestehenden Ungleichheiten zu ignorieren. Diese heterogene, aber 
geteilte Betroffenheit ist die Grundlage für transversale Solidaritäten, die die 
Mitglieder von NINA und WISO untereinander und mit der weiteren Nach­
barschaft verbinden, etwa durch die Organisation von Stadtteilversammlun­
gen, in denen der politische Umgang mit alltäglichen Problemen auch in 
größeren Zusammenhängen diskutiert wird. Wenn nicht nur Unterschiede, 
sondern auch gemeinsame Interessen in den Vordergrund gestellt werden, 
können neue solidarische Allianzen und Infrastrukturen entstehen. Diese 
gemeinsamen Interessen sind nicht einfach gegeben, sie entstehen vielmehr 
in der praktischen Zusammenarbeit und durch die Verschiebung von Kon­
fliktlinien, zum Beispiel von der Konkurrenz zwischen verschiedenen margi­
nalisierten Gruppen auf dem Wohnungsmarkt hin zu einer Positionierung 
gegen die herrschende Wohnungspolitik und -wirtschaft, so wie es der Slo­
gan »Wohungen für alle« ausdrückt. Horizontale Citizenship ermöglicht es 
so, eine politische Praxis ausgehend von den alltäglichen Problemen parti­
kularer Gruppen zu entwickeln und dies zugleich mit universellen Prinzipien 
zu verknüpfen.

Schluss

Der Begriff »horizontale Citizenship« hebt kollektive Praktiken, Bezie­
hungsweisen und Subjektivitäten im Entstehen hervor, die für die Demokra­
tisierung von Citizenship entscheidend sind, insofern kollektive politische 
Subjektivitäten hinsichtlich ihres Verhältnisses zum Grundsatz der Gleich­
heit befragt werden. Der Begriff drückt ein Citizenship-Verständnis aus, 
das Bürger:innen weder auf eine Figur der privaten Selbstverantwortung 
noch der nationalen Identität reduziert, wie es in den liberalen und repu­
blikanischen Traditionen der Fall ist. Horizontale Citizenship ist weder 
an den Nationalstaat noch an das individuelle Bürgersubjekt, weder an 
das Öffentliche noch an das Private im traditionellen Sinne gebunden. 
Der Begriff ist weder auf abstrakte Ideale des Kosmopolitismus noch auf 
begrenzte Gemeinschaften des Kommunitarismus oder auf legalistische Ver­
fahren beschränkt. Vielmehr gründet horizontale Citizenship in der konkre­
ten politischen Praxis, die tief in sozialen Beziehungen auf lokaler Ebene 
eingebettet ist.

Horizontale Citizenship bezieht sich auf die zuvor diskutierten Ansätze 
der urbanen und der performativen Citizenship: zum einen indem Citi­
zenship aus dem nationalstaatlichen Bezugsrahmen gelöst und lokal verortet 
wird, zum anderen indem im Sinne performativer Ansätze Situationen und 
Prozesse beschrieben werden, in denen wir politisch handeln und zu politi­
schen Subjekten werden. Über die Zugehörigkeit zur bestehenden Stadtge­
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meinschaft und momenthafte Akte hinaus betont der Begriff »horizontale 
Citizenship« jedoch alltägliche Politiken im Kleinen, den Aufbau nachhal­
tiger und ermächtigender Beziehungsweisen jenseits politischer Interventio­
nen und die Schaffung von Infrastrukturen der Solidarität. Diese Politiken 
sind meist nicht primär auf Protest ausgerichtet, sondern präfigurativ, inso­
fern sie einen angestrebten Wandel in der eigenen Praxis vorwegnehmen, 
wenngleich dies immer nur annäherungsweise gelingen kann. Es handelt 
sich dabei weniger um einen normativen Begriff, der Praktiken vorschreibt, 
oder um eine empirische Kategorie zur Klassifizierung bestimmter Gruppen, 
sondern vielmehr um ein heuristisches Analysekonzept, das eine bestimmte 
Betrachtungsweise nahelegt.

Doch welche gesellschaftliche Bedeutung haben die beispielhaft analysier­
ten lokalen Initiativen, die partikulare Ziele verfolgen und nur sehr begrenzt 
miteinander vernetzt sind? Drei Punkte möchte ich hervorheben und damit 
zugleich aufzeigen, welche Bedeutung die kleinen Praktiken und Beziehungs­
weisen horizontaler Citizenship für einen größeren Wandel einer Demokra­
tisierung der Demokratie haben können. Erstens bewirken die Gruppen 
Empowerment, gegenseitige Hilfe und sozialen Wandel für marginalisierte 
Gemeinschaften: Schon die Existenz dieser Organisationen selbst ist wichtig. 
Sie schaffen solidarische Gegenräume und Teilöffentlichkeiten, die häufig 
große Bedeutung für den Alltag der Beteiligten haben. Wenngleich diese 
Organisationen in der Regel nur einen begrenzten Einfluss auf hegemoniale 
Diskurse und Politiken haben, wirken sie sich auf die Alltagspolitik ihrer 
Mitglieder und ihres Umfelds aus; sie tragen zum biografischen und damit 
mittelbar zu sozialem Wandel bei. Zweitens können wir von WomeN IN 
Action und den anderen hier vorgestellten Initiativen lernen, was es bedeu­
tet, mit anderen im Sinne horizontaler Citizenship politisch zu agieren 
und gemeinsam Probleme zu bewältigen, die sonst allein erfahren werden. 
Dies lässt sich nachahmen, und es kann in diversen Formen praktiziert 
werden, wie die beschriebenen Fälle zeigen.50 Eine solche kollektive Organi­
sierung von Beziehungsweisen, die sich nicht mit einem nationalen Kollek­
tiv identifizieren, kann zudem als Politik des präventiven Antifaschismus 
begriffen werden: eine Politik, die der Isolation der Einzelnen im Hinblick 
auf Prekaritäts- und Frustrationserfahrungen entgegenwirkt, die nicht nur 
durch Austeritätspolitiken, sondern ebenso durch die Auflösung gewerk­
schaftlicher oder kirchlicher Bindungen forciert worden ist und auf der 
rechte und faschistische Projekte aufbauen können. Drittens sind die par­

 
50 Die neue Aufmerksamkeit gegenüber einer Politik, die im Alltag gründet, zeigt sich auch in 

aktuellen Strategien linker Parteien, die nicht bloß auf Demoskopie setzen, sondern über Haus­
türgespräche darauf abzielen, einen Teil ihrer Programmatik induktiv in den Problemen ihrer 
potenziellen Wähler:innen zu gründen.
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tikularen Kämpfe der verschiedenen Gruppen mit einem radikaldemokrati­
schen Universellen verknüpft. So artikulieren NINA ihren Kampf gegen 
die Unterbringung in Lagern auch als Teil einer umfassenderen »Recht auf 
Stadt«-Bewegung, wenn sie ihre Forderungen im Slogan »Housing for all« 
artikulieren. Dies ist zum einen ein Slogan, der Beziehungen transversaler 
Solidarität zu anderen Kämpfen herstellt; zum anderen ruft er ein egalitäres 
Imaginäres, einen Grundsatz der »Gleichfreiheit«51 an, der als polemisches 
Universelles gegen die de facto bestehenden sozialen Ungleichheiten gerich­
tet ist.

Praktiken horizontaler Citizenship, die lokal und auf bestimmte Com­
munities konzentriert sind, haben durch eine solche Solidarität und die 
Artikulation demokratischer Prinzipien somit das Potenzial, breitere Allian­
zen zu bilden und zu einer Demokratisierung der Demokratie beizutragen: 
eine Aktualisierung des Demokratischen über die bestehenden Demokratie­
regime hinaus.52 Entgegen vereinheitlichenden Vorstellungen von Solidarität 
als sozialem Zusammenhalt wird hier eine Solidarität politischer Kämpfe 
ersichtlich, die zugleich durch ein normatives Band verknüpft werden kön­
nen. Citizenship erscheint hier nicht als ein formeller Status oder ein 
abstraktes Ideal, sondern als ein politisches Konzept, das erst durch seine 
wiederholte Aktualisierung wirkmächtig wird und das auf einen engagierten 
Begriff des Politischen verweist.
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Zusammenfassung: Um das emanzipatorische Potenzial von Citizenship-Ansätzen in 
Bezug auf urbane soziale Bewegungen zu untersuchen, schlage ich den Begriff der »hori­
zontalen Citizenship« vor. Hierzu diskutiere ich Ansätze performativer und urbaner 
Citizenship und stelle den anhaltenden Fokus auf legalistische Konzepte und staatliche 
Institutionen in den Citizenship Studies infrage. Darüber hinaus re-artikuliere ich den 
Citizenship-Begriff mit Konzepten, die gegenwärtig sowohl in akademischen Debatten 
als auch in sozialen Bewegungen Resonanz finden: Solidarität, Care und Commoning. 
Diese konzeptionellen Überlegungen werden kombiniert mit empirischen Fallstudien 
eines europäischen Forschungsprojekts.

Stichworte: Soziale Bewegungen, Citizenship, Solidarität, Care, Commons

Horizontal Citizenship: A Revision of Political Subjectivity Based on Urban 
Social Movements

Summary: To examine the emancipatory potential of citizenship approaches in relation 
to urban social movements, I propose the concept of »horizontal citizenship«. For this 
purpose, I discuss approaches of performative and urban citizenship and question the 
persistent focus on legalistic concepts and state institutions in citizenship studies. More­
over, I re-articulate the concept of citizenship with concepts that currently resonate in 
both academic debates and social movements: solidarity, care, and commoning. These 
conceptual considerations are combined with empirical case studies from a European 
research project.

Keywords: social movements, citizenship, solidarity, care, commons
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AUFSATZ

Julian Prugger und Michael Reder

Epistemische Gewalt in der eurozentrischen Wissensproduktion

Über das Verlernen kolonialer Wissensformen am Beispiel der Klimadebatte

Der Ausgangspunkt: Wieso neutrales Wissen Gewalt impliziert1

Wissen spielt für das Verstehen und auch die Bearbeitung gegenwärtiger 
Krisen wie der Erderwärmung eine zentrale Rolle. Die Diskussionen über 
eine Verwissenschaftlichung von Politik oder eine evidenzbasierte Politik 
als Scharnier zwischen Wissenschaft(-en) und Politik sind Ausdruck hier­
von.2 Eine wichtige Dimension dieser Debatte ist die Frage danach, welche 
Wissensformen überhaupt als begründet (oder evidenzbasiert) angesehen 
werden und deshalb Grundlage politischer Entscheidungen sein sollten. Es 
bleibt allerdings meist unhinterfragt, dass das letztlich zur Rechtfertigung 
politischer Maßnahmen herangezogene Wissen solches ist, das nach den 
Prozeduren und Standards eurozentrischer Wissensproduktion gewonnen 
wird. Wissen, das nicht diesen Standards entspricht, wird häufig als nicht 
begründet oder rein subjektiv disqualifiziert. Darin zeigen sich Formen 
epistemischer Gewalt, die manche Wissensformen (mitsamt ihrer Wissens­
träger:innen) in ihrer Qualität herabsetzen oder aus der Wissensproduktion 
insgesamt ausschließen. Ein Beispiel hierfür ist die Diskussion über die Rolle 
von indigenem Wissen im Rahmen der globalen Klimapolitik. Zwar kommt 
es zunehmend zu einer Integration von indigenen Völkern und ihrer Wis­
sensbestände in die Klima(folgen)forschung und klimapolitische Maßnah­
men. Doch wird indigenes Wissen nach wie vor als ein Anderes gegenüber 
den etablierten Wissenschaften konstruiert. Darin liegt nicht nur eine post­
koloniale Abwertung indigenen Wissens. Die Konstruktion eines Anderen 
dient vor allem der Selbstvergewisserung einer eurozentrischen Wissenspro­
duktion als die eigentlich ›objektive‹ und ›wissenschaftliche‹.

Im Sinne einer immanenten (Selbst-)Kritik möchten wir im Folgenden 
diese Praxis der Integration von indigenem Wissen in Prozesse der eurozen­
trisch-akademischen Wissensproduktion offengelegen und aufzeigen, inwie­
fern dadurch oftmals (neue und gleichzeitig altbekannte) Formen epistemi­

1.

 
1 Dieser Artikel ist Ergebnis des von der DFG geförderten Projektes Politics in Search of Evidence 

(PoSEvi, Fördernummer: 458303252), das in Zusammenarbeit mit der Universitätsmedizin der 
Universität Magdeburg (Team Christian Apfelbacher) durchgeführt wurde.

2 Vgl. für die Aktualität des Themas beispielsweise Honnacker, Prugger, Reder 2024.
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scher Gewalt reproduziert werden. Wir greifen dafür in philosophischer 
Perspektive die in postkolonialen Theorien stattfindenden Diskussionen um 
Othering und Selbstaffirmierung im Kontext eurozentrischer Wissensgene­
rierung auf.

Wir konkretisieren die eher theoretisch ausgerichteten Überlegungen am 
Fallbespiel des REDD+-Programms (»Reducing Emissions from Deforesta­
tion and Forest Degradation«). Indigenes Wissen wird hier auf eine bloß 
funktionale Weise als Ergänzung aufgenommen, ohne dass die Standards, 
was als Wissen gilt, selbst hinterfragt werden.

Mit Bezug auf María do Mar Castro Varelas Ansatz der postkolonialen 
Pädagogik entwickeln wir abschließend, wie eine alternative, kooperative 
Praxis der Wissensproduktion angesichts transnationaler Krisen aussehen 
kann. Diese zielt nicht auf eine Integration von indigenem Wissen in ein 
eurozentrisches Verständnis von Wissenschaft, sondern priorisiert eine Form 
des Verlernens (post-)kolonialer Differenzsetzungen. Damit liefert die Frage 
nach der epistemischen Gewalt in der Klimadebatte wichtige Impulse für die 
Sozialtheorie insgesamt.

Eine wichtige Einschränkung gilt es allerdings vorneweg zu betonen: Um 
Formen epistemischer Gewalt in der eurozentrischen Wissensproduktion 
aufzuzeigen, reproduzieren auch wir teilweise die eurozentrische Unterschei­
dung von wissenschaftlichem und indigenem Wissen, in dem Bewusstsein, 
dass diese Differenz selbst Produkt kolonialer Herrschaft und Legitima­
tionspolitiken ist. Analog zu feministischen Debatten soll die kritische 
Reproduktion von Binarität ihre Konstruktion, Geschichte und Kontingenz 
offenlegen. Dies sehen wir als Voraussetzung, um über Potenziale der Trans­
formation nachzudenken. Gleichzeitig beansprucht der Beitrag nicht, die 
Differenz überwinden zu können. Denn einerseits ist diese in die durch den 
Kolonialismus geschaffenen materiellen Bedingungen für Wissenschaft und 
Klimapolitik eingeschrieben, und andererseits ist der Beitrag selbst aus einer 
akademisch-eurozentrischen Perspektive formuliert, die auf eben diesen 
Bedingungen fußt. Im Gestus der feministischen Hegemonieselbstkritik geht 
es vielmehr um eine Offenlegung der vorherrschenden Rahmenbedingungen 
der (eigenen) eurozentrischen Forschungspraxis sowie um eine Analyse der 
Prozesse, die die Hegemonie dieser Praxis fortwährend reproduzieren.3

 
3 Für den Ansatz der Hegemonieselbstkritik, vgl. Dietze 2008, S. 33–35 und Brunner 2017, 

S. 200–201.
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Epistemische Gewalt in der Wissensproduktion

Das (eurozentrische) Wissenschaftsideal als Sicherung von Herrschaft

Die Frage danach, was als begründetes Wissen gilt, prägt die eurozen­
trisch-wissenschaftlichen Debatten seit der Neuzeit. Dabei setzten sich bis 
heute die Naturwissenschaften als Leitparadigma für die Wissensproduktion 
immer stärker durch. Damit einher geht eine wachsende Bedeutung von 
naturwissenschaftlich orientierten Erkenntnismethoden für alle Bereiche der 
Wissensproduktion und nicht zuletzt eine massive Ökonomisierung seit dem 
19. Jahrhundert.

Gleichzeitig wurden aber auch grundlegende Einsprüche gegen eine solche 
Engführung des Verständnisses von Wissen formuliert. Beispiele sind Theo­
dor W. Adornos Soziologie und empirische Forschung und Michel Foucaults 
Die Ordnung der Dinge. Beide zeigen auf, wie die Wissensgenerierung 
in modernen Gesellschaften sowohl mit naturwissenschaftlichen Erkennt­
nisidealen und kapitalistischen Effizienzansprüchen (Adorno) als auch der 
Normalisierung eines disziplinierten Selbst (Foucault) zusammenhängt. Eine 
weitere Schnittstelle liegt zudem in der kritischen Rekonstruktion dessen, 
was als vernünftig angesehen wird. Dieser Ausweis des vermeintlich Ver­
nünftigen ist eng verwoben mit politischen Machtstrukturen – darin sind 
sich beide Traditionen einig. Machtstrukturen kanalisieren, strukturieren 
oder reglementieren, was als vernünftig gelten soll und kann. Das Verhält­
nis von Wissen und (politischer) Macht muss deshalb als ein dialektisches 
gedacht werden.

Der vorliegende Beitrag zielt auf ein Verständnis von Wissen und Wissens­
formen ab, das an diese kritischen Einsprüche anschließt. Diesen zufolge 
meint Wissen nicht nur wahre und gerechtfertigte Überzeugungen im Sinne 
von naturwissenschaftlich legitimierten Standardisierungen. Sondern es gilt 
die Pluralität von Wissensformen genauso ernst zu nehmen, wie ihren prak­
tischen Ort. Denn Wissen wird von sozialen und politischen Standpunkten 
aus formuliert und begründet. Diese Standpunkte sind anschließend an 
Donna Haraways Konzept eines situierten Wissens immer zu reflektieren.4 

Mit dem Konzept des situierten Wissens betont sie, dass Wissensformen 
immer kontextuell in Formationen von Gesellschaft, Herrschaft und Wis­
sensproduktion eingebunden sind. Wissen ist also immer plural und histo­

2.

 
4 Haraway als theoretischen Bezugspunkt zu wählen bedeutet, sich in der Tradition feministischer 

Standpunkttheorie zu verorten, in der der Zusammenhang von Wissen, Marginalisierung und 
Hegemonie bereits umfassend analysiert wurde. Wir setzen in diesem Artikel bewusst einen 
Fokus auf Haraway, da sie im Vergleich zu anderen Standpunkttheoretiker:innen besonders den 
Aspekt der epistemischen Kooperation betont, der für unsere Zwecke von zentraler Bedeutung 
ist, vgl. hierzu auch Haraway 2016, S. 4–6.
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risch wie gesellschaftlich verortet; es gibt kein neutrales oder objektives 
Universalwissen jenseits dieser kontextuellen Wissensformen.5

Der Blick in den politischen Alltag angesichts unterschiedlicher Krisenphä­
nomene zeigt jedoch, dass ein solcher epistemischer und situierter Pluralis­
mus von Wissensformen bis heute meist nicht Grundlage politischen Han­
delns ist. Denn als gesichertes Wissen gilt in politischen Debatten gemeinhin 
das Wissen, das den Standardisierungen der naturwissenschaftlichen Wis­
sensbildung entspricht. Deshalb spielen entsprechend dieses Ideals quantita­
tive Methoden neben dem experimentellen Zugang eine überragende Rolle 
in der Wissensproduktion. Beispielhaft lässt sich dies an der Debatte um 
die Bedeutung von Evidenz als Kriterium der Begründung von Wissen auf­
zeigen. Bei der Evidenz geht es um statistisch abgesichertes Wissen, das auf 
der politischen Ebene implementiert werden kann. Evidenzbasierte Politik 
versteht sich deshalb vor allem als eine datenbasierte Politik.6

Ein entscheidender Aspekt dieses Wissenschaftsideals, der innerhalb der 
eurozentrischen Philosophie (auch bei Adorno und Foucault) kaum thema­
tisiert wird, ist sein fortdauerndes koloniales Verhältnis zu ›anderen‹ For­
men des Wissens. Aus postkolonialer Perspektive analysiert Leela Gandhi, 
wie sich eine naturwissenschaftliche Wissensordnung im Zuge kolonialer 
Expansion als universelle Rationalität etablierte und dabei das Wissen kolo­
nialisierter Völker als unterlegen und minderwertig darstellte.7 Vergleich­
bar dazu sprechen dekoloniale Ansätze aus Lateinamerika von einer »Kolo­
nialität des Wissens«:8 Zum einen wird ein eurozentrisches Verständnis 
von Zeitlichkeit und Geschichte zum Maßstab für andere Gesellschaften 
gemacht, zum anderen wird die eurozentrische Wissenschaftsperspektive als 
einziger objektiv-gültiger Standpunkt behauptet und durchgesetzt.9 Linda 
Tuhiwai Smith hat diese Dynamik am Beispiel indigener Wissenssysteme 
kritisiert. Sie veranschaulicht, wie Kolonisator:innen durch Messung, Eintei­
lung und Abspeicherung (als eine Frühform eurozentrischer Wissenschafts­
praxis) in den Kolonien die kolonisierte Bevölkerung sowie ihre Epistemolo­
gien auf Abstand hielten und kontrollierten.10

 
5 Vgl. Haraway 1995.
6 Vgl. Honnacker 2023.
7 Vgl. Ghandi 1998, S. 34–37 und 42–45.
8 Vgl. z.B. Mignolo 2011, S. 18. Im Folgenden bezeichnen wir diese Strömung einfach als dekolo­

niale Theorie. Hiervon abzugrenzen sind die dekolonialen Nationalbewegungen Anfang und 
Mitte des 20. Jahrhunderts.

9 Vgl. Kastner 2022, S. 106.
10 Smith 2021, S. 75.
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Prozesse kolonialen Otherings und kolonialer Selbstaffirmierung

Für eine Wissensproduktion, welche den Pluralismus von Wissen anerken­
nen und koloniale Ausschlüsse nicht fortschreiben will, ist eines zentral: Es 
reicht nicht aus, ›andere‹ Wissensformen wie beispielsweise indigenes Wis­
sen in eurozentrische Wissenschaftssysteme zu integrieren oder epistemisch 
aufzuwerten. Sandy Berr argumentiert aus einer ethnologischen Perspektive, 
dass auch solche, emanzipatorisch gemeinten Ansätze Gefahr laufen, ein 
eurozentrisches Verständnis von Wissen fortzuschreiben. Sie hat Beispiele 
vor Augen, in welchen indigenes Wissen »ökoromantisch« verklärt und 
als vermeintlich bessere Form des Wissens dargestellt wird, oder solche, 
in welchen indigenes Wissen »technizistisch« in eurozentrisch-wissenschaft­
liche Konzepte übersetzt und unter selbige subsumiert wird.11 Zwar wird in 
beiden Fällen versucht, indigenem Wissen einen positiv Wert zuzuschreiben. 
Gleichzeitig wird indigenes Wissen aber immer noch von einem standardi­
sierten wissenschaftlichen Wissen separiert und als etwas ›Anderes‹ behan­
delt. Beide Wissensformen werden als unabhängig voneinander sowie als 
zeitlich und räumlich unveränderliche Systeme konzeptualisiert.12

Statt den Gegensatz zwischen wissenschaftlichem und indigenem Wissen 
derart zu naturalisieren, sollte die Binarität beider Systeme selbst historisch 
situiert und als das Ergebnis einer eurozentrischen Konstruktion verstanden 
werden. Letztere lässt sich als fortwährender Prozess des Othering beschrei­
ben – also der Herstellung eines binären Gegensatzpaars zwischen dem 
›Eigenen‹ und dem ›Fremden‹/›Anderen‹. Im Anschluss an Foucault beschrei­
ben beispielsweise Stuart Hall und Edward Said paradigmatisch, wie das 
Konzept des Westens beziehungsweise des Orients als koloniale Kategorie 
zum Zweck der Selbstversicherung eingeführt wurde, um das ›wir‹ (›der 
Westen‹) in Abgrenzung zu einem ›sie‹ (›der Orient‹) als überlegen zu kon­
struieren.13 Die Funktion von kolonialen Othering-Prozessen besteht somit 
in einer »Selbstaffirmierung« – eine epistemische Selbstvergewisserung des 
eurozentrischen Standpunktes, die immer wieder wiederholt werden muss, 
um die hegemoniale Stellung des Eurozentrismus aufrechtzuerhalten.14 Der 
scheinbar neutrale Standpunkt des eurozentrischen Wissenschaftsideals ist 
auf die Abgrenzung von als ›anders‹ konstruierten Wissenssystemen ange­

 
11 Vgl. Berr 2010, S. 14–19.
12 Vgl. Agrawal 2014, S. 6–8.
13 Vgl. Hall 2018, S. 89–91 und Said 1978, S. 20–27 bzw. zum Zusammenhang von Othering und 

Selbstversicherung bei Said, vgl. Dietze 2009, S. 26–27.
14 Für eine differenzierte Darstellung des Zusammenhangs von Othering, Selbstaffirmierung und 

Hegemonieproduktion im Anschluss an Said und Hall, vgl. Maihofer 2014, S. 320–328. Den 
Begriff »Selbstaffirmierung« entnimmt Andrea Maihofer aus Simone de Beauvoirs Das andere 
Geschlecht, vgl. ebd. S. 320.
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wiesen, die als das konstruiert werden, was eurozentrisch-wissenschaftliches 
Wissen gerade nicht sein will: subjektiv, kontextgebunden, mythisch oder 
vorwissenschaftlich.15

Berr verdeutlicht dies für indigenes Wissen am Beispiel der Rolle von 
Wissen in Projekten der so genannten Entwicklungszusammenarbeit.16 

Während eurozentrisch-wissenschaftliches Wissen in diesen Kontexten als 
theoriefähig und universell qualifiziert wird, wird indigenes Wissen als 
nicht-theoriefähig, empirisch und lokal eingeordnet. Es wird als informal, 
oral und eher implizit beschrieben, wohingegen wissenschaftliches Wissen 
formal, schriftlich und explizit sei.17 Diese Bestimmungen führen in den 
Gegensatz von rational/analytisch (wissenschaftlich) und irrational/intuitiv 
(indigen). Beiden Konstrukten werden stereotype Charaktereigenschaften 
zugeschrieben: Eurozentrisch-wissenschaftliches Wissen ist modern und 
innovativ und indigenes Wissen ist traditionell und holistisch.

Dieser Diskurs um die Frage, welches Wissen wissenschaftlich ist, sollte 
im Anschluss an Andrea Maihofer als »multidimensionaler Prozess« begrif­
fen werden, in welchem sich verschiedene Prozesse des Othering und 
der Selbstaffirmierung miteinander verknüpfen.18 Der eurozentrisch-wissen­
schaftliche Standpunkt wird dabei zusätzlich mit Geist, Subjekt und Männ­
lichkeit codiert, während indigenes Wissen mit Natur, Objekt und Weib­
lichkeit in Verbindung gebracht wird. Somit entsteht ein hegemoniales 
Geflecht aus zwei Assoziationsketten mit Wissenschaften, Moderne, Ver­
nunft, Männlichkeit und Subjekt auf der einen Seite, sowie indigenem Wis­
sen, Tradition, Natur, Weiblichkeit und Objekt, die als ›das Andere‹ gegen­
übergestellt werden.19

Berrs Beispiel zeigt auf, dass die Anerkennung eines Pluralismus von Wis­
sen nicht ausreicht, sondern es gleichzeitig eine (Selbst-)Kritik von kolonia­

 
15 Andrea Maihofer weist darauf hin, dass solche Hegemoniebildungsprozesse nicht nur durch die 

Konstruktion eines »äußeren« ›Anderen‹ gekennzeichnet sind, sondern sich auch durch eine 
»innere« Abgrenzung vollziehen, vgl. Maihofer 2014, S. 322–328. Für den vorliegenden Kon­
text würde dies bedeuten, dass das eurozentrische Wissenschaftsideal sich auch dadurch seiner 
selbst vergewissert, indem es zwischen wissenschaftlichem und nicht-wissenschaftlichem Wissen 
innerhalb einer eurozentrischen Wissenstradition unterscheidet. Laut Maihofer stehen Prozesse 
der hegemonialen Selbstaffirmierung nach innen und nach außen dabei in einem dialektischen 
Zusammenhang.

16 Berr selbst verwendet den Begriff der Entwicklungszusammenarbeit zwar, kritisiert jedoch aus 
postkolonialer Perspektive die kolonial-eurozentrische Konnotation des Begriffs Entwicklung 
im Kontext internationaler Politik.

17 Vgl. Berr 2010, S. 11ff.
18 Maihofer 2014, S. 324.
19 Für die koloniale Konstruktion zwischen Geist (das eurozentrisch-wissenschaftliche Subjekt) 

und Natur (die Kolonie und die in ihr beheimateten Völker), vgl. Schmitt, Müller 2022., S. 82. 
Für die koloniale Konstruktion zwischen Männlichkeit (das eurozentrisch-wissenschaftliche 
Subjekt) und Weiblichkeit (z.B. Natur und als ›naturnah‹ konstruierte), vgl. Neimanis 2014.
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len Konstruktionsprozessen braucht, die zwischen wissenschaftlichem und 
nicht-wissenschaftlichem (zum Beispiel indigenem Wissen) unterscheiden. 
Das ist wichtig, denn der »göttlich[e] Trick« des Eurozentrismus besteht 
genau darin, den kolonial-wissenschaftlichen Blick als neutral und über den 
Dingen ›schwebend‹ darzustellen und von seinem zeitlichen und räumlichen 
Kontext (der Kolonie) zu entkoppeln.20 Bleiben historische Prozesse des 
Othering und der Selbstaffirmierung ausgeblendet, kann der eigene Stand­
punkt als zeitlos und ortsunabhängig konstruiert werden. Santiago Castro-
Gómez markiert diese Praxis der Ausblendung als Nullpunkthybris.21 Der 
Nullpunkt dient der Vergewisserung des eigenen Standpunktes innerhalb 
eines Koordinatensystems aus Zeit und Raum. Aus der eurozentrischen Per­
spektive des Nullpunktes erscheinen als ›anders‹ konstruierte Formen des 
Wissens, wie indigenes Wissen, durch ihre jeweiligen zeitlichen und räumli­
chen Koordinaten bestimmt, während der Nullpunkt selbst zwar noch als 
Vergleichspunkt sichtbar ist, aber gleichzeitig alle anderen epistemischen 
Standpunkte transzendiert.

Merkmale epistemischer Gewalt

Entscheidend für eine postkoloniale Kritik der eurozentrischen Konstruk­
tion von wissenschaftlichem und indigenem Wissen ist, dass die episte­
mische Selbstaffirmierung durch Othering-Prozesse immer auch Gewalt 
produziert. »[E]pistemische Gewalt ist das aus der Distanz orchestrierte, 
weitläufige und heterogene Projekt, das koloniale Subjekt als Anderen 
zu konstituieren.«22 Epistemische Gewalt bezeichnet dabei eine spezifische 
Form der Gewalt, die mit einer Abwertung und (Nicht-)Anerkennung von 
Wissen verknüpft ist.23 Das Konzept greift auf die Verschränkung von Wis­
sen und Macht in der Tradition von Adorno und Foucault zurück. Wissens­
strukturen und Prozeduren sind immer Teil sozialer Machtdynamiken, die 
sie regulieren und ausrichten.

Gleichzeitig reicht das Konzept der epistemischen Gewalt über Foucault 
und Adorno hinaus. Gayatri Chakravorty Spivak verarbeitet beispielsweise 
mit dem Begriff der Gewalt die konkreten (und intersektional geprägten) 
Erfahrungen von Othering im Kontext bis heute fortdauernder kolonialer 
Dynamiken. In ihrem viel rezipierten Aufsatz Can the subaltern speak? 
beschreibt sie dies am Beispiel der kolonialisierten Frau in Indien. Sie zeigt 
auf, wie diese durch eurozentrische (Wissens-)Diskurse auf der einen und 

 
20 Haraway 1995, S. 81.
21 Vgl. Castro-Gómez 2021.
22 Spivak 2008, S. 42.
23 Vgl. Brunner 2020, S. 274–296.
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national-patriarchale Hegemonien auf der anderen Seite für politische Zwe­
cke angeeignet wird. Sowohl britische Kolonialist:innen als auch die patriar­
chale indische Elite beziehen sich auf die indische Frau, in beiden Fällen 
dient dies jedoch nur der Selbstvergewisserung und Legitimation der jeweils 
eigenen Herrschaftsansprüche. Yuderkys Espinosa Miñoso, die aus dekolo­
nialer Perspektive Spivaks Überlegungen aufgreift, bringt in ihrer Definition 
die Folgen der Gewalt für Betroffene auf den Punkt: »Mit epistemischer 
Gewalt meine ich einen Vorgang, der das Andere unsichtbar macht, indem 
ihm die Möglichkeiten zur Selbstrepräsentation entzogen werden.«24 Dies 
kommt einer politischen und sozialen Entmächtigung gleich, die die Mög­
lichkeiten, (selbst-)wirksam zu handeln, strukturell einschränkt oder verhin­
dert. So ist zum Beispiel eine Rolle als antikoloniale Widerstandskämpferin 
für die Frau in Indien innerhalb des kolonial-patriarchalen Diskurses nicht 
vorgesehen.25 Die Gewalt zeigt sich dabei konkret in der Negation weib­
licher Handlungsmacht zum Zwecke der Absicherung des eigenen Herr­
schaftsanspruchs.

Zuletzt kann mit Claudia Brunner der Zusammenhang von eurozentri­
scher Wissensproduktion, Selbstaffirmierung und epistemischer Gewalt ver­
deutlich werden. Zwar betont auch sie die individuelle Betroffenheit von 
Gewalt. Über diese Ebene hinaus weist Brunner aber auch auf die Rolle 
hin, die epistemische Gewalt sowohl für die Zerstörung als auch den Erhalt 
ganzer Wissenssysteme spielt. Indem Institutionen eurozentrischer Wissens­
produktion – Universitäten, Forschungsinstitute, Forschungsförderungen 
und Publikationsstandards – ›andere‹ Wissensformen samt ihrer Wissens­
träger:innen delegitimieren, verschließen sie nicht nur deren epistemische 
Handlungsmöglichkeiten. Sie sichern zugleich ihre eigene Selbstrepräsenta­
tion als Garanten universeller, wissenschaftlicher Objektivität ab.26

Im folgenden Kapitel werden die hier rekonstruierten theoretischen Merk­
male epistemischer Gewalt anhand eines konkreten Fallbeispiels – der 
eurozentrischen Integration von indigenem Wissen in das UN-REDD+-Pro­
gramm – veranschaulicht.

Wissensproduktion in der Klimadebatte am Beispiel des UN-REDD+-
Programms

In der aktuellen Klimapolitik spielen die Wissenschaften eine zentrale Rolle, 
um politische Maßnahmen zu begründen und zu legitimieren. Klimawissen­
schaftliche Forschungen sollen zur Grundlage für eine nachhaltige Klimapo­

3.

 
24 Espinosa Miñoso 2009, S. 505 (Fn 10) (Übersetzung durch Autoren).
25 Spivak 2008, S. 101–107.
26 Vgl. Brunner 2020, S. 284–292.

Epistemische Gewalt in der Wissensproduktion 217

Leviathan, 53. Jg., 2/2025

https://doi.org/10.5771/0340-0425-2025-2 https://www.inlibra.com/de/agb - Open Access - 

https://doi.org/10.5771/0340-0425-2025-2
https://www.inlibra.com/de/agb
https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/


litik werden. Hinter einer solchen Vorstellung steht meist die Annahme, dass 
die Wissenschaften verallgemeinerbares (und neutrales) Wissen für politi­
sche Entscheidungen bereitstellen können. Bei aller Pluralität der Positionen 
im akademischen Diskurs geht es jedoch auch in diesem Feld der Wissens­
produktion fast ausschließlich um Wissen, das entsprechend der Regeln des 
eurozentrischen Wissenschaftsbetriebs produziert und legitimiert wurde.

Den Klimaforschungen der vergangenen 30 Jahre kommt unbestreitbar 
das wichtige Verdienst zu, auf Klimafolgen, auch für die Menschen im 
globalen Süden, politisch aufmerksam gemacht zu haben. Als indigen mar­
kiertes Wissen spielte dabei allerdings nur eine marginalisierte Rolle, auch 
wenn sich über das letzte Jahrzehnt in dieser Hinsicht durchaus ein Wandel 
abzeichnet. So wird in den IPCC-Berichten immer stärker auf die Bedeutung 
indigener Wissensformen für ein grundlegendes Verständnis des Klimawan­
dels sowie die Formulierung politischer Handlungsoptionen hingewiesen.27 

Diese Integration von indigenem Wissen in die IPCC-Berichte erscheint 
(zumindest aus eurozentrischer Perspektive) zunächst als ein Fortschritt hin 
zu einer klimapolitischen Wissensgenerierung, die epistemische Pluralität 
und Situiertheit in einer transnationalen und transkulturellen Perspektive 
anerkennt. Gleichzeitig wird indigenes Wissen auch in diesem Feld als ein 
›anderes‹ Wissen (re-)konstruiert, wie dieser Auszug aus dem sechsten Sach­
standsbericht des IPCC von 2022 zeigt:

»Indigenes Wissen bezieht sich auf die Kenntnisse, Fähigkeiten und Philoso­
phien, die von Gesellschaften entwickelt wurden, die seit langer Zeit mit ihrer 
natürlichen Umgebung interagieren. […] Diese Formen des Wissens, die als 
indigenes und lokales Wissen oder ILK bezeichnet werden, sind oft sehr kon­
textspezifisch und in lokale Institutionen eingebettet, die biologisches und öko­
systemisches Wissen mit Informationen über die Landschaft liefern.«28

Um das Ziel der Berücksichtigung von indigenem Wissen zu erfüllen, 
wird zunächst gefragt: Was ist indigenes Wissen? Als Antworten werden 
die skizzierten Eigenschaften (»kontextspezifisch«, »eingebettet«, »lokal«) 
angeführt. Durch diese Zuschreibungen wiederholt sich die mit Berr offen­
gelegte eurozentrische Unterscheidung zwischen einem wissenschaftlichen 
und einem indigenen Wissenssystem.

Um das indigene Wissen trotz seiner Konstruktion als einem ›anderen‹ 
Wissen in die klimapolitischen Wissensbestände einzubinden, wird es häufig 
funktionalisiert. Die Integration indigenen Wissens soll das westliche Wissen 
über Klimafolgen noch robuster und politisch damit effektiver machen.

Die Auswirkungen einer solchen Inklusion von indigenem Wissen lassen 
sich konkret am Beispiel des UN-REDD+-Programms nachzeichnen. Die 

 
27 Vgl. z.B. Ara Begum et al. 2023, S. 124.
28 Ebd., S. 148 (Übersetzung durch Autoren).
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folgende Analyse bezieht sich dabei vor allem auf das Dokument Reco­
gnizing and empowering indigenous peoples and Local Communities as 
critical partners in forest solutions to the climate emergency, das 2022 vom 
UN-REDD+-Programm veröffentlicht wurde. Das Programm folgt einem 
klaren und einfachen Gedanken: Durch die Reduzierung von Entwaldung 
in Regenwaldgebieten sowie der Förderung von Aufforstung sollen CO2-
Emissionen reduziert werden. Der zentrale Mechanismus des REDD+-Pro­
gramms besteht in der Kommodifizierung von Wald(-schutz). Für erfolgte 
Waldschutzmaßnahmen werden Zertifikate vergeben, die auf den verschie­
denen Emissionsmärkten verkauft werden können. Dadurch sollen mone­
täre Anreize geschaffen werden, Waldschutzmaßnahmen umzusetzen. Der 
Kerngedanke des REDD+-Programms besteht somit in der Vergütung von 
Waldschutzprojekten, die CO2-Emissionen nachweisbar reduzieren.

Wie das genannte Dokument verdeutlich, betont das REDD+-Programm 
die zentrale Rolle indigener Völker für den Waldschutz. Beispielsweise auf­
grund der Erfahrungen indigener Völker im Umgang mit lokalen Ökosys­
temen, Artenvielfalt, Bodennutzung oder Wasserhaushalt wird indigenes 
Wissen als wertvolle Ressource für dieses Vorhaben angesehen. Zusätzlich 
wird der Erhalt des Regenwalds nicht nur als Klimaschutzmaßnahme inter­
pretiert, sondern auch als Schutz der natürlichen Lebensgrundlage indigener 
Bevölkerungsgruppen.29 Ein zentraler Bestandteil der REDD+-Programme 
sind außerdem Bildungsprogramme (u.a. für indigene Wissensträger:innen), 
die Wissen vermitteln, Bewusstsein schaffen und bestimmte Fähigkeiten leh­
ren und fördern sollen.30

Trotz des Versuchs, indigenes Wissen zu berücksichtigen, wird das 
REDD+-Programm dafür kritisiert, dass es indigenes Wissen nur insofern 
als wertvoll und erhaltenswert betrachtet, als es den Problemlösungszie­
len und Zwecken dient, die eine eurozentrische Klimapolitik als wissen­
schaftlich begründet und politisch erstrebenswert erachtet.31 »Es sind nicht 
die Bedürfnisse der [indigenen] Gemeinschaften, die ein [REDD+-]Projekt 
strukturieren, diese müssen vielmehr in die CO2 -Logik eingepasst wer­
den.«32 Ein aus dieser Perspektive für nützlich und hilfreich befundener Teil 
des Wissens wird monetär entlohnt, der Rest bleibt unbeachtet. Indigenes 
Wissen erscheint dabei, vergleichbar mit aggregierfähigen Datenpunkten, als 
ein neutrales Faktum, das funktional eingebunden werden kann.33

 
29 Vgl. UN-REDD Programme 2022, S. 15.
30 Vgl. Müller 2020.
31 Es besteht bereits eine umfangreiche Literatur zu den ambivalenten Folgen des REDD+-Pro­

gramms, vgl. Müller 2020, S. 420.
32 Fatheuer 2015, S. 7.
33 Vgl. Latulippe und Klenk 2020, S. 7.
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Diese funktionale Reduktion indigener Wissenssysteme verkennt jedoch 
deren epistemische Verankerung und entkoppelt Wissen von seinen sozialen 
Entstehungskontexten. Gerade diese Kontexte sind jedoch entscheidend, um 
indigene Perspektiven überhaupt verstehen und ernst nehmen zu können. 
Dass diese im vorliegenden Fall ignoriert werden, zeigt sich exemplarisch 
an dem Naturverständnis, welches REED+ zugrunde liegt. Das REDD+-Pro­
gramm behandelt ›die Natur‹ (den Wald) als passives Objekt, welches, auf­
grund des Nutzens, den es stiftet, für ›die Menschen‹ (als handlungsfähige 
Subjekte) erhalten und geschützt werden soll. Entgegengesetzt dazu deuten 
viele indigene Philosophien und Kosmologien das Verhältnis von Mensch 
und Natur nicht als Kontrast zwischen Subjekt und Objekt, sondern beto­
nen ihre relationale Verbundenheit. Die Kichwa-Gemeinde Sarayaku, die 
in der Provinz Pastaza in Ecuador liegt, schreibt in ihrem Beitrag Kawsak 
Sacha – der lebende Wald:

»Kawsak Sacha [Lebender Wald] ist nicht nur eine ökologische Vision, son­
dern auch ein konkretes transzendentales Territorium. Neben der Funktion 
als Lebensraum für alle seine Bewohner, stellt der ›Lebende Wald‹ die Basis 
aller emotionalen, psychologischen, physiologischen und spirituellen Aspekte 
des Lebens dar. […] Kawsak Sacha ist außerdem ein Ort der Übermittlung 
von Wissen und Verhalten (yachay), denn hier gehen unsere Weisen (yachak) 
Verbindungen mit den höheren Wesen des Regenwaldes ein, um eine Orientie­
rung in Richtung des Guten Lebens zu erfahren. Für uns indigene Völker ist 
die Kontinuität dieser Beziehungen fundamental. Denn von ihnen hängt sowohl 
der Fortbestand des ›Lebenden Waldes‹ ab, der das natürliche Gleichgewicht 
zwischen allen Wesen verkörpert, wie auch unsere eigene Existenz. Der Regen­
wald ist weder eine einfache ästhetische Landschaft, noch stellt er lediglich eine 
Quelle materieller Ressourcen dar. Vielmehr ist er der komplexeste Ausdruck 
des Lebens selbst.«34

Für die Sarayaku-Gemeinde ist der Regenwald vor allem ein lebendiger 
Organismus. Zentrale indigene politische Konzepte wie das Prinzip des 
Guten Lebens (Buen Vivir) sind Ergebnis einer lebendigen Beziehung zwi­
schen Regenwald und indigenen Wissensträger:innen. So wie viele andere 
indigenen Gemeinden auch, fordert die Sarayaku-Gemeinde deshalb den 
Regenwald als Träger von Rechten anzuerkennen.35

An diesem Beispiel wird deutlich, dass Ansätze wie das REED+-Programm 
Gefahr laufen, indigenes Wissen in ein eurozentrisches Wissenschafts- und 
Naturverständnis zu integrieren, ohne auf die epistemischen Grundsätze, 
Kosmologien und politischen Forderungen indigener Völker Rücksicht zu 
nehmen. Indem das REDD+-Programm Waldschutz durch die Objektifizie­

 
34 Vgl. Gemeinde Sarayaku 2015, S. 22.
35 Ebd., S. 23.
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rung und Monetarisierung von Natur erreichen will, negiert es gerade ein 
indigenes, relationales Verständnis von Mensch, Natur und Gesellschaft.

Es sind aber genau diese indigenen Philosophien und epistemischen 
Kontexte – wie ein relationales Verhältnis zu Land, die für eine epistemi­
sche Handlungsfähigkeit die Voraussetzung bilden. Franziska Müller argu­
mentiert deshalb, dass das REED+-Programm epistemische Gewalt repro­
duziert, insofern es indigenes Wissen nur selektiv berücksichtigt: »[D]ie 
indigene Handlungsfähigkeit [wird] zugunsten liberaler Problemlösungsstra­
tegien zum Schweigen [gebracht].«36 Eine eurozentrisch geprägte Klimawis­
senschaft und -politik versichert sich ihrer eigenen epistemischen Autorität, 
indem sie lediglich jene Aspekte indigener Wissenssysteme integriert, die 
ihr wissenschaftliches Selbstverständnis – als vermeintlich objektiv, rational 
und universal – bestätigen. Indigene Philosophien und Weltzugänge, die die­
sem Verständnis widersprechen oder es gar destabilisieren könnten, werden 
hingegen als unwissenschaftlich, partikular oder irrelevant für die Analyse 
und Bearbeitung des Klimawandels abgewertet. Diese selektive Rezeption 
reproduziert somit nicht nur koloniale Hierarchien des Wissens, sondern 
delegitimiert auch relationale Formen der Welterkenntnis. Für die betroffe­
nen Gemeinschaften kann dies mit einem Vertrauensverlust in ihre eigene 
epistemische Praxis verbunden sein – mit langfristigen Folgen für die Inte­
grität und Widerstandskraft ihrer Wissenssysteme.37

Zuletzt enthalten die monetären Anreizmechanismen auch das Potenzial, 
die materiellen Grundlagen indigenen Wissens zu gefährden. Indem das 
REDD+-Programm die Aufforstung von Wald kommodifiziert, erweckt es 
gleichzeitig auch ökonomische Interessen an (Regen-) Waldgebieten. In 
einigen Ländern des globalen Südens führte dies, entgegen des eigentli­
chen Versprechens des REDD+-Programms, indigenes Land zu schützen, 
zu Landnahme sowie zur Vertreibung von indigenen Völkern von ihren 
Territorien.38 Zusätzlich zu der physischen Gewalt, die damit verbunden 
ist, kommt eine Komponente epistemischer Gewalt hinzu, da, wie aus 
dem Zitat der Sarayaku-Gemeinde deutlich wurde, der Bezug zum Land 
häufig die Grundlage für indigene epistemische Selbstbestimmung bildet. 
Die damit verbundene Gefahr der Auslöschung von indigenen Epistemolo­
gien und indigener Selbstbestimmung steht in einer langen kolonialen Tradi­
tion, die Sousa Santos zufolge als eine Geschichte des Epistemizids verstan­

 
36 Müller 2020, S. 432 (Übersetzung durch Autoren).
37 Vgl. Emerick 2019. Ein vergleichbares Beispiel ist Ausschluss indigener Weltzugänge in der 

Anthropozän-Debatte: Während eurozentrische Perspektiven vor allem dystopische Zukunfts­
prognosen als Folge der Klimakrise zeichnen, betonen indigene Stimmen, dass die Dystopie 
durch den Kolonialismus bereits eingetreten sei, vgl. Whyte 2018.

38 Vgl. Larson et al. 2013; Smithies, Lemos und Bassey 2016.
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den werden kann.39 Aufgrund dieser Geschichte verortet Dhandapani das 
REDD+-Programm innerhalb eines neoliberal-kolonialen Klimaschutzpara­
digmas: »REDD+ [hilft] den Ländern des globalen Nordens, die Kontrolle 
über die Wälder in den Entwicklungsländern zu übernehmen und sie als 
Kohlenstoffsenken zu nutzen. Das wirft die Frage auf, ob sich die Welt wie­
der in kolonialen Händen befindet.«40 Die Frage nach indigenem Wissen 
kann deshalb nicht getrennt von der Forderung indigener Völker nach einer 
Rückgabe von Land behandelt werden.

Die Analyse zeigt, dass emanzipatorisch gemeinte Projekte wie das 
REDD+-Programm Gefahr laufen, epistemische und andere Formen der 
Gewalt zu reproduzieren, wenn indigenes Wissen aus einer kolonialen Logik 
heraus integriert wird. Indigenes Wissen, so lässt sich daraus schließen, 
kann nicht unabhängig von den (post-)kolonialen Machtstrukturen themati­
siert werden, welche eine eurozentrische Selbstvergewisserung hinsichtlich 
ihrer epistemischen Überlegenheit kontinuierlich reproduzieren.

Neue Wege der Wissensproduktion

Die (Un-)Möglichkeit der Repräsentation

Die vorangegangenen Überlegungen haben Strukturen und Praktiken episte­
mischer Gewalt in der Wissensproduktion am Beispiel der eurozentrischen 
Konstruktion von wissenschaftlichem und indigenem Wissen aufgezeigt. 
Welche Möglichkeiten eröffnen sich nun, trotz fortdauernder (post-)kolo­
nialer Machtstrukturen, das Verhältnis zwischen verschiedenen Wissensfor­
men zu transformieren, ohne Gewalt zu reproduzieren? Anders gefragt, 
(wie) lässt sich überhaupt über indigenes Wissen sprechen, ohne epistemi­
sche Gewalt zu reproduzieren?

Die Frage nach der Repräsentation indigener Positionen ist ein zentrales 
Thema post- und dekolonialer Autor:innen. Im Fokus stehen dabei subal­
terne Formen des Widerstands sowie kolonial unterdrücktes Wissen.41 Aus 
postkolonialer Perspektive stellt für Spivak die Frage der Repräsentation 
von indigenem Wissen letztlich eine Aporie dar: Einerseits ist sie eine politi­
sche Notwendigkeit, andererseits ist sie bereits im Ansatz zum Scheitern ver­
urteilt, da alle etablierten Diskurse kolonial strukturiert sind. Zwar könnten 
Subalterne versuchen zu sprechen, so Spivak, dies hätte jedoch innerhalb 
des kolonialen Diskurses keine Bedeutung und würde nicht verstanden wer­

4.

 
39 Vgl. Santos 2015.
40 Dhandapani 2015, S. 4 (Übersetzung durch Autoren).
41 Vgl. Asher 2017, S. 513.
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den.42 Voraussetzung wäre eine Übersetzung indigener Wissensformen in 
einen kolonialen Diskurs (zum Beispiel durch Übersetzung in die englische 
Sprache). Doch eine solche Praxis wäre, in der Lesart von Spivak, gleichzu­
setzen mit einer gewaltförmigen Verfremdung von indigenem Wissen für 
einen kolonialen Diskurs. Zwar stelle die Bezugnahme auf »einheimische 
Informanten« einen wichtigen Perspektivwechsel dar, der den Fokus auf 
die Erfahrungen der von kolonialer Diskriminierung Betroffenen richte. 
Doch, so kritisiert sie, würden jene Informanten als authentische Reprä­
sentant:innen von indigenen Lebenswelten und Wissensformen gelesen.43 

Dadurch reproduzierten sich wiederum koloniale Macht- und Gewaltstruk­
turen, da die indigene Position essentialisiert wird und nur innerhalb eines 
bereits kolonial vermachteten Diskurses Aufmerksamkeit findet.44

Vergleichbar argumentiert Nikita Dhawan, dass das Ziel nicht primär 
darin bestehen dürfe, »Wissen über außereuropäische Epistemologien anzu­
häufen oder den ›Anderen‹ zu Wort kommen zu lassen, sondern vielmehr 
darin, der ungleichen Verteilung der intellektuellen Arbeit weltweit entge­
genzuwirken.«45 Auch sie kritisiert damit eine unkritische Repräsentation 
und Integration indigener Positionen in Diskursen, ohne die zugrundelie­
gende ökonomisch-materiellen Bedingungen der Wissensproduktion offen­
zulegen. Dhawan richtet ihre Kritik gegen Autor:innen der Dekolonialität 
(zum Beispiel Mignolo und Ramón Grosfoguel), die hinsichtlich der Rolle 
von indigenen Epistemologien für ein Projekt der Dekolonialisierung zu 
einer »sentimalen Idealisierung« tendierten. Damit romantisierten sie die 
realen Bedingungen indigener Handlungsmöglichkeiten sowie indigenen 
Widerstands und ignorierten darüber hinaus die Widersprüche, die auch 
innerhalb indigener Gemeinschaften vorherrschten, wie beispielsweise patri­
archale Strukturen.46

Während die bisherigen Argumentationsstränge von postkolonialen 
Autor:innen sowie Vertreter:innen der Dekolonialität hinsichtlich der Rolle 
des Eurozentrismus bei der Wissensgenerierung sowie der Bedeutung epis­
temischer Gewalt parallel verliefen, scheinen sich beide Strömungen, jeden­
falls Dhawan zufolge, in ihren Perspektiven auf indigenes Wissen zu wider­
sprechen. Allerdings läuft Dhawan mit ihrer Analyse Gefahr, Theorien 
der Dekolonialität auf ihre männlichen Vertreter in den U.S.A., wie die 
oben genannten Mignolo und Grosfoguel, zu reduzieren. Gerade feminis­
tische Stimmen aus Lateinamerika zeigen, dass der Rückbezug auf indige­
 
42 Vgl. Beverley 1999, S. 29.
43 Vgl. Spivak 2014, S. 77–83.
44 Vgl. Kapoor 2004.
45 Dhawan 2024, S. 172.
46 Vgl. Dhawan 2024, S. 158–165 und S. 218.
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nes Wissen keineswegs eine unkritische Romantisierung implizieren muss. 
Beispielsweise versteht sich der »feminismo comunitario« als eine soziale 
Bewegung, die unter dem Stichwort der »Erkenntnisautonomie« indigenes 
Wissen, Queerfeminismus und Intersektionalität miteinander in Verbindung 
bringt.47 Gleichzeitig grenzt sich dieser feministische Kommunitarismus 
sowohl von postkolonialen als auch dekolonialen Diskursen ab: »Der kom­
munitäre Feminismus ist keine Theorie, er ist politische Aktion.«48 Dass 
Praktiken Priorität gegenüber der Theorie haben, argumentiert auch die 
feministisch-dekoloniale Autorin und Aktivistin Silvia Rivera Cusicanqui. 
Sie kritisiert postkoloniale und dekoloniale Autor:innen dafür, Fragen wie 
die nach der Rolle von indigenem Wissen vor allem abstrakt zu behandeln, 
anstatt sich an der Herausbildung transformativer Praktiken zu beteiligen.49

Für das Anliegen dieses Artikels lässt sich schlussfolgern, dass Ansätze, 
die ein eurozentrisches Verständnis von Wissen und damit die binäre Kon­
struktion von wissenschaftlichem und indigenem Wissen überwinden wol­
len, indigenes Wissen nicht unkritisch repräsentieren und romantisieren soll­
ten. Gleichzeitig läuft eine postkoloniale Haltung der Repräsentationskritik 
Gefahr, den praktischen Umstand zu ignorieren, dass indigene Autor:innen, 
Gruppen und Bewegungen tagtäglich sprechen und Widerstand leisten.50 

Dabei agieren sie längst als epistemische Akteur:innen, die sich untereinan­
der vernetzen und indigenes Wissen mit (queer-) feministischen und antiras­
sistischen Diskursen verbinden.

Linda Martín Alcoff vertritt in dieser Debatte eine vielversprechende Zwi­
schenposition. Sie kritisiert, im Anschluss an Spivak, zwar auch die Reprä­
sentation indigener Stimmen und warnt davor, dass indigene Völker ohne 
Weiteres für sich selbst sprechen können. Statt über indigenes Wissen zu 
sprechen oder indigene Völker sich selbst zu überlassen, argumentiert Alcoff 
jedoch für ein »speaking to«: »Wir sollten uns bemühen, wo immer es mög­
lich ist, die Voraussetzungen für einen Dialog und die Praxis zu schaffen, 
mit und zu anderen zu sprechen, anstatt für andere zu sprechen.« Das Ziel 
einer akademisierten Wissenschaft sollte deshalb darin liegen, (der Kritik 
des feministischen Kommunitarismus folgend) Praktiken auszubilden, die 
im Sinne Alcoffs eine Form des Sprechens zu und mit indigenen Völkern 
und sozialen Bewegungen ermöglichen, ohne dabei jedoch ein eurozentri­
sches Verständnis von Wissen zu reproduzieren. Abschließend soll deshalb 
der Versuch unternommen werden, in Auseinandersetzung mit bereits beste­

 
47 Vgl. Arroyo 2016.
48 Ebd.
49 Cusicanqui 2018.
50 Wie beispielsweise auch die oben zitierte Sarayaku-Gemeinde.
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henden Ansätzen der Wissenskooperation Grundelemente einer kooperativ-
epistemischen Praxis zu rekonstruieren.

Kooperativ-epistemische Praktiken solidarischer Wissensproduktion

Die vorangegangenen Überlegungen haben gezeigt, dass die Unterscheidung 
von wissenschaftlichem und indigenem Wissen – auch wenn sie gut gemeint 
ist – Gefahr läuft, koloniale Muster epistemischer Gewalt zu reproduzieren. 
Philosophische Selbstkritik der hegemonialen Praktiken der Wissensproduk­
tion kann demgegenüber helfen, die Situiertheit der konstruierten Differenz 
einerseits und den eurozentrischen »Blick von nirgendwo« andererseits 
offenzulegen. Damit wird ein selbstkritisches Moment zum konstitutiven 
Teil des Wissensprozesses. Dies bedeutet jedoch nicht, dass die Wissenschaf­
ten, die sich mit einer Reflexion der verschiedenen Wissensformen und eben 
dieser kritischen Situierung beschäftigen, sich aus dem Feld des Politischen 
herausziehen sollten. Selbstkritisch auf die Wissensproduktion des eigenen 
Kontextes zu reflektieren ist nicht gleichbedeutend damit, diese nicht mehr 
in der Öffentlichkeit als eine politische Stimme hörbar zu machen. Es ist 
offensichtlich, dass zur Beschreibung, Analyse und Diskussion aktueller Kri­
sen wie des Klimawandels verschiedenste Wissensformen von essenzieller 
Bedeutung sind. Dies bedeutet auch, dass viele eurozentrische Wissensfor­
men, die Klimafolgen anhand quantifizierbarer Methoden erklären, für die 
Klimapolitik eine enorm wichtige Bedeutung haben, auch um die gegenüber 
dem Klimawandel besonders vulnerablen Gruppen besser schützen zu kön­
nen.

Wie aber kann ein selbstkritisch-wissenschaftlicher Ansatz für Klimapoli­
tik gedacht werden, der sich der Signaturen epistemischer Gewalt bewusst 
ist, nicht in neue Formen des Otherings und der Selbstaffirmierung ver­
fällt und Räume eröffnet, in welchen mit Träger:innen indigenen Wissens 
kooperiert werden kann? Die abschließende These des Beitrages ist: Diese 
Frage kann nicht beantwortet werden, indem ein neues (integratives) Ideal 
der Wissenschaft begründet wird. Diese Idealisierung stände wiederum in 
der Gefahr, binäre Unterscheidungen und damit auch neue Ausschlüsse zu 
produzieren. Mit Haraway gesprochen würde damit nur wieder neu die Plu­
ralität und Situiertheit von Wissensformen missachtet. Im Sinne eines deko­
lonialen Feminismus geht es unserer Meinung nach vielmehr um die Etablie­
rung und Einübung neuer kooperativ-epistemischer Wissenspraktiken.

Um eine »zuverlässige Darstellung der Dinge«51 zu gewährleisten, braucht 
es eine Vernetzung und Übersetzung zwischen verschiedenen Wissensfor­
men sowie die Anerkennung und kritische Selbstreflexion von situierten 

 
51 Haraway 1995, S. 79.
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Wissenspositionen. Dabei darf jedoch nicht die hegemoniale Position eines 
eurozentrischen Wissenschaftsverständnisses aus dem Blick geraten, sondern 
muss beständig offengelegt und kritisiert werden. Wissenschaftliche Praxis 
muss vor diesem Hintergrund weniger als rationalistisch-methodisches Vor­
anschreiten, sondern vielmehr als eine »Politik der Solidarität« umgedeutet 
werden, die »Diskussionszusammenhänge« herstellt.52 Politik der Solidari­
tät meint die Etablierung einer Wissenspraxis, die weniger abgrenzend, als 
vernetzend, weniger hierarchisierend, als prozessual vorgeht. Solidarisch ist 
diese Wissenspraxis, weil sie davon ausgeht, dass unterschiedlichste Wis­
sensformen etwas zur Klärung und Reflexion eines Problems beitragen kön­
nen. Die Bereitschaft zur Kooperation, zur (epistemischen) Solidarität und 
zur »partialen Verbindung« stellen für Haraway dabei entscheidende Anfor­
derungen an Wissens(-praktiken) dar, auf deren Basis zwischen Wissen und 
beispielsweise Verschwörungstheorien unterschieden werden kann (insofern 
Verschwörungstheorien sich selbst isolieren und epistemische Kooperation 
verweigern).53

Derartig kooperativ-epistemische Verständnisse von Wissensproduktionen 
wurden bereits in verschiedenen Spielarten vorgeschlagen und es existie­
ren Projekte, die dies (auch für die Frage von Klimaschutz oder -anpas­
sung) versuchen umzusetzen. Für den Kontext der internationalen Beziehun­
gen schlagen beispielsweise Jan Wilkens und Alvine Datchoua-Tirvaudey 
eine Co-Produktion von Wissen vor, die verschiedene Formen des Wis­
sens berücksichtigt. Die Autor:innen entwerfen dazu, basierend auf Inter­
views, einen neunstufigen Forschungsprozess, dessen zentralen Merkmale 
Selbstreflexivität, Reziprozität und die Priorisierung lokaler bzw. indigener 
Forschungsbedürfnisse sind.54 Louis Bohta, Dominic Griffiths und Maria 
Prozesky betonen Relationalität als entscheidende Komponente für eine 
Dekolonialisierung der Wissensgenerierung55 und Deborah McGregor stellt 
anhand von drei konkreten kooperativen Projekten zur Klimaanpassung in 
Ontario, Kanada, fest, dass die Besetzung der Projektleitung mit indigenen 
Repräsentant:innen entscheidend ist56.

Die Suche nach neuen epistemisch-pluralen Praktiken darf dabei allerdings 
nicht als ein harmonischer Prozess missverstanden werden, der die kolonia­
len Gräben einfach überspringt. Deutlich wird dies auch am Beispiel der 
Intergovernmental Science-Policy Platform on Biodiversity and Ecosystem 
Service (IPBES), die versucht verschiedene Wissensformen (unter anderem 
 
52 Ebd., S. 84.
53 Haraway 1995, S. 86.
54 Vgl. Wilkens, Datchoua-Tirvaudey, Alvine 2022, S. 139f.
55 Vgl. Bohta, Griffiths und Prozesky 2021.
56 Vgl. McGregor 2009.
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indigenes Wissen) zu Biodiversität zu synthetisieren und als Basis für politi­
sche Entscheidungen heranzuziehen. Isabel Díaz-Reviriego, Esther Turnhout 
und Silke Beck zeigen, dass das IPBES, indem es indigenes Wissen nicht 
nur integriert, sondern Vertreter:innen indigener Völker als gleichberech­
tigte Mitglieder am Prozess der Wissensgenerierung beteiligt, einen entschei­
denden Schritt in Richtung einer kooperativen Wissenschaftspraxis geht. 
Gleichzeitig kritisieren sie, dass das vom IPBES verfolgte Ziel eines har­
monischen Konsens dazu führt, dass hegemoniale Formen der Bewertung, 
Repräsentation und Partizipation unhinterfragt fortgeführt und dadurch 
bestehende Machtstrukturen reproduziert werden.57

Postkoloniale Theorien plädieren in diesem Zusammenhang deshalb für 
eine Praxis des Verlernens, die zum Beispiel Castro-Varela im Anschluss 
an Spivak für die erziehungswissenschaftliche Migrationsforschung formu­
liert. Bezugnehmend auf postkoloniale Lernprozesse schreibt Castro-Varela: 
»Ein Lernen in Harmonie kann in Anbetracht der gewaltvollen sozialen 
Grenzziehungen nicht ohne Weiteres gelingen. Vielmehr müssen die Wis­
sensebene und die sozial-politische Ebene gleichsam respektiert werden.«58 

Eine experimentelle Praxis der epistemischen Kooperation ist deshalb her­
ausgefordert, die Geschichte des Kolonialismus sowie damit einhergehende 
materielle Ungleichheiten und rassifizierende Gewaltstrukturen konfrontativ 
in den Prozess zu integrieren. Bevor eine Kooperation möglich wird, müssen 
die hegemonial-kolonialen Praktiken und Selbstverständnisse, die den Raum 
jeder Kooperation vorstrukturieren, aufgebrochen und verlernt werden. Spi­
vaks Leitspruch »unlearning one’s privilege as one’s loss«59 kann dabei für 
den vorliegenden Kontext so interpretiert werden, dass die kolonial-privile­
gierte Position eurozentrischer Wissenschaften eine harmonische Koopera­
tion, aufgrund internalisierter Rassismen und kolonialer Strukturen, vorerst 
unmöglich macht.

Castro Varela beschreibt ihren Ansatz als Antwort auf Formen epistemi­
scher Gewalt und beruft sich dabei auf Adornos pädagogische Vorschläge 
in Bildung nach Ausschwitz sowie auf Spivaks postkolonialer Pädagogik 
in An Aesthetic Education in the Era of Globalization. Beide verfolgen, 
laut Castro Varela, dasselbe Ziel: »einen epistemischen Wandel, der frü­
here Zwangsmaßnahmen auflöst.«60 Vor diesem theoretischen Hintergrund 
beschreibt Castro-Varela Verlernen als eine Dekolonialisierung des Denkens, 
als eine Praxis, gegen die hegemonialen Regeln »der wissenschaftlichen Dis­

 
57 Vgl. Díaz-Reviriego, Turnhout, Beck 2019.
58 Castro Varela 2016, S. 52–3.
59 Spivak 1996, S. 4.
60 Castro Varela 2014, S. 130.

Epistemische Gewalt in der Wissensproduktion 227

Leviathan, 53. Jg., 2/2025

https://doi.org/10.5771/0340-0425-2025-2 https://www.inlibra.com/de/agb - Open Access - 

https://doi.org/10.5771/0340-0425-2025-2
https://www.inlibra.com/de/agb
https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/


ziplin(ierungen)«61 Widerstand zu leisten, um mit einem vorherrschenden 
Konsens – in unserem Fall, der Art und Weise wie Wissen verarbeitet wird 
– zu brechen. Dabei erfordert eine solche Praxis des widerständigen Verler­
nens »eine Art bedachte Experimentierfreudigkeit und Räume, die Denkex­
perimente zulassen. Was dann entstehen kann, sind Funken gewaltfreier 
Bildung, bei der Dissens als Raum des Politischen wahrgenommen wird und 
Konsens dennoch begehrt wird.«62

Im Anschluss an Castro-Varela kann epistemische Kooperation als expe­
rimentelle Aushandlung pluraler Wissensformen verstanden werden. Das 
Experiment besteht darin, Konsens als begehrtes erkenntnistheoretisches 
Objekt anzuerkennen, welches aber aufgrund der gegebenen Macht- und 
Diskursstrukturen (noch) nicht eingelöst werden kann. Vorherrschende Pri­
vilegien und eurozentrische Wissensperspektiven müssen verlernt werden, 
bevor ein (dekolonialer) Konsens möglich werden kann. Im Unterschied 
zu deliberativen oder pragmatistischen Theorien des Politischen betont Cas­
tro-Varela deshalb vor allem Kritik, Widerstand und Konflikt als Elemente 
kooperativ-epistemischer Praktiken.63 Dies bedeutet auch, dass eine solche 
Wissenskooperation nicht losgelöst von Fragen indigener Selbstbestimmung, 
politischer Repräsentation sowie Vertreibung indigener Völker möglich ist. 
Das Ziel muss darin bestehen, an solchen konflikthaften, durch Rassifizie­
rung produzierten Erfahrungen und epistemischen Positionen festzuhalten. 
Nur so kann sich ein Raum öffnen, um mit etablierten Regeln, die Privile­
gien aufrechterhalten, zu brechen.

Fazit

Eine (selbst-)kritische Perspektive auf den hegemonialen Prozess der Wis­
sensproduktion ist wichtig, um die eigenen hegemonialen Reproduktionen 
postkolonialer Herrschaftsordnungen offenzulegen. Der Blick auf die Ein­
bindung von indigenem Wissen in die etablierten Wissenschaften zeigt, dass 
es hier zu Formen epistemischer Gewalt kommt. Indigenes Wissen wird 
dabei in ein bestehendes Framework eurozentrischer Wissenschaften funk­
tional eingebunden. Das Verfahren dient somit einerseits der epistemischen 
Selbstvergewisserung eurozentrischer Wissensproduktion und setzt eine 
koloniale Geschichte fort. Gleichzeitig besteht mit der damit einhergehen­
den Abwertung indigenen Wissens die Gefahr, dass das epistemische Selbst­
vertrauen indigener Völker zerstört und indigenes Wissen schlimmstenfalls 

5.

 
61 Castro Varela 2016, S. 54.
62 Castro Varela 2016, S. 54–5.
63 Castro Varela 2014, 130.
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in seiner Existenz bedroht wird. Darüber hinaus steht die binäre, funktio­
nale Bezugnahme auf indigenes Wissen (wie zum Beispiel im REDD+-Pro­
gramm) in einer direkten Verbindung mit anderen Formen der kolonialen 
Gewalt, wie beispielsweise Landnahme und Vertreibung.

Im Sinne einer alternativen selbstkritischen Wissenschaftspraxis eröffnet 
die Perspektive auf epistemisch-kooperative Praktiken, die im Anschluss an 
Adorno, Spivak und Castro-Varela entwickelt wurden, die Möglichkeit, das 
Verhältnis von Wissen(-schaft) und Politik neu zu denken. Diese Möglich­
keit bedeutet jedoch nicht, dass konkrete Ziele, Abläufe und methodische 
Herangehensweisen im Voraus bestimmt werden können. »Die Möglichkeit 
einer emanzipatorischen Pädagogik liegt gerade in der Unmöglichkeit der­
selben begründet.«64 Wissensbasierte Politik zeigt sich hier als ein Prozess, 
der zwar auf eine zuverlässige Darstellung als Grundlage von Politik abzielt, 
diesen aber offen gestaltet und dabei für Konflikte, historische Machtasym­
metrien und Widerstand sensibel bleibt. Gerade weil solche experimentel­
len Räume koloniale Gewalt und Ungleichheit nicht tilgen können, bleibt 
epistemische Kooperation (zunächst) unmöglich. Vor allem eurozentrisch 
geschulte Wissensträger:innen werden ein Denken und Handeln in kolonia­
len Differenzen zunächst verlernen müssen.65
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Zusammenfassung: Der Beitrag analysiert am Beispiel globaler Klimapolitik, wie die 
Integration von indigenem Wissen in ein eurozentrisches Wissenschaftsverständnis epis­
temische Gewalt reproduziert. Der Gegensatz von indigenem und wissenschaftlichem 
Wissen ist dabei selbst ein Konstrukt zur Sicherung eurozentrischer Herrschaft. Unter 
dem Begriff des Verlernens werde Wege zu einer kooperativen Wissensgenerierung aufge­
zeigt.

Stichworte: Klimapolitik; indigenes Wissen; epistemische Gewalt; Postkolonialismus; 
Eurozentrismus; Othering

Epistemic Violence in Eurocentric Knowledge Production. Unlearning 
Colonial Forms of Knowledge using the Climate Debate as Example.

Summary: This article analyzes how the integration of Indigenous knowledge into a 
Eurocentric understanding of science reproduces epistemic violence. It uses global cli­
mate politics as example. The distinction between Indigenous and scientific knowledge 
is itself a construct that serves to uphold Eurocentric domination. Using the concept of 
unlearning, the article outlines pathways toward a cooperative knowledge generation.

Keywords: Climate politics; indigenous knowledge; epistemic violence; postcolonialism; 
eurocentrism; othering
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AUFSATZ

Jan A. Fuhse

Netzwerke mit Sinn

Harrison Whites Theorie sozialer Strukturen

Einleitung

Am 18. Mai 2024 starb Harrison Colyar White im Alter von 94 Jahren als 
einer der großen Netzwerkforscher und soziologischen Theoretiker unserer 
Zeit. White hatte zunächst theoretische Physik studiert, bevor er in die Sozi­
alwissenschaften wechselte. Aus der Physik nahm er sein Interesse an for­
mal-mathematischer Modellierung in direkter Auseinandersetzung mit 
empirischer Forschung mit. So stellte er sich soziale Strukturen als formale 
Gebilde aus Beziehungen zwischen Akteuren vor: als Netzwerke. Mit dieser 
strukturalistischen Perspektive lieferte White zentrale Impulse für die Ent­
wicklung und Etablierung der sozialwissenschaftlichen Netzwerkforschung 
– unter anderem mit dem Analyseverfahren der Blockmodellanalyse.

In den 1990er Jahren wandte sich White mit seinem theoretischen Haupt­
werk Identity and Control1 und einigen Aufsätzen der Reflexion der Netz­
werkforschung zu. Damit legte er eine ausgefeilte Theorie sozialer Struktu­
ren vor und stieß die Entwicklung der »relationalen Soziologie« an.2 Im 
Zentrum der Theorie stehen weiterhin soziale Beziehungen und Netzwerke. 
Nur werden diese nicht mehr strukturalistisch als reine Muster von Ver­
bindungen zwischen Knoten gefasst. Stattdessen denken White und seine 
Anhänger:innen Netzwerke als Sinnstrukturen: mit Identitäten, die in Erzäh­
lungen zueinander in Beziehung gesetzt werden. Zugleich sind Netzwerke 
etwa in einer Firma, in einer Schulklasse, auf einem wirtschaftlichen Markt 
oder in den internationalen Beziehungen immer mit kontextspezifischen 
»Domänen« kultureller Formen verknüpft. White sieht Netzwerke sozialer 
Beziehungen also als untrennbar verwoben mit Sinn und Kultur. Beide Ebe­
nen lassen sich nur analytisch voneinander trennen.

Die relationale Soziologie gilt heute als einer der wichtigsten Ansätze 
in der internationalen Theoriediskussion, der Netzwerkforschung und der 
Soziologie insgesamt.3 Ihre Grundgedanken sind – wie die des symbolischen 

1.

 
1 White 1992. Eine deutlich überarbeitete zweite Auflage erschien 2008.
2 Emirbayer 1997; Fuhse, Mützel 2010.
3 Beckert 2005, S. 304 ff.; Holzer 2009, S. 265 ff.; Häußling 2010; Erikson 2017; Schneider 2020, 

S. 471 f.
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Interaktionismus und der Wissenssoziologie – inzwischen Bestandteil des 
soziologischen Mainstreams. White selbst erhielt für seine Arbeiten die 
wichtigsten Preise in Netzwerkforschung (den Simmel Award, 1984) und 
U.S. amerikanischer Soziologie (W.E.B. DuBois Career of Distinguished 
Scholarship Award) und wurde 1975 (im Alter von 45 Jahren) in die dortige 
Nationale Akademie der Wissenschaften gewählt.

Angesichts dessen verwundert die überschaubare Aufmerksamkeit für 
seine theoretischen Ideen: Es gibt insbesondere international recht wenig 
Sekundärliteratur und kaum Diskussionen zu seinen Konzepten und theore­
tischen Argumenten.4 Bezüge auf White bleiben meist selektiv und beiläufig. 
Insgesamt wurden die beiden Auflagen von Identity and Control zwar über 
5.300 Mal zitiert.5 Dies bleibt jedoch hinter anderen zentralen Werken aus 
der Zeit zurück: Gender Trouble von Judith Butler (1990) mit 101.000 
und Foundations of Social Theory von James Coleman (1990) mit 50.000 
Zitationen laufen White deutlich den Rang ab. Noch Mustafa Emirbayers 
Aufsatz »Manifesto for a relational sociology« von 1997 hat mehr Verweise 
(5.450).

Warum wird Whites Theorie trotz ihrer Bedeutung relativ selten herange­
zogen und diskutiert? Im vorliegenden Beitrag wird argumentiert, dass die 
Eigenheiten von Whites Theorie gleichermaßen für deren Innovativität und 
für die vergleichsweise geringe direkte Auseinandersetzung sorgen. White 
baut seine Theorie induktiv auf Basis von empirischen Studien auf. Als Sei­
teneinsteiger in die Soziologie zieht er eine Fülle von Konzepten aus anderen 
Disziplinen zusammen und ignoriert die vorhandenen soziologischen Theo­
rien und Begriffe weitgehend. Dies führt zu einer sehr eigenen Sichtweise 
auf das Soziale mit einem idiosynkratischen Vokabular. Dadurch wird die 
Theorie innovativ, aber auch schwer zugänglich. White bietet kaum Rela­
tionierungen zu anderen Theorien an – dies erschwert die theoretische Ein­
ordnung. Im Ergebnis bleibt die Theorie im soziologischen Diskurs auf die 
Aufnahme durch andere angewiesen.

Der Aufsatz liefert hierfür einen Überblick über die Theorie Whites und 
ordnet sie im Verhältnis zu anderen Ansätzen ein. Dieser Überblick bleibt 
angesichts der Komplexität seines Theoriegebäudes notwendig selektiv. Im 
Fokus steht die Theorie sozialer Strukturen mit dem Wechselspiel von 
Netzwerken und Sinnformen. Nach einem kurzen biografischen Abriss (2) 
beleuchte ich die Entwicklung der Theorie mit den Konzepten der Catnets 
(3) und der strukturellen Äquivalenz und mit dem Verfahren der Block­
modellanalyse (4). Anschließend wird der Kern der Theorie vorgestellt: 

 
4 Azarian 2005; Schmitt, Fuhse 2015; Degenne et al. 2025; Karafillidis 2025; Schmitt 2025.
5 Google Scholar (Stand: 14.04.2025).
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mit den beiden Grundbegriffen Identität und Kontrolle (5), der sinnhaften 
Konstruktion von sozialen Beziehungen in Erzählungen (6) und dem Wech­
selspiel aus Netzwerken und kulturellen Domänen (7). Es folgen die Makro-
Erweiterungen Stile, Institutionen und Kontrollregimes (8) und Whites Dis­
ziplinen als drei Typen formaler Organisation (9). Als letzter 
Theoriebaustein werden die Switchings diskutiert – kommunikative Wechsel 
zwischen sozio-kulturellen Kontexten (10). Nach einer knappen Zusam­
menfassung (11) nehme ich eine Einordnung von Whites Ansatz in den 
Kontext anderer soziologischer Theorien vor (12).

Kurzbiografie

1963 kam White mit 29 Jahren als Associate Professor an die Harvard 
University. Dort wurde er zu einer prägenden Figur für das weltweit 
wichtigste Department für Soziologie, vor allem aber für die sozialwissen­
schaftliche Netzwerkforschung. Seine Doktorand:innen in Harvard (Peter 
Bearman, Ronald Breiger, Kathleen Carley, Paul DiMaggio, Mark Grano­
vetter, Edward Laumann, Margaret Somers, Barry Wellman und viele mehr) 
lieferten hierzu wesentliche Beiträge. Und das von White mit seinen Mit­
streitern entwickelte Netzwerkanalyse-Verfahren der Blockmodellanalyse 
(siehe Abschnitt 4) gilt als »Durchbruch« der Untersuchung sozialer Bezie­
hungsnetze.6 Bereits 1973 ordnete Whites Doktorand Nicholas Mullins den 
Strukturalismus als eine der wichtigsten »Theoriegruppen« in den USA ein 
neben etwa der Ethnomethodologie und Konversationsanalyse. Das geogra­
fische Zentrum des Strukturalismus sah er an der Harvard University und 
White als seinen »intellektuellen Anführer«.7

1988 wechselte White (nach einem kurzen Engagement an der University 
of Arizona) an die Columbia University. Inhaltlich fiel der Umzug nach New 
York mit einer Neuausrichtung seiner Arbeit zusammen. Seit den 1980er 
Jahren war er unzufrieden mit der naturalistischen Vorstellung von sozia­
len Beziehungen als Verbindungen zwischen Knoten, die die Netzwerkfor­
schung von der Graphentheorie übernahm. Zwei Knoten sind miteinander 
verbunden oder nicht, und diese grundlegende Unterscheidung liefert die 
Basis für die formal-mathematische Analyse von Netzwerkkonstellationen. 
Dabei sehen soziale Beziehungen viel komplizierter aus: Zwei Personen, 
Unternehmen oder Staaten sind durch unterschiedliche Arten von Beziehun­
gen verbunden (Liebe, Freundschaft, Konflikt, Konkurrenz, pragmatische 

2.

 
6 Scott 2000, S. 33 ff.
7 Mullins 1973.
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Geschäftsbeziehung). Die Beziehungen entwickeln und wandeln sich fortlau­
fend. Und häufig wissen wir gar nicht sicher, wie wir zueinander stehen.

White entwickelt aus diesen Überlegungen heraus sein theoretisches 
Hauptwerk. 1992 erscheint Identity and Control in erster Auflage. Eine 
deutlich überarbeitete zweite Auflage wird 2008 publiziert (unter Mitar­
beit von Promovierenden an der Columbia University und jüngeren Kol­
leg:innen). White hat mit seiner Theorie, aber auch mit Workshops und 
Mini-Konferenzen die Entwicklung der relationalen Soziologie angestoßen.8 

Neben White selbst waren hierfür sein langjähriger Freund Charles Tilly 
und sein ehemaliger Doktorand Peter Bearman wichtig, beide seit den 
1990er Jahren Professoren an der Columbia. Hinzu kamen Mustafa Emir­
bayer (Autor des namensgebenden »Manifesto for a relational sociology«) 
und Doktorand:innen an der Columbia University und der New School of 
Social Research wie Karen Barkey, Emily Erikson, David Gibson, Frédéric 
Godart, Eiko Ikegami, Eric Leifer, Ann Mische und Sophie Mützel, aber 
auch ehemalige Doktorand:innen und Kolleg:innen wie Ronald Breiger, 
Kathleen Carley, Paul DiMaggio, Roger Gould, John Padgett, Margaret 
Somers und viele mehr.

Catnets

Whites theoretische Überlegungen in Identity and Control sind das Ergebnis 
einer langen Auseinandersetzung mit sozialen Strukturen. Ein erster Versuch 
der Systematisierung findet sich in einem Memo aus seinem Bachelor-Kurs 
an der Harvard University aus den 1960er Jahren.9 White führt hier das 
Konzept »Catnet« ein – »cat« von Kategorie (»category«) und »net« von 
Netzwerk (»network«). Damit bezeichnet er die Strukturierung von Bezie­
hungsnetzen durch soziale Kategorien: Ähnliche Akteure werden in einer 
Kategorie zusammengefasst und symbolisch von anderen Akteuren getrennt. 
Dieser sprachlichen Ordnung von Netzwerken entspricht eine tendenzielle 
Sortierung von Beziehungen: Neue Beziehungen entstehen meist zwischen 
Mitgliedern einer Kategorie, und Beziehungen über Kategorien hinweg dün­
nen sich aus. Soziale Kategorien sorgen so für dichte Netzwerk-Segmente 
(»catnets«), die strukturell und symbolisch von anderen Catnets abgetrennt 
sind. Sie können entweder aus dichten Cliquen in einer Netzwerkpopulation 
entstehen. Oder sie sind das Ergebnis einer präexistenten Kategorie, die 
Akteure symbolisch in Netzwerken ordnet.10

3.

 
8 Fuhse, Mützel 2010; Pachucki, Breiger 2010; Erikson 2017; Fuhse, Mische 2023.
9 White 2008[1965]. Das Memo wurde von Whites Teaching Assistant Michael Schwartz aufge­

schrieben.
10 Ebd., S. 8 ff.
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White argumentiert also bereits in den 1960er Jahren für ein Wechselspiel 
von sozialen Kategorien und Netzwerken. Solche Kategorien sind in Sets 
organisiert, denn einzelne Kategorien (zum Beispiel weiblich) definieren sich 
immer in Relation zu anderen Kategorien (zum Beispiel männlich). Kultur 
erscheint hier als System von Kategorien, das Netzwerkstrukturen 
beschreibt (und ordnet). Zugleich sind Netzwerke in »Typen von Beziehun­
gen« organisiert.11 Diese sind wiederum sprachlich-kulturell abgegrenzt: 
Freundschaft unterscheidet sich nicht nur von Liebe, Patronage oder Kon­
kurrenz. Sie muss auch als anders beschrieben und gewusst werden.

Das Memo skizziert auf wenigen Seiten eine ausgefeilte und weitreichende 
Architektur des Sozialen – mit Systemen von Kategorien, die Systeme von 
Beziehungen abbilden und ordnen. Der Text endet mit der Vermutung, dass 
sich größere Strukturen wie Gemeinschaften, Staaten und internationale 
Beziehungen als Netzwerke mit Kategoriensystemen modellieren lassen.

Strukturelle Äquivalenz und Blockmodellanalyse

In den 1970er Jahren lieferte White zwei wichtige Innovationen: das Kon­
zept der strukturellen Äquivalenz und die Methode der Blockmodellanalyse. 
Knoten in einem Netzwerk gelten als strukturell äquivalent, wenn sie auf 
ähnliche Weise mit anderen (strukturell äquivalenten) Knoten verbunden 
sind.12 White und der Mathematiker François Lorrain entwickeln das Kon­
zept zunächst für Verwandtschaftskategorien: Die Kategorien Tante, Vater, 
Cousin oder Neffe bilden keine Catnets ab, in denen Tanten, Väter, Cousins 
oder Neffen jeweils unter sich bleiben. Vielmehr sind Verwandtschaftskate­
gorien im Verhältnis zueinander gebaut: Eine Tante zeichnet sich dadurch 
aus, dass sie mit Neffen und Nichten (aber auch mit deren Vätern und 
Cousins) auf eine bestimmte Weise verbunden ist.

Wir finden also wieder symbolisch geordnete Netzwerke, aber anders als 
bei den Catnets. Soziale Kategorien (Tante, Neffe etc.) ordnen die Beziehun­
gen in einem Netzwerk und sorgen so für beobachtbare strukturelle Äquiva­
lenz. Aber sie grenzen nicht unbedingt dichte Subgruppen voneinander ab. 
Vielmehr markieren sie typische Positionen in einem Netzwerk im Verhält­
nis zueinander. Diese sind durch Rollenbeziehungen miteinander verbunden. 
Lorrain und White interpretieren Netzwerke als das Ergebnis einer systema­
tischen Strukturierung durch Rollenkategorien.13

4.

 
11 Ebd., S. 2.
12 Lorrain, White 1971.
13 Ebd., S. 50 ff.
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Diese theoretische Sichtweise liegt auch der Blockmodellanalyse zugrunde, 
die White in den 1970er Jahren mit seinen Doktoranden Scott Boorman 
and Ronald Breiger entwickelt.14 Die Methode geht induktiv vor und identi­
fiziert in einem Netzwerk von Akteuren strukturell äquivalente Positionen 
und systematische Beziehungen zwischen ihnen. Dabei braucht es keine 
theoretischen Hypothesen darüber, welche Art von Struktur erwartet wird 
– kohäsive Subgruppen, Differenzierung in Zentrum und Peripherie, die 
Ausgrenzung einer Gruppe von isolierten Akteuren oder auch Verbindungen 
zwischen zwei untereinander unverbundenen Kategorien.

Dabei analysieren Blockmodelle mehrere Arten von Beziehungen zwischen 
einer Menge von Akteuren, etwa von einer Kohorte Novizen in einem Klos­
ter (einem der empirischen Beispiele). Diese sind untereinander durch Sym­
pathie und Wertschätzung verbunden, aber auch durch Geringschätzung 
und Schuldzuweisung. Die Blockmodellanalyse baut auf der theoretischen 
Annahme auf, dass alle diese Beziehungstypen einem gemeinsamen Muster 
von Rollenrelationen zwischen Kategorien folgen. Auch das Geschlecht 
wäre ein Beispiel für eine Kategorie, die mehrere Arten von Beziehungen 
nach dem Prinzip der strukturellen Äquivalenz ordnet.15 So laufen roman­
tische Liebesbeziehungen und Ehen (immer noch) weitgehend zwischen 
Männern und Frauen, selten unter Männern oder unter Frauen. Dagegen 
sind Freundschaften weiterhin vor allem gleichgeschlechtlich. Wir finden 
also eine systematische Ordnung von persönlichen Beziehungen nach dem 
Geschlecht, in dem verschiedene Beziehungsarten unterschiedliche Muster 
aufweisen: Ehen und romantische Liebe vor allem gemischtgeschlechtlich, 
Freundschaften (und etwa auch Konkurrenz) vorwiegend gleichgeschlecht­
lich.

Das Rollenkonzept war in den 1950er bis 1970er Jahren zentral für die 
soziologische Theorie mit den Arbeiten von Ralph Linton, Robert Merton, 
Ralph Turner und Erving Goffman. In Deutschland machte es insbesondere 
Ralf Dahrendorf populär.16 White und seine Ko-Autoren ignorieren aber die 
ausgefeilte Diskussion um Rollen als systematische Bündel von Erwartungen 
zwischen sozialen Positionen und um die Prozesse des »role taking«, »role 
playing« und »role making«. Stattdessen greifen sie in ihren Arbeiten auf 
den Ethnologen Siegfried Nadel zurück. Nadel definiert soziale Struktur 
als »das Muster oder Netzwerk (oder ›System‹) von Beziehungen zwischen 
Akteuren in ihren Rollen in Relation zueinander«.17

 
14 Boorman, White 1976; White et al. 1976; Kappelhoff 1987; Heidler 2010; Fuhse 2018, S. 77 ff.
15 Seeley 2014; Fuhse 2022, S. 185 ff.
16 Dahrendorf 1964.
17 Nadel 1957, S. 12, Übersetzung J.F.
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Zwar ergeben sich hier zahlreiche mögliche Verbindungen zur soziolo­
gischen Theorie.18 Bei White und seinen Ko-Autoren bleibt der Rollenbe­
griff jedoch auf die Anwendung auf soziale Beziehungsnetze beschränkt. 
Entsprechend erfahren wir nichts über die Genese von Rollen: Entstehen 
diese endogen aus der Interaktion im Netzwerk wie zwischen den Novizen 
im Kloster? Oder werden sie von außen festgelegt, etwa kulturell (wie 
durch Geschlecht und Verwandtschaftskategorien) oder durch Organisatio­
nen (etwa zwischen den Vorgesetzten und Mitarbeitenden in Unternehmen 
oder zwischen Professor:innen und Studierenden in der Universität)? Solche 
Fragen nach einer soziologischen Einordnung bleiben ausgeklammert.

Dennoch hat der Ansatz zu einer Fülle spannender empirischer Arbeiten 
geführt. Dazu gehören etwa Breigers Studie über Netzwerke zwischen Bio­
wissenschaftler:innen, die Analyse des Felds der Schriftsteller:innen in Köln 
von Jürgen Gerhards und Helmut Anheier und die Arbeit von John Padgett 
und Christopher Ansell zum Aufstieg der Medici in Florenz aufgrund ihrer 
Netzwerkposition.19 Die Blockmodellanalyse hat Bedeutung und Ansehen 
der Netzwerkforschung in den Sozialwissenschaften erheblich gesteigert. 
Damit war sie zentral für den »Harvard Breakthrough« der sozialwissen­
schaftlichen Netzwerkforschung.20 Statt die strukturellen Positionen von 
Individuen zu vergleichen (mit Zentralitätswerten), rekonstruieren Block­
modelle systematische Gesamtmuster in Netzwerken. Im Rückblick lässt 
sich feststellen, dass Kultur und Sinn hier auf zwei Weisen relevant werden:

(1) Unterschiedliche Typen von Beziehungen müssen differenziert werden. 
So muss sich etwa Freundschaft von Kooperation, Wertschätzung und 
romantischer Liebe unterscheiden.

(2) Muster von Beziehungen zwischen Akteuren werden durch Rollenkate­
gorien geprägt. Diese legen fest, zwischen welchen Kategorien von Akteuren 
systematisch welche Arten von Beziehungen laufen.

Beide Aspekte werden bereits in dem Memo von 1965 angesprochen. In 
den 1970er Jahren trat die Betrachtung von Kultur und Sinn in den Hin­
tergrund gegenüber der rein strukturellen Analyse der Beziehungsmuster. 
Rollenkategorien werden aus dem Muster von Beziehungen abgeleitet statt 
selbst im subjektiven Sinn der Beteiligten oder in der Kommunikation unter­
sucht. Und die Unterschiede zwischen Beziehungsarten wie »Freundschaft« 
und »Kooperation« werden zum Ausgangspunkt der Analyse und selbst 
nicht weiter betrachtet.

 
18 Fuhse 2012.
19 Breiger 1976; Gerhards, Anheier 1987; Padgett, Ansell 1993; Anheier et al. 1995.
20 Scott 2000, S. 33 ff.
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Identität und Kontrolle

Die Blockmodellanalyse zeigt einen klaren strukturalistischen Ansatz, führt 
aber zu einer theoretischen Verbindung von Netzwerken mit Kultur und 
Sinn.21 Die Netzwerkmuster von Beziehungen bilden nur eine Seite der 
komplexen Realität sozialer Strukturen ab. Bei der Analyse dieser einen 
Seite tauchen immer wieder andere Seiten, andere Aspekte auf. Wie unter­
scheiden wir zwischen verschiedenen Beziehungsarten? Was ist eine soziale 
Beziehung überhaupt? Und warum zeigen Netzwerke bestimmte Muster? 
All diese Fragen führen unvermeidlich zu Kultur und Bedeutung – zum mit 
sozialen Beziehungen und Netzwerkmustern verwobenen Sinn.

Harrison White formulierte Antworten auf diese Fragen in seinem theo­
retischen Hauptwerk Identity and Control, erschienen 1992 kurz nach sei­
nem Wechsel an die Columbia University.22 Laut Ann Mische sorgte sich 
White in den 1980er Jahren immer mehr um den »Mangel an theoretischem 
Verständnis« von sozialen Beziehungen als den grundlegenden Einheiten 
der Netzwerkforschung.23 Immer mehr Wissenschaftler:innen untersuchten 
und modellierten Netzwerkmuster – wenige fragten sich, was sie eigentlich 
beobachteten. Zur selben Zeit wandte sich die Soziologie insgesamt der 
Betrachtung von Kultur zu. Zentrale Impulse kamen aus den Arbeiten 
von Pierre Bourdieu mit der wichtigen Rolle von kulturellen Formen für 
soziale Ungleichheit, aus der Soziolinguistik mit ihrem Fokus auf Identität 
und Narrative und mit der verstärkten Aufmerksamkeit für Institutionen in 
Wirtschaftswissenschaft und Soziologie.24

White zog diese verschiedenen Impulse in seiner sehr eigenen Theorie 
sozialer Strukturen zusammen. Der Ausgangspunkt seiner Überlegungen ist 
wie bei Georg Simmel, George Herbert Mead, Talcott Parsons und Niklas 
Luhmann eine Situation sozialer Unsicherheit: »Identitäten« treten in Kon­
takt miteinander und versuchen »Kontrolle« zu erlangen.25 Beide Begriffe 
aus dem Titel bleiben erst einmal unbestimmt, erhalten im Laufe des Werks 
aber eine genauere und auch andere Bedeutung:
– Eine Identität steht zunächst für Akteure und andere Einheiten im Sozia­

len, die miteinander in Kontakt treten und mit »Kontrollversuchen« 
eigene Ziele verfolgen. Später werden Identitäten aber zu Zurechnungs­

5.

 
21 Brint 1992; Fuhse 2012.
22 White 1992.
23 Mische 2011, S. 82.
24 Für die relationale Soziologie sind unter anderem die Arbeiten von Whites Doktorand Paul 

DiMaggio wichtig. DiMaggio ist eine zentrale Figur des soziologischen Neoinstitutionalismus. 
Zudem griff er als einer der ersten in den USA die Arbeiten von Bourdieu auf und verband sie 
mit sozialen Netzwerken.

25 White 1992, S. 9 ff.
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punkten: Eine Identität zeichnet sich dadurch aus, dass ihr Kontrollver­
suche, also Handeln, zugerechnet werden (in »Erzählungen«).

– Kontrolle scheint erst einmal etwas, wonach Identitäten streben. Sie 
wollen einen festen Platz (»footing«) im Sozialen erlangen und nicht 
Spielball fremder Kräfte sein. Im weiteren Aufbau der Theorie üben aber 
nicht einzelne Identitäten, sondern soziale Formationen Kontrolle aus. 
Netzwerke, Disziplinen und Kontroll-Regimes legen auf unterschiedliche 
Weise soziale Prozesse fest.

Im Verlauf des Ringens um Kontrolle von Identitäten entsteht also etwas 
Neues, geradezu Paradoxes: soziale Strukturen, die Identitäten festlegen und 
Kontrolle über sie ausüben. Der Fokus der Theorie liegt auf diesen sozialen 
Strukturen, ihrer Genese und ihren spezifischen Festlegungen und Arten, 
Kontrolle auszuüben.

Erzählungen und Beziehungen

Der entscheidende Schritt von sozialer Unsicherheit zu Struktur und Kon­
trolle liegt bei White in der Beobachtung des Verhaltens von Identitäten in 
Erzählungen (»stories«). Die Identitäten versuchen Kontrolle zu erringen, 
und das wird von anderen gesehen und gedeutet. Dies geschieht in der 
Form von Erzählungen.26 Solche Geschichten interpretieren die beobachte­
ten Ereignisse und weisen sowohl den Identitäten als auch den Beziehungen 
zwischen ihnen eine Bedeutung zu. Diese Bedeutungen zirkulieren dann im 
Sozialen und strukturieren die zukünftige Interaktion zwischen den Beteilig­
ten.

White illustriert diese abstrakten Überlegungen am Beispiel eines Kinder­
spielplatzes:27 Vordergründig geht es um Spaß, nicht um Kontrolle. Die 
Kinder spielen miteinander, mit Geräten und Spielzeugen. Aber natürlich 
treten sie immer wieder in Kontakt, auch in Konflikt miteinander. Und dies 
wird in Erzählungen beobachtet, zum Beispiel: »Tom ist der böse Junge, der 
immer die Spielzeuge der anderen Kinder kaputt macht.«28

Erzählungen sind also sehr alltäglich, und sie formulieren Aussagen über 
Identitäten (Tom) und deren Beziehungen zu anderen. Dies bleibt in dem 
Beispiel recht vage, kann aber genauer ausfallen: Tom hat die Schaufel von 
Luis kaputt gemacht. Hieraus erfahren wir etwas über den rücksichtslosen 
Tom, den hilflosen Luis und die anscheinend asymmetrische Beziehung zwi­
schen ihnen. Wichtig ist dann nicht, was genau passiert ist – vielleicht hat 

6.

 
26 White 1992, S. 67 ff.; White 2008, S. 28 ff.
27 White 1992, S. 6 ff.; White 2008, S. 4 ff.; Schmitt 2014.
28 White 2008, S. 4, Übersetzung J.F.
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Luis vorher Tom mit der Schaufel gehauen. Nicht die Geschehnisse selbst, 
sondern die Erzählungen über sie strukturieren die zukünftige Interaktion: 
Luis wird nicht mehr mit Tom spielen, und auch seine Eltern und andere 
Kinder reagieren mit ihrem Verhalten auf das erzählte Verhalten.

Mit solchen Erzählungen bewegen wir uns also vom reinen Verhalten hin 
zur Ebene von Sinn, genauer zur deutenden Beobachtung von Verhalten in 
der Form von Erzählungen. Das Ergebnis sind Sinnstrukturen, die Identitä­
ten und soziale Beziehungen gleichermaßen definieren:

(1) Eine soziale Beziehung zwischen zwei Identitäten besteht aus den 
Erzählungen über deren bisheriges Verhalten zueinander.29 So erhält jede 
Beziehung eine einzigartige Bedeutung, und diese bestimmt die zukünftige 
Interaktion zwischen den beiden. Zugleich bekommt jede Beziehung damit 
eine Geschichte (»history«) der bisherigen Ereignisse und wird dynamisch. 
Jedes neue Ereignis wird in neuen Erzählungen beobachtet und verändert 
die Beziehung.

(2) Die Erzählung formuliert auch Deutungen der beteiligten Identitäten. 
Diese werden nicht nur in ihren Eigenschaften definiert (»Tom ist der böse 
Junge«), sondern auch in ihren Beziehungen zueinander. Eine Identität hat 
dabei immer mehrere Beziehungen zu anderen. Sie ist Teil ihres Netzwerks 
und erhält ihre Bedeutung nicht als losgelöster Akteur, sondern im Netz­
werk.

Diese Beobachtung von Kontrollversuchen in Erzählungen erscheint als 
grundlegender Prozess des Sozialen, zumindest als Basis für die Entstehung 
und Konturierung von sozialen Beziehungsnetzen. Damit geht es weniger 
um das Verhalten von Identitäten selbst – den Kontrollversuchen – als 
um deren Beobachtung und Konstruktion. Im Ergebnis erscheinen soziale 
Strukturen als Zurechnungsmuster, an denen sich zukünftige Interaktion 
orientiert. Wie bei Max Weber, dem symbolischen Interaktionismus, Talcott 
Parsons, in der Wissenssoziologie, bei Michel Foucault, Pierre Bourdieu, 
Niklas Luhmann und in der Akteur-Netzwerk-Theorie wird die soziale Welt 
sinnhaft strukturiert. Sie besteht aus Deutungsmustern, die für eine gewisse 
Ordnung und Erwartbarkeit im Sozialen sorgen.

Anders als in der Handlungstheorie fungieren die Identitäten nicht als 
unhintergehbare Ausgangspunkte des Sozialen. Sondern sie sind Projekti­
onspunkte im Netzwerk. Damit ist die Art der Einheiten nicht festgelegt. In 
der Handlungstheorie gelten immer menschliche Akteure mit ihrem subjek­
tiven Wissen und ihren Überlegungen und Entscheidungen als Träger und 
Motoren sozialer Prozesse. Dagegen sieht White Identitäten nicht auf Perso­
nen beschränkt. Auch »eine Firma, eine Gemeinschaft, eine Versammlung 

 
29 Ebd., S. 28 ff.
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(›crowd‹), man selbst auf dem Tennisplatz, Aufeinandertreffen von Fremden 
auf dem Gehweg« können Identitäten sein. Als Identität gilt alles, worauf 
Beobachtende »Sinn attribuieren« können.30

Hier ergeben sich Überschneidungen mit der Akteur-Netzwerk-Theorie, 
für die ja auch physische Gegenstände wie Kammmuscheln und Hotel­
schlüssel zu Anknüpfungspunkten von Netzwerken werden.31 Entscheidend 
ist, dass Identitäten in Erzählungen als Urhebende von Handlungen auftau­
chen. In der zweiten Auflage von Identity and Control spezifiziert White 
den Begriff der Erzählung mit Verweis auf die »Standard Stories« bei 
Charles Tilly: In solchen Erzählungen wird komplexes soziales Geschehen 
auf »selbst-motivierte Einheiten« zurückgeführt, die »unabhängig« und 
»bewusst« handeln.32 Es kommt also nicht auf den tatsächlichen Einfluss 
von Einheiten an. Sondern darauf, dass soziale Prozesse als Folgen ihres 
Handelns aus inneren Antrieben interpretiert werden. In der Moderne sehen 
wir vor allem Individuen, Organisationen wie Unternehmen, Universitäten 
oder Staaten, auch Verbände, Protestbewegungen und einige soziale Grup­
pen als unabhängig aus inneren Antrieben heraus handelnd.33 Entsprechend 
tauchen auch bei White vor allem solche individuellen und sozialen Einhei­
ten als Beispiele für Identitäten in Netzwerken auf – und keine materiellen 
Gegenstände wie in der Akteur-Netzwerk-Theorie.

Allerdings vermeidet White lange die etablierten Begriffe der soziologi­
schen Theorie und entwickelt sein eigenes Theorievokabular: mit Konzep­
ten wie Catnets, Identitäten und Erzählungen (»Stories«), mit Domänen, 
Disziplinen, Kontroll-Regimes und Kontext-Wechseln (»Switchings«; siehe 
unten). Erst spät wendet er sich anderen Theorien zu und entdeckt viele 
Gemeinsamkeiten insbesondere mit Bourdieu und Luhmann.34 Dabei über­
nimmt er den Sinnbegriff von Niklas Luhmann und sieht diesen als kompa­
tibel mit seinem Ansatz. Im Einklang mit den obigen Überlegungen geht es 
um kommunizierten Sinn – also um Erzählungen, die im Netzwerk zirkulie­
ren – und nicht um den subjektiven Sinn von Individuen. Zunächst aber 
überwiegt der Versuch, eine Theorie unabhängig von bisherigen soziologi­
schen Theorien zu bauen.35

 
30 Ebd., S. 2, Übersetzung J.F.
31 Latour 2005; Laux 2009; Mützel 2009.
32 Tilly 2002, S. 8, 26; Tilly 2006, S. 64 ff.; White 2008, S. 29 f.
33 Meyer, Jepperson 2000; Fuhse 2022, S. 262 ff. Hinzu kommen eventuell sogenannte »Künstli­

che Intelligenzen«, also Sprach-Bots auf der Basis von Large Language Models. Es wäre empi­
risch zu klären, ob auf sie (wie »künstlichen Intelligenzen« in der Science Fiction) Handeln so 
zugeschrieben wird, dass sie zu Projektionspunkten in Netzwerken werden.

34 White 2008; White et al. 2007; Godart, White 2010; Fontdevila et al. 2011.
35 Fuhse 2025.
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Netzwerke und Domänen

Für die Rezeption von White ist seine Konzeption von Netzwerken zentral. 
Schließlich kommt White aus der Netzwerkforschung und entwickelt seine 
Theorie vor allem mit Blick auf diese. Zudem sind soziale Netzwerke inzwi­
schen nicht nur als Methodenkonstrukt, sondern auch als wichtige soziale 
Phänomene akzeptiert. So schreibt Manuel Castells gar von der »Netzwerk­
gesellschaft« – also davon, dass die Gesellschaft als Ganze mittlerweile von 
Netzwerken geprägt ist (und nicht von Klassen oder anderen sozialen Grup­
pen).36

Die Bausteine von Netzwerken habe ich bereits im letzten Abschnitt dis­
kutiert: Netzwerke bestehen aus Identitäten, die in Erzählungen miteinander 
in Beziehung gesetzt werden. Auf diese Weise werden Netzwerke zu einer 
Sinnstruktur. Identitäten fungieren nicht als Akteure, die aus inneren Moti­
ven und Überlegungen heraus handeln, sondern als Zurechnungspunkte in 
Erzählungen. Damit sind wir von der individualistischen Handlungstheorie 
genauso weit entfernt wie von der strukturalistischen Herangehensweise 
der formalen Netzwerkanalyse: Soziale Netzwerke entstehen weder aus den 
motivierten Handlungen von Akteuren, noch sind sie abstrakte Strukturen 
aus Knoten und Kanten (siehe Einleitung). Vielmehr entwirft White eine 
konstruktivistische und kulturalistische Sichtweise auf Netzwerke als Sinn­
muster, die in sozialen Prozessen entstehen und diese strukturieren.

Als Sinnstrukturen sind Netzwerke auch mit anderen kulturellen Formen 
verbunden, mit Repertoires für typische Erzählungen, mit sprachlichen For­
men und mit sozialen Kategorien zur Klassifikation von Identitäten. Für 
diese »Kultur« von Netzwerken prägt White Mitte der 1990er Jahre den 
Begriff der Domäne (»domain«).37 Jedes Feld von Interaktion – etwa eine 
Firma, ein Markt oder eine wissenschaftliche Disziplin – zeichnet sich einer­
seits durch das Netzwerk von Beziehungen zwischen den Beteiligten (Mitar­
beitenden, Firmen, Autor:innen) aus und andererseits durch eine Domäne 
kultureller Formen. Dabei ist das Netzwerk selbst sinnhaft und kulturell 
geprägt (siehe oben). Insofern sieht White Netzwerk und Domäne nur 
analytisch getrennt, aber in sozialen Phänomenen untrennbar miteinander 
verwoben. Deshalb schreibt er auch von Netdoms als der Einheit von 
Netzwerk und Domäne (analog zu seinem früheren Begriff der Catnets).

Ab Mitte der 1990er Jahre fokussiert White sehr auf die Rolle von Spra­
che in Netzwerken unter Rückgriff auf Ideen aus der Soziolinguistik.38 

Entsprechend gehören für ihn Symbole, Idiome, grammatische Muster und 

7.

 
36 Castells 2004.
37 White 1995 a, S. 1038; White 1995 b, S. 714 ff.; Mische, White 1998, S. 702 ff.
38 Fontdevila 2025.
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auch Gesten zu Domänen.39 Diese haben von Netdom zu Netdom unter­
schiedliche Bedeutungen, weil Deutungsmuster in Netzwerken ausgehandelt 
werden. Auf diese Weise sind Domänen an Netzwerke geknüpft.

Umgekehrt sieht er sprachliche Formen wie etwa Anreden, Begrüßungen 
und sprachliche Register (zum Beispiel vertraut-intim vs. sachlich-formal) 
als Signale für die Markierung von sozialen Beziehungen.40 So ist die 
Anrede »Professor Meier« mit einer gewissen formalen Bedeutung und Ehr­
erbietung verknüpft – auch mit Asymmetrie, wenn Meier uns umgekehrt 
nicht als »Professor:in« anspricht. Damit gibt eine einfache Anrede der 
Beziehung eine formale und asymmetrische Bedeutung und ordnet sie in 
einen sozialen Kontext ein (der Universität). Umgekehrt könnte Meier mich 
»mein Freund« nennen und damit die Beziehung als informal und symme­
trisch markieren. Mit unserer Sprache zeigen wir die Bedeutung von Akteu­
ren und der Beziehungen zu ihnen an. Entsprechend sind auch Netzwerke 
an Domänen gebunden.

Ein wichtiger Bestandteil von Domänen sind nach White sogenannte 
»story-sets«, also Repertoires von Erzählungen.41 Dies sind typische Erzäh­
lungen für die Relationierung von Identitäten, zum Beispiel: »Daniel hat 
Mona zum Abschlussball eingeladen.« Auch wenn Daniel und Mona uns 
nicht bekannt sind, können wir die Situation deuten: Die Erzählung einer 
typischen, kulturell bekannten Handlung (zum Abschlussball einladen) mar­
kiert die Beziehung zwischen Daniel und Mona. Solche kulturellen Deu­
tungsmuster unterscheiden sich von Kontext zu Kontext. So hat der Satz 
»Mona hat Daniel ihre Telefonnummer gegeben« in den USA eine eindeu­
tige Bedeutung bei der Anbahnung einer möglichen romantischen Bezie­
hung, in Deutschland nicht. Insofern korrespondieren mit den Story-sets in 
einem Kontext die dort möglichen Typen von Beziehungen. Für einen Typ 
Beziehung wie Freundschaft, Liebe oder kollegiale Zusammenarbeit existie­
ren jeweils eigene typische Erzählungen in einer kulturellen Domäne. Mit 
Hilfe dieser Erzählungen sind wir in der Lage, zu unterscheiden, ob Mona 
und Daniel befreundet, miteinander verwandt oder am »daten« sind. Diese 
Idee übernahm White aus einem Memo zu Catnets (siehe Abschnitt 3), nun 
allerdings mit Bezug auf den Begriff der Erzählung.

Auf White aufbauende Autor:innen haben diese Idee mit dem Konzept 
der Beziehungsrahmen erweitert.42 Dies sind kulturelle Modelle für soziale 
Beziehungen wie »Freundschaft«, »romantische Liebe« oder »Patronage«. 

 
39 Mische, White 1998, S. 702.
40 White 1995 b, S. 708.
41 White 2008: 31 ff.; Mische, White 1998, S. 702.
42 McLean 1998; Fuhse 2013.
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Diese Namen für Beziehungen sind an institutionalisierte Erwartungen 
darüber geknüpft,
– welche Arten von Interaktion in welchen Typen von Beziehungen 

angemessen sind (Empathie und gemeinsame Freizeitaktivitäten bei 
Freundschaft, körperliche Intimität, Sexualität und Empathie bei Liebe, 
Gunsterweise und Loyalität bei Patronage usw.),

– ob die Beziehungen symmetrisch oder asymmetrisch sind,
– zwischen welchen Kategorien von Akteuren die Beziehungen laufen (so 

war Liebe lange auf heterosexuelle Beziehungen zwischen Akteuren mit 
gleicher Ethnizität beschränkt, Freundschaften sind immer noch vorwie­
gend gleichgeschlechtlich) und

– welche Netzwerkkonstellationen die Beziehungen bilden: transitive Cli­
quen bei Freundschaften, Liebesbeziehungen als isolierte Dyaden (aller­
dings in Familien- und Freundschaftsnetzwerke eingebettet), Patronage-
Dreiecke etc.

Jedes soziale Feld (Politik, Wirtschaft, persönliche Beziehungen etc.) defi­
niert kulturell, welche Arten von Beziehungen wir in ihnen finden und 
welche Erwartungen genau an sie geknüpft sind.43 Dabei sind Typen von 
Beziehungen teilweise von Kontext zu Kontext unterschiedlich konnotiert 
und wandeln sich über die Zeit.44 So haben sich die Erwartungen an roman­
tische Liebe in den letzten 200 Jahren verändert: Inzwischen ist Liebe auch 
gleichgeschlechtlich und über ethnische und religiöse Kategorien hinweg 
möglich. Dies unterscheidet sich aber auch regional, etwa zwischen Groß­
städten wie Berlin und Köln einerseits und ländlichen Gegenden anderer­
seits.

Bei White ist die Domäne die Kultur in einem sozialen Beziehungsnetz. 
Dies entspricht dem Begriffsverständnis in der Soziologie: Kultur ist der 
Vorrat an verfügbaren und gebräuchlichen Sinnmustern in einem Kontext 
(im Vergleich zu anderen Kontexten mit anderen »Kulturen«).45 Dieser 
implizite Kulturbegriff bei White hat spezifische Eigenheiten, die ihn von 
anderen Ansätzen abheben:

(1) Der genaue Kontext und damit auch die Grenzen »einer Kultur« 
bleiben offen. Mische und White schreiben von diesem Kontext als einem 
»field of interaction« ohne weitere Festlegung.46 Entsprechend lassen sich 
die Begriffe Netzwerk, Domäne und Netdom flexibel auf empirische For­
schungsgegenstände beziehen: Wir können eine Schulklasse, eine Firma, 
eine Nachbarschaft, ein Markt, die internationalen Beziehungen und vieles 
 
43 Fuhse, Gondal 2024.
44 Yeung 2005.
45 Fuhse 2022, S. 38 f.
46 Mische, White 1998, S. 702.
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mehr mit Blick auf Beziehungsnetze und die damit verknüpften kulturellen 
Formen untersuchen. Entsprechend sind Kultur- und Netzwerkbegriff analy­
tisch angelegt: Es gibt nicht eine bestimmte, abgegrenzte Kultur. Sondern 
wir können Kultur/Domänen in verschiedenen Kontexten lokalisieren und 
in ihrem Zusammenspiel mit sozialen Netzwerken untersuchen.

(2) White legt den Fokus auf einen bestimmten Aspekt von Kultur: ihre 
Verwebung mit sozialen Beziehungen und Netzwerken. King-To Yeung 
schreibt hier von »Netzwerkkultur«: Netzwerke bringen kulturelle Sinn­
muster hervor und werden umgekehrt von ihnen geprägt.47 Andere Aspekte 
von Kultur – etwa politisch-ideologische Fragen und Prozesse der Institutio­
nalisierung – bleiben ausgeblendet.

(3) Die Aspekte von Kultur – Signale, sprachliche Formen und institutio­
nalisierte Sets von Erzählungen – liegen bei White in erster Linie auf der 
Ebene der Kommunikation und nicht im subjektiven Sinn der Beteiligten. 
Kultur steht hier also nicht für geteilte Denkweisen und Handlungsorientie­
rungen. Sie wird in der Kommunikation und nicht in den Köpfen der Betei­
ligten verortet. Dies entspricht weniger der Wissenssoziologie von Alfred 
Schütz und Peter Berger/Thomas Luckmann und stärker den Theorien von 
Foucault und Luhmann.48 Wie schon beim Identitätsbegriff nimmt White 
eine »Dehumanisierung« seiner Theorie vor: Der menschliche Akteur steht 
nicht mehr im Mittelpunkt, sondern wird zum Projektionspunkt von sozia­
len Prozessen und Sinnstrukturen. Dies wurde von pragmatistisch orientier­
ten und kritisch realistischen Autoren auch moniert.49 Aber der studierte 
Physiker White bleibt konsequent bei seiner distanzierten Außenperspek­
tive auf das Soziale mit ungewohnten Formulierungen und Zumutungen: 
»Gespräche kommen zuerst. Gespräche kommen lange vor Personen.«50

Stile, Institutionen und Kontrollregimes

Die sinnhafte Konstruktion von Beziehungen und Identitäten in Erzählun­
gen und das Zusammenspiel von Netzwerken und Kultur in Netdoms bil­
den das Zentrum der Theorie von White. An diesem setzen die meisten 
Erweiterungsvorschläge und empirischen Arbeiten der relationalen Soziolo­
gie an. White selbst entwirft aber eine weitere Theoriearchitektur sozialer 
Strukturen. Diese beleuchte ich in diesem Abschnitt mit Stilen (1), Institu­
tionen (2) und Kontroll-Regimes (3) und im nächsten Abschnitt mit den 
Disziplinen.

8.

 
47 Yeung 2005.
48 Siehe für einen Überblick Wuthnow 1989.
49 Emirbayer, Goodwin 1994; Smith 2010, S. 220 ff.
50 White 1995 a, S. 1037, Übersetzung J.F.
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(1) White führt Stile als wichtige kulturelle Sinnmuster in Netzwerkforma­
tionen ein.51 Stile sind zunächst Beobachtungskonstrukte: Beobachter:innen 
stellen von außen fest, dass sich Identitäten in einem Netzwerk ähnlich 
verhalten – und klassifizieren dies als gemeinsamen Stil. White zufolge 
entstehen solche Ähnlichkeiten durch wechselseitige Beobachtung und Imi­
tation im Netzwerk. Zum Beispiel übernehmen befreundete Maler:innen 
Techniken und Motive voneinander. Im Ergebnis entstehen erkennbare Stile 
wie »impressionistisch« oder »kubistisch«.52 Häufig werden solche Labels 
erst nachträglich beobachteten Ähnlichkeiten angeheftet, etwa von Kriti­
ker:innen. Neue Stile entstehen nach White aus der kreativen Kombination 
kultureller Formen aus unterschiedlichen Netzwerkformationen.53

(2) In Anlehnung an den Neo-Institutionalismus seines früheren Studen­
ten Paul DiMaggio konzipiert White Institutionen als allgemeine kulturelle 
Muster.54 Sie bilden Modelle für soziale Organisation, die in unterschiedli­
chen Kontexten Netzwerkkonstellationen strukturieren. Als Beispiele nennt 
er berufliche Karrieren, soziale Schichtung, die Produktionsökonomie, for­
male Organisationen und Verwandtschaft. Institutionen sind nach White an 
eine »Rhetorik« geknüpft, die das Modell überzeugend und legitim machen. 
Und sie sorgen für eine Ordnung von Netzwerken nach Rollenkategorien.55 

Etwa die formale Organisation der Universität bringt Professor:innen und 
Studierende in Kontakt miteinander und prägt ihre Beziehungen mitein­
ander. Damit liefert der Institutionenbegriff eine Antwort auf die Frage 
danach, wie es zur Ordnung von Netzwerken nach Rollen kommt (siehe 
Abschnitt 4).

(3) In der zweiten Auflage von Identity and Control führt White einen 
zusätzlichen Begriff für gesellschaftliche Makro-Strukturen ein: die Kon­
trollregimes.56 Die empirischen Beispiele hierfür fasst er 1992 noch als 
Institutionen: das indische Kastensystem, die universitäre Organisation von 
Wissenschaft, das frühe englische Feudalsystem usw. Auch hier geht es um 
eine kulturelle Überformung von Netzwerken wie beim Konzept der Institu­
tion. Die Beispiele zeichnen sich aber gegenüber anderen Institutionen so 
aus, dass er 2008 hierfür einen eigenen Begriff entwickelt. Kontrollregimes 
wie etwa das Kastensystem wirken nach White auf die beteiligten Identi­
täten stärker einschränkend: Das Regime übt eine »Kontrolle über deren 
Kontrollversuche« aus.

 
51 White 1993 a; White 2008, S. 112 ff.
52 White 1993 b, S. 63 ff.
53 White 1993 a, S. 77 ff.
54 White 1992, S. 118 ff.; White 2008, S. 171 ff.
55 Mohr, White 2008, S. 488; Fuhse 2012.
56 White 2008, S. 220 ff.
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Hierfür errichten Kontrollregimes eine »stabile Wertsphäre«, an der sich 
die Interaktion der beteiligten Identitäten orientiert. Im indischen Kastensys­
tem etwa strukturiert der Wert der »Reinheit« Interaktion und Beziehun­
gen.57 Geht es bei Stilen und Institutionen um eine tendenzielle Ordnung des 
Sozialen, so übernehmen Kontrollregimes eine direkte Kontrolle und Koor­
dinierung der Prozesse in ihnen. White zufolge ähneln Kontrollregimes den 
sozialen Feldern nach Bourdieu und den Funktionssystemen nach Luh­
mann.58 Wie diese sorgen sie für eine großformatige Makro-Ordnung des 
sozialen Geschehens in sinnhaft abgetrennten Bereichen. In Verbindung mit 
seiner Theorie legt White aber ein größeres Gewicht auf soziale Konstella­
tionen – Netzwerke – in ihnen. Entsprechend zeigen auch seine Beispiele wie 
Kasten-, Feudalsystem und Klientelismus eine stärkere Rolle von sozialen 
Beziehungen als Bourdieus Felder und Luhmanns Funktionssysteme.

Mit Stilen, Institutionen und Kontrollregimes konzipiert White Typen 
soziokultureller Strukturbildung über die abgegrenzten Netzwerke von Cat­
nets und Netdoms hinaus. Dies liefert für die Netzwerkforschung die wich­
tigen Hinweise: (1) Wir können nicht alles als Netzwerk konzipieren und 
untersuchen. (2) Für viele empirisch beobachtbare Netzwerke wie Familien 
oder im indischen Kastensystem braucht es eine Einordnung in größere 
soziale und kulturelle Kontexte. Gegenüber den ausgefeilten Makro-Theo­
rien wie der Wissenssoziologie, der Feld- und Ungleichheitstheorie von 
Bourdieu oder den Systemtheorien von Parsons und Luhmann erscheinen 
einige der Ausführungen von White improvisiert und lassen manche Frage 
offen.

Disziplinen

Neben Netzwerken nehmen in beiden Auflagen von Identity and Control 
sogenannte Disziplinen eine zentrale Rolle ein.59 Während Netzwerke rela­
tiv flexibel und amorph bleiben, sind Disziplinen festere Kopplungen im 
Sozialen, etwa eine Kommission, ein Markt oder eine soziale Bewegung. 
White sieht diese als »soziale Moleküle«. Sie bringen ein gewisses Maß an 
Kontrolle und Ordnung in kleinere Bereiche des Sozialen, wo ansonsten 
Durcheinander und Unsicherheit dominieren. Eine Vorform von Disziplinen 
ist nach White die »Hackordnung« aus dem Tierreich. Wie dort wird die 
allgemeine Unsicherheit des Sozialen reduziert, indem Identitäten aneinan­
der gekoppelt, zueinander in Beziehung gesetzt werden. Die Grundlage hier­

9.

 
57 Ebd., S. 282 ff.
58 White 2008, S. 239 ff.
59 White 1992, S. 22 ff.; White 2008, S. 63 ff.
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für sind eigene Bewertungsmaßstäbe: Identitäten werden in ihren Kontroll­
versuchen bewertet und erhalten auf dieser Basis ihre Position im Verhältnis 
zu anderen. White unterscheidet drei Typen von Disziplinen mit je eigenen 
Bewertungskriterien und Kontrollprozessen (Tabelle 1):

(1) Produktionsmärkte, Amateur-Theater-Gruppen, Diskussionsrunden, 
militärische Kampfeinheiten und Büros von Professor:innen klassifiziert 
White als Interfaces oder Produktionsordnungen. In ihnen geht es zentral 
um die Produktion von etwas und damit um das Verhältnis zur materiel­
len Umwelt. Die beteiligten Identitäten werden an den Herstellungsprozess 
gebunden und nach der Qualität ihrer Beiträge bewertet. Damit entsteht 
eine Gemeinschaft zwischen den Identitäten mit Blick auf ein gemeinsames 
Ziel.

(2) Der zweite Typ Disziplin ist die Arena oder Selektionsordnung. Zu 
ihm gehören Austauschmärkte (etwa ein Heiratsmarkt), Professionen, Kulte 
und Mehrparteiensysteme. Hier geht es vor allem um die Auswahl der Mit­
glieder. Die Basis dafür ist das Kriterium der Reinheit. Dieses wendet die 
Arena allerdings recht flexibel an und passt bei Bedarf auch die Kriterien 
an.

(3) Im dritten Typ – dem Council (Mediationsordnung) – steht die Ver­
mittlung unterschiedlicher Interessen im Mittelpunkt. Als Beispiele nennt 
White Parlamente, Aufsichtsräte, Filmproduktionen und Föderationen. Die 
Bewertung der Beteiligten erfolgt auf Basis des Prestiges. Innerhalb von 
Mediationsordnungen entsteht nicht nur eine Rangordnung nach dem Anse­
hen, sondern auch ein Geflecht von Allianzen, die eigene Interessen durch­
setzen wollen.

Tabelle 1: Drei Typen von Disziplinen60

Disziplin-Typ Kontrollprozess Bewertungskriterium Beispiele

Produktionsordnung 
(»interface«)

Bindung an 
Produktions­
prozess (»com­
mit«)

Qualität Produktionsmärkte, 
Diskussionsrunden, 
Kampfeinheiten

Arena Auswählen von 
Mitgliedern 
(»select«)

Reinheit Professionen, 
Tauschmärkte,
Kulte

Mediationsordnung 
(»Council«)

vermitteln zwi­
schen Vorschlä­
gen (»mediate«)

Prestige Parlamente, Filmpro­
duktionen, Födera­
tionen

 
60 Schmitt, Fuhse 2015, S. 73, nach White 2008, S. 65.
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Mit den Disziplinen entwirft White eine Typologie von sozialen Strukturen, 
die stärker verfestigt sind als Netzwerke. Sie etablieren lokal eine feste Ord­
nung mit Relationierungen der beteiligten Identitäten auf der Basis eigener 
Kriterien. Im Grunde handelt es sich dabei um Typen formaler Organisa­
tion. White hält diese für zentrale Bausteine seiner Theorie, sie werden 
jedoch von anderen nur selten aufgenommen. Wohl auch, weil White seine 
Überlegungen ohne Verbindungen zur Organisationssoziologie entwickelt. 
Etwa zur gleichen Zeit formuliert Walter Powell (auch unter Rückgriff auf 
Whites frühere Arbeiten) eine alternative Typologie mit der Gegenüberstel­
lung von Markt, Hierarchie und Netzwerk. Diese fand sehr viel mehr 
Anklang und gehört inzwischen zum Kern der Organisationsforschung.61 

Stärker als Powell ordnet White Organisationsformen in seine allgemeine 
Theorie des Sozialen ein.

Switchings

Als letzten Baustein von Whites Theorie behandeln wir die Switchings. 
White führt sie Mitte der 1990er Jahre ein, und sie rücken zunehmend ins 
Zentrum der Theorie.62 Grob lassen sich Switchings als »Wechsel sozialer 
Kontexte« übersetzen. Anders als bei den bisher behandelten Konzepten 
geht es hier nicht um Typen sozialer Strukturen oder um deren Eigenschaf­
ten, sondern um kommunikative Ereignisse – also um das, was in sozialen 
und kulturellen Strukturen passiert. Das Switching steht für einen Wechsel 
zwischen Bezugsrahmen in der Interaktion. White zufolge bewegt sich die 
Kommunikation in erster Linie zwischen verschiedenen Netzwerk-Domä­
nen:

»Switchings zwischen Netzwerkdomänen sind Diskontinuitäten in soziokultu­
rellem Prozess, wie das ›Zappen‹ zwischen Fernsehkanälen […]. […] eine Per­
son hat einen solchen ›Switch‹ durchgemacht, wenn im neuen Kontext andere 
diskursive Signale relevant werden als zuvor – selbst wenn die Beziehungen und 
Signale des Individuums sich nicht geändert haben.«63

Praktisch kommt es zu einem solchen Kontextwechsel etwa bei einem Über­
gang zu einem neuen Thema in der Kommunikation: Das Gespräch zwi­
schen Kolleg:innen beim Mittagessen drehte sich gerade noch um Arbeits­
dinge. Plötzlich geht es um das Fußballspiel am kommenden Samstag. Die 
beteiligten Identitäten sind die gleichen, nur die Domäne hat sich von Arbeit 

10.

 
61 Powell 1990. Der Aufsatz von Powell wurde insgesamt fast dreimal so häufig zitiert (15.000) 

wie die beiden Ausgaben von Identity and Control zusammen (Google Scholar; Stand: 
14.04.2025).

62 White 1995; Mische, White 1998; White et al. 2007; Godart, White 2010.
63 Mische, White 1998, S. 704, Übersetzung J.F.
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auf Privates verschoben. Und damit sind auch andere Sozialbeziehungen 
aktiviert: Die formalen Beziehungen zwischen Mitarbeitenden in einem 
Unternehmen treten in den Hintergrund. Nun dominiert die Gruppe von 
Freund:innen, die gemeinsam zum Spiel wollen.

Auch das Hinzutreten einer Identität zu einem laufenden Gespräch wäre 
ein Switching. Auf einer Party reden zwei Freundinnen miteinander. Der 
Gastgeber tritt hinzu und klinkt sich ein. Das Gespräch zwischen den beiden 
Freundinnen ändert sich nicht sofort, sondern bleibt kurze Zeit noch beim 
gleichen Thema. Aber mit dem neuen Gesprächsteilnehmer werden neue 
Beziehungen aktiviert – andere Erzählungen und auch leicht andere sprach­
liche Register werden relevant und sorgen für einen veränderten Fortlauf 
des Gesprächs. Für White gehört beides immer zusammen: die Domäne 
kultureller Formen und das Netzwerk von sozialen Beziehungen. Wenn eins 
sich ändert, wird auch das andere ausgetauscht.

White hält dieses Switching zwischen Kontexten für praktisch allgegen­
wärtig: »Kommunikation ist selbst ein ständiges Wechseln.«64 Damit grenzt 
er sich etwa von der Systemtheorie Luhmanns ab: Dort bestehen Systeme 
wie die Politik oder eine Organisation aus Prozessen selbstbezüglicher Kom­
munikation, die immer auf vergangene Kommunikation im System aufbaut 
und zurückgreift. Dies sorgt bei Luhmann für ein Arrangement von sinnhaft 
abgetrennten selbstläufigen Kommunikationsbereichen. Anders bei White: 
Der ständige Wechsel zwischen sozialen Kontexten bringt immer wieder 
Dynamik und Veränderung in diese. White zufolge entstehen auf diese 
Weise »fresh meanings« – neue Deutungsmuster, die den fortlaufenden 
Wandel von Netzwerken und Domänen befeuern.65

White sieht den Sinnbegriff und die Kommunikationstheorie zwar als 
weitgehend kompatibel mit seinen Überlegungen.66 Dennoch grenzt er sich 
in einem weiteren Punkt von Luhmann ab. Luhmann denkt wie auch Par­
sons soziale Unsicherheit prinzipiell in einer Zweierkonstellation: Ego und 
Alter stehen sich in einer Situation »doppelter Kontingenz« unsicher gegen­
über.67 Sie wissen nicht, welche eigenen Handlungen zu welchen Ergebnis­
sen führen – insbesondere nicht, weil diese Ergebnisse von den Reaktionen 
der oder des jeweils anderen abhängen. White moniert die Beschränkung 

 
64 White, zitiert in Schmitt, Fuhse 2015, S. 182.
65 Godart, White 2010. In einem Interview sprach White auch von »Stitching« statt »Switching«, 

also einem Zusammennähen von Kontexten in der Kommunikation; Schmitt, Fuhse 2015, 
S. 182. So schwingen in dem informellen Gespräch zwischen Kolleg:innen immer mehrere Kon­
texte gleichzeitig mit: ihre Beziehung zueinander, das Unternehmen, auch ihre Beziehungen zu 
anderen. Die Kontexte müssen in der Kommunikation miteinander umgehen und werden auf 
die Weise »zusammengenäht«; Fuhse 2023.

66 White et al. 2007.
67 Luhmann 1996[1984], S. 148 ff.
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des Problems auf die Dyade von zwei Akteuren: In der sozialen Welt treten 
meist mehrere Identitäten in Interaktion miteinander – wie auf der Party 
oder bei dem Mittagessen unter Kolleg:innen. Dies sorgt für eine Situation 
multipler Kontingenz mit Unsicherheit in alle Richtungen.68

Man kann dies als eine lässliche Kritik an einer typisierten Grundkon­
stellation bei Luhmann (und Parsons) lesen. Aber Whites Argument zielt 
auf einen systematischen Punkt: Bei Luhmann wie auch bei Parsons entste­
hen aus dieser Situation doppelter Kontingenz heraus relativ stabile Erwar­
tungen und Erwartungserwartungen, auf deren Basis die Kommunikation 
beziehungsweise die sozialen Handlungen zwischen beliebig vielen Akteu­
ren stabilisiert wird: Man nutzt Geld als Kommunikationsmedium, man 
orientiert sich an formalen Rollen in einer Organisation und so weiter. 
White betont dagegen die Entstehung sozialer Konstellationen: Netzwerk-
Domänen, in denen mehr als zwei Akteure zueinander in Beziehung gesetzt 
werden. Diese sind bei weitem nicht so festgefügt und dauerhaft wie die Sys­
teme bei Parsons oder Luhmann. Aber sie sorgen für eine vorübergehende 
Stabilisierung von Deutungsmustern und sozialen Positionen, in denen auch 
die Kommunikation zwischen mehreren Beteiligten möglich wird.

Zusammenfassung

Mit diesem Schnelldurchlauf durch das Theoriegebäude von White ist dieses 
zwar nicht vollständig erfasst. Aber die Grundzüge der Theorie sind sicht­
bar:

Soziale Strukturen entstehen auch bei White aus einer Situation sozialer 
Unsicherheit heraus. Sie sind Sinngebilde, die aus der Beobachtung von 
Ereignissen in der Form von Erzählungen erwachsen. Diese Erzählungen 
definieren die beteiligten Identitäten im Verhältnis zueinander. Damit kenn­
zeichnen sie auch die Beziehungen zwischen den Identitäten. Im Ergebnis 
entstehen soziale Netzwerke als Sinnstrukturen. In diesen fungieren Identi­
täten als Projektionspunkte von Erzählungen und Beziehungen, nicht als 
unverrückbare Ausgangspunkte des Sozialen.

Soziale Netzwerke sind untrennbar verwoben mit Domänen kultureller 
Formen. Dazu gehören etwa Symbole und sprachliche Marker (zum Beispiel 
Anreden) zur Markierung von Beziehungen und Identitäten. Insbesondere 
sind auch Story-Sets, also Repertoires an typischen Erzählungen Teil von 
Netzwerkdomänen. Diese Story-Sets halten institutionalisierte Muster für 
Erzählungen mit ihren Bedeutungen für Sozialbeziehungen bereit. Auf diese 

11.

 
68 White et al. 2007, S. 546.

254 Jan A. Fuhse

https://doi.org/10.5771/0340-0425-2025-2 https://www.inlibra.com/de/agb - Open Access - 

https://doi.org/10.5771/0340-0425-2025-2
https://www.inlibra.com/de/agb
https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/


Weise definieren sie auch die möglichen Typen von Beziehungen in einem 
Netzwerk.

Stile bilden Ähnlichkeiten des Verhaltens von Identitäten ab und sorgen so 
für eine tendenzielle Strukturierung in Netzwerk-Domänen. Dicht vernetzte 
Knoten orientieren sich aneinander und entwickeln einen gemeinsamen Stil. 
Neue Stile kommen aus der Verbindung von kulturellen Formen aus dispa­
raten Netzwerk-Kontexten. Der Begriff der Institution steht für allgemeine 
kulturelle Muster für Netzwerkkonstellationen über soziale Kontexte hin­
weg: soziale Schichtung, formale Organisation und Verwandtschaft. Kon­
trollregimes wie das Kastensystem, der Feudalismus und die universitäre 
Organisation von Wissenschaft sorgen für eine weitergehende Steuerung 
sozialer Prozesse. Sie errichten spezifische Wertsphären und überformen 
ebenfalls soziale Netzwerke kulturell.

Mit dem Begriff der Disziplin fasst White drei Typen sozialer Organisa­
tion. Dies sind abgegrenzte soziale Moleküle, die Identitäten nach eigenen 
Kriterien bewerten und zueinander in Position bringen: Interfaces produzie­
ren etwas auf Basis von Qualitätsbewertungen. Arenen wählen Mitglieder 
nach Kriterien der Reinheit aus. Und die Vermittlung von Interessen in 
Councils läuft unter Rückgriff auf Prestige.

Die angeführten soziokulturellen Gebilde strukturieren nicht nur den dya­
dischen Austausch zwischen Ego und Alter (in einer Situation doppelter 
Kontingenz). Sie relationieren mehrere Akteure im Verhältnis zueinander, 
reduzieren also multiple Kontingenz zwischen mehr als zwei Akteuren. 
Dabei wird die Ordnung von soziokulturellen Strukturen in sozialen Prozes­
sen fortlaufend aufgebrochen und durcheinandergebracht. Dies geschieht in 
kommunikativen Switchings zwischen Kontexten. Mit diesen werden Bezie­
hungen und kulturelle Formen in anderen Netzwerk-Domänen relevant. 
Dies kreiert neue Deutungsmuster aus der Kombination unterschiedlicher 
Kontexte.

Einordnung

Insgesamt entwirft Harrison White in den beiden Ausgaben von Identity 
and Control (1992 und 2008) und in seinen Aufsätzen zwischen 1990 
und 2010 eine ausgefeilte Architektur des Sozialen. Abschließend versuche 
ich eine Einordnung seines Ansatzes innerhalb der soziologischen Theorie. 
Damit werden der Beitrag, aber auch die Limitationen von Whites Theorie 
deutlich.

Zunächst lässt sich der Fokus von Whites Theorie eindeutig auf sozialen 
Strukturen auf der Meso-Ebene festmachen. Es geht letztlich um die Frage, 
warum wir bestimmte Netzwerkstrukturen beobachten. Anders als in der 
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»Netzwerkphysik« von Duncan Watts, Albert-László Barabási und anderen 
postuliert White keine universalen Strukturmuster über ganz unterschiedli­
che Kontexte hinweg.69 Sondern die Eigenheiten der jeweiligen Netzwerk­
domänen, Institutionen, Kontrollregimes und Disziplinen sorgen für spezi­
fische Muster sozialer Beziehungen. Verantwortlich hierfür ist vor allem 
die jeweilige kulturelle Überformung sozialer Netzwerke. Dieser Fokus auf 
Meso-Strukturen bleibt sowohl beim Einbezug von Sinn und Kultur als 
auch mit Whites Überlegungen zu Makro-Strukturen wie Kontrollregimes 
und Institutionen bestehen: Makro-Strukturen und Kultur interessieren vor 
allem aufgrund ihrer Auswirkungen auf soziale Beziehungsnetze.

Aufgrund von Whites Werdegang überrascht nicht, dass er damit eine 
Theorie für die Netzwerkforschung entwirft. So greift er in seinen Arbei­
ten immer wieder auf empirische Arbeiten zu Netzwerken zurück. Und 
er formuliert für diese theoretische Erwartungen. Dies liegt nicht zuletzt 
daran, dass die Arbeit amerikanischer Professor:innen an den renommierten 
forschungsorientierten Universitäten wie Harvard und Columbia zu einem 
guten Teil aus der Betreuung von Promovenden besteht. Für sie entwickelt 
White einen theoretischen Bezugsrahmen mit einer Fülle von praktischen 
Ideen für Forschungsarbeiten. In der Inspiration von innovativen Promotio­
nen liegt eine der wichtigsten Leistungen Whites während seiner Columbia-
Zeit (wie zuvor schon an der Harvard University).

Damit ist die Theorie von White prinzipiell empiristisch angelegt.70 Die 
Theorie versucht in erster Linie empirische Beobachtungen zu integrieren, 
zu systematisieren und anzuleiten. Ihr geht es nicht um eine unbeobachtbare 
Ebene hinter der Empirie. Sie behauptet auch nicht zu wissen, was »wirk­
lich« in der sozialen Welt vor sich geht – wie realistische Ansätze (etwa 
der kritische Realismus), die ihre Aussagen und Blickwinkel für absolut 
richtig halten und andere als verfehlt abtun. Ein theoretischer Satz wird 
letztlich an empirischen Beobachtungen gemessen und dann gegebenenfalls 
auch verworfen. Entsprechend zeigt White eine Präferenz für theoretische 
Begriffe, die prinzipiell beobachtbar sind.71

Wie andere empiristische Ansätze ist Whites Theorie zunächst frei von 
normativen Bewertungen. Er formuliert wertfrei Aussagen über das Soziale 
und keine Agenda für Veränderungen. In einer Gelegenheitsschrift kritisiert 
White die »ideologische Kooptierung« von Wissenschaft.72 Dabei lehnt er 
auch die übermäßig geordneten Gesellschaftsarchitekturen der Systemtheo­
rie von Parsons und Luhmann immer wieder ab. Diese sind seines Erachtens 
 
69 Freeman 2004, S. 164 ff.; Holzer 2005.
70 Van Fraassen 1980, S. 3 ff.
71 Fuhse 2025.
72 White 1980, S. 201.
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zu starr, zu sehr auf Harmonie ausgerichtet. Aber viele ihrer Aussagen sind 
auch zu weit entfernt von einer möglichen empirischen Prüfung. Im Sozia­
len herrschen nach White Unordnung und Turbulenzen vor. Entsprechend 
modelliert er soziale Strukturen lediglich stochastisch, als eine tendenzielle 
Ordnung, die Irritationen (Switchings) immer wieder destabilisieren.

Für die spezifische Ordnung von Beziehungen und Netzwerken sorgen bei 
White Sinn und Kultur (Erzählungen, Domänen von linguistischen Formen 
und typischen Narrativen, Stile, Institutionen, Werte, zuvor schon Katego­
rien und Rollen). Beide werden in erster Linie in ihrem Zusammenspiel mit 
Netzwerken beleuchtet. Dabei ist der Kulturbegriff analytisch angelegt: In 
jedem Interaktionskontext finden wir eine spezifische, mit dem Netzwerk 
von Beziehungen verknüpfte Domäne kultureller Formen. Der soziale Rah­
men von Kultur lässt sich flexibel von kleinteiligen Freundesgruppen und 
Familien bis hin zu Wirtschaftsmärkten, wissenschaftlichen Diskursen und 
politischen Konstellationen spannen. Zudem verortet White Sinn und Kul­
tur in der Kommunikation und nicht subjektiv im Individuum. Insofern ist 
seine Theorie anti-humanistisch, weil sie menschliche Subjekte nicht in den 
Mittelpunkt stellt. Vielmehr geht White wie Foucault und Luhmann von 
relativ selbstläufigen sozialen Prozessen und eigenständigen sozio-kulturel­
len Formationen aus.

Im Anti-Humanismus ähnelt Whites Ansatz der Akteur-Netzwerk-Theorie 
(ANT) von Michel Callon und Bruno Latour. Auch werden beide Ansätze 
hin und wieder als »Netzwerktheorie« in einen Topf geworfen. Sowohl 
White als auch Callon und Latour lenken den Fokus auf die Konstellationen 
zwischen Identitäten (»Aktanten« in der ANT). Übereinstimmend sehen sie 
diese als Sinnstrukturen, die sich in sozialen Prozessen bilden und diese pro­
visorisch stabilisieren, sich aber auch immer wieder dynamisch verändern.73 

Dabei betont die ANT die Rolle von materiellen Gegenständen als gleichbe­
rechtigt beteiligt im Sozialen.

Whites Formulierungen legen nahe, dass diese als Identitäten in seiner 
Theorie fungieren können (siehe Abschnitt 6). Allerdings behandelt die rela­
tionale Soziologie um White vor allem Individuen, Organisationen und Kol­
lektive als Identitäten. Dies entspricht der praktischen Forschung zu sozia­
len Beziehungsnetzen, die White ja theoretisch reflektieren und unterfüttern 
will. Zudem ist fraglich, ob wir sinnvoll von einem Ringen um Kontrolle 
zwischen Gegenständen im Sinne einer »multiplen Kontingenz« sprechen 
können. Umgekehrt lehnt die ANT Begriffe für größere Sinngebilde wie 
Disziplinen, Institutionen oder Kontroll-Regimes ab. Ihr geht es um ein 
Vokabular für detaillierte ethnografische Beschreibungen sozio-technischer 

 
73 Latour 2005; Laux 2009; Mützel 2009.
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Zusammenhänge etwa in einem Labor. Wegen dieser unterschiedlichen 
Blickrichtungen und Ziele der beiden Ansätze konnte die Kluft zwischen 
ihnen bisher nicht überbrückt werden.

Trotz dieser Verbindungen und Ähnlichkeiten zu anderen Theorieansät­
zen fällt die eigentümliche Begriffssprache von White auf. Er entwickelt 
Neologismen wie Catnet und Netdom, Switchings, Kontrollregimes und 
Disziplinen. Dagegen meidet er etablierte soziologische Begriffe wie Gruppe, 
Kultur, formale Organisation, Feld und System. Konzepte wie Rolle und 
Institution fasst er eigensinnig, Handlung (»Action«; hier nicht behandelt) 
sogar gänzlich anders als der soziologische Mainstream. Meines Erachtens 
spricht dies zusammen mit Empirismus, dem Fokus auf beobachtbare Kon­
zepte und Werturteilsfreiheit für eine Theorieanlage im Sinne des logischen 
Positivismus.74 White hält die etablierten Theorieangebote der Soziologie 
für unzulänglich und möchte seine Theorie möglichst induktiv generalisie­
rend aus empirischen Beobachtungen entwickeln.

Dies sorgt zunächst für die sehr eigene Sprache und damit auch für große 
Schwierigkeiten bei Verständnis und Diskussion von Whites Theorie. Um 
seine Arbeiten angemessen zu würdigen, muss man sich bereits souverän im 
Begriffskosmos zurechtfinden. Bei Konzepten wie Disziplin und Kontrollre­
gime wird der genaue Bezug nicht klar. Und es fehlen die Argumente, um 
etablierte Begriffe wie Organisation, Feld und Funktionssystem durch diese 
zu ersetzen. Allzu oft soll der Verweis auf empirische Beispiele alleine die 
Begriffe verdeutlichen. Dies alles macht Whites Theorie nicht nur innovativ, 
es erschwert auch die Interpretation und Diskussion.75

Entsprechend wird Whites Theorie inzwischen als Teil der breiteren Bewe­
gung der relationalen Soziologie diskutiert.76 Für diese waren die Impulse 
Whites enorm wichtig: Im Zentrum stehen soziale Strukturen aus Beziehun­
gen und Netzwerke, die mit Kultur und Sinn verknüpft sind und sich in 
Prozessen der Interaktion beziehungsweise Kommunikation bilden, stabili­
sieren und fortlaufend verändern. Diese Grundgedanken Whites haben die 
umfangreichen empirischen Forschungsarbeiten der relationalen Soziologie 
angestoßen.

Die theoretischen Gedanken Whites rücken zunehmend in den Hinter­
grund gegenüber Arbeiten, die diese aufnehmen und stärker im Kontext 
anderer soziologischer Ansätze und Konzepte diskutieren: etwa die Verbin­

 
74 Fuhse 2025.
75 Abbott 1994. Andrew Abbott vermutet in seiner Rezension der ersten Auflage von Identity and 

Control, das Buch wäre in 30 Jahren als »centrally fruitful and classic text« bekannt und würde 
»mehr zitiert als gelesen«; ebd., S. 896. Meines Wissens wird Identity and Control weiter sehr 
viel zu lesen versucht, aber wegen seiner Sperrigkeit vergleichsweise wenig zitiert.

76 Emirbayer 1997; Erikson 2017; Fuhse, Mische 2023.
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dungen mit Pragmatismus und symbolischem Interaktionismus bei Mus­
tafa Emirbayer, Randall Collins, Andrew Abbott, Ann Mische, John Levi 
Martin, Nick Crossley und Emily Erikson, mit Luhmanns Systemtheorie 
von Stephan Fuchs, Boris Holzer, Marco Schmitt und mir, mit der Akteur-
Netzwerk-Theorie bei Sophie Mützel und Henning Laux, die Ideen zu kul­
turellen Netzwerken bei Kathleen Carley und John Mohr, die Verknüpfung 
mit der Bewegungsforschung im Contentious Politics-Ansatz um Charles 
Tilly und immer wieder auch mit der Theorie Bourdieus (etwa bei Paul 
DiMaggio). Diese Arbeiten bauen auf Whites Ideen auf und machen sie 
(in je eigener Version) der breiteren Diskussion zugänglich. Insofern ist die 
grundlegende Perspektive von White nicht in Vergessenheit geraten, nur weil 
sie weniger direkt zitiert und diskutiert wird als andere Arbeiten. Sondern 
sie ist vor allem in den USA inzwischen fester Bestandteil des soziologischen 
Mainstreams.
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Zusammenfassung: Der Beitrag liefert einen Überblick über die Theorie sozialer Struktu­
ren von Harrison White und ordnet diese in den Kontext der soziologischen Theorie 
ein. Im Zentrum von Whites Theorie stehen soziale Konstellationen auf der Meso-Ebene. 
Diese werden als Netzwerke sozialer Beziehungen gefasst, die mit Sinn und kulturellen 
Deutungsmustern verknüpft sind. Das Verhalten von Identitäten wird in Erzählungen 
beobachtet, die die Identitäten in Beziehung zueinander setzen und definieren. Jedes 
Netzwerk hat dabei eine eigene Domäne kultureller Formen, mit denen Beziehungen 
markiert und ausgehandelt werden. Darüber hinaus werden Netzwerke durch kulturelle 
Stile, Institutionen, Typen formaler Organisation (»Disziplinen«) und Makro-Struktu­
ren (»Kontrollregimes«) geprägt. Das beständige Switching zwischen Kontexten in der 
Kommunikation destabilisiert diese immer wieder und sorgt für soziale und kulturelle 
Veränderungen. White liefert hiermit eine komplexe und innovative Theorie für die 
Netzwerkforschung. Diese folgt einer empiristischen, wertfreien und induktiven Theorie­
konstruktion im Sinne des logischen Positivismus.

Stichworte: Identität, Disziplin, Sinn, soziales Netzwerk, soziologische Theorie

Networks with Meaning – Harrison White’s Theory of Social Structures

Summary: The contribution gives an overview of Harrison White’s theory of social 
structures and discusses it in the context of contemporary sociological theory. White 
focuses on social constellations on the meso-level. These are conceptualized as networks 
of social relationships interwoven with meaning and cultural patterns. The behavior 
of identities is observed in stories. These position and define identities in relation to 
each other. Every network houses its distinct domain of cultural forms which mark rela­
tionships and help negotiating them. Furthermore, networks are imprinted by cultural 
styles, institutions, types of formal organization (»disciplines«), and macro-structures 
(»control-regimes«). Communication incessantly switches between contexts, destabiliz­
ing them and bringing about social and cultural change. White offers a complex and 
innovative theory for network research in the social sciences. In the spirit of logical 
positivism, it exemplifies an empiricist, non-normative, and inductive model of theory 
construction.

Keywords: identity, discipline, meaning, social network, sociological theory
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KOMMENTAR

Kathrin Zippel*

Wissenschaft als Kampfzone

Die ideologische Neuordnung der US-Wissenschaftslandschaft

Seit Präsident Donald Trumps Amts­
antritt im Januar 2025 erlebt die 
US-Wissenschaftslandschaft tiefgrei­
fende Eingriffe. Kosteneinsparungen, 
Bürgerrechtsschutz, Antisemitismus­
bekämpfung und angeblich illegale 
DEI-Maßnahmen (Diversity, Equity, 
Inclusion) dienen als Vorwände um 
fundamentale Prinzipien der Wis­
senschaftsfreiheit systematisch zu 
beschneiden und die Unabhängigkeit 
und Finanzierungen von Hochschu­
len zu untergraben.

Der fokussierte Angriff auf die 
Harvard University steht zwar der­
zeit im Zentrum der Aufmerksam­
keit, aber diese Entwicklung mar­
kiert vor allem einen radikalen 
Bruch mit der traditionellen Partner­
schaft zwischen Staat und Hoch­
schulen in Forschung und Lehre und 
stellt die bisherigen Finanzierungs­
grundlagen generell in Frage. Die 
Eingriffe zeugen von erschreckender 
Missachtung akademischer Errun­
genschaften – Forschungsdaten wer­
den vernichtet, Publikationsverbote 
verhängt, Projektfinanzierungen ein­
gefroren oder gleich gestrichen, und 
ganze Forschungsbereiche zensiert. 
Die geplanten Kürzungen mit teil­
weise über 50 % des Budgets treffen 

zentrale Institutionen wie das 
Department of Education, die 
National Institutes of Health, die 
National Science Foundation, 
NASA, sowie das National Endow­
ment for the Humanities. Darüber 
hinaus hat die Regierung durch den 
Stopp der Visavergabe für interna­
tionale Studierende und Gastwissen­
schaftler:innen die systematische 
Aushöhlung der Hochschulen als 
unabhängige Institutionen kritischer 
Wissenschaft und internationaler 
Zusammenarbeit vorangetrieben. 
Das Ziel scheint eine fundamentale 
Umstrukturierung der amerikani­
schen Bildungs- und Forschungs­
landschaft zu sein. Dies wird den 
Wissenschaftsstandort USA global 
schwächen und damit auch Innova­
tion, Forschung, und Lehre behin­
dern.

Strukturelle Schäden und 
Verunsicherung

Auch vor lebensrettender Krebs- 
und Alzheimerforschung sowie der 
Versorgung ländlicher Universitäts­
krankenhäuser machen die Eingriffe 
und Kürzungen nicht Halt – ein 
wissenschaftsfeindlicher Angriff mit 

https://doi.org/10.5771/0340-0425-2025-2 https://www.inlibra.com/de/agb - Open Access - 

https://doi.org/10.5771/0340-0425-2025-2
https://www.inlibra.com/de/agb
https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/


gravierenden gesellschaftlichen Fol­
gen. In kürzester Zeit wurden 
tiefgreifende strukturelle Schäden 
verursacht. Allein bei den NIH 
wurden Forschungsgelder von über 
3.7 Milliarden1 für laufende und 
schon zugesagte Forschungsprojekte 
gestoppt. Dies und der oft chaotisch 
umgesetzte Rauswurf von Personal 
erzeugt existenzielle Unsicherheit.

Die finanziellen Einschnitte sind 
existenzbedrohend für Hochschulen. 
Sowohl private als auch öffentli­
che forschungsstarke Hochschulen 
finanzieren nicht nur ihre Forschung 
durch öffentliche Forschungsgelder, 
sondern auch die Forschungsinfra­
struktur und sogar Krankenhäu­
ser durch bisher hohe Programm­
pauschalen. Die aktuelle Politik 
bringt somit das gesamte ame­
rikanische Hochschulfinanzierungs­
modell ins Wanken, zumal über die 
angekündigten radikalen Kürzungen 
von Forschungsgeldern sowie Pro­
grammpauschalen hinaus auch der 
Gemeinnützigkeitsstatus und die 
Vergabe von Studien- und For­
schungsvisa in Frage gestellt werden.

Teilweise verlangten Hochschulen 
in vorauseilendem Gehorsam von 
Wissenschaftler:innen, schriftliche 
Erklärungen abzugeben, keine DEI-
Maßnahmen mehr durchzuführen, 
ohne dass je definiert wurde, was 
dies konkret bedeutet. Rechtlich 
waren ohnehin nur »illegale« Maß­
nahmen untersagt – ein Punkt, 
den Gerichte inzwischen bestätigt 
haben. Dennoch wurden DEI-Büros 
geschlossen.

Die vorherrschende Unsicherheit 
behindert nicht nur den wissen­
schaftlichen Fortschritt, sondern 
gefährdet besonders den akade­
mischen Nachwuchs, da es auf­
grund der prekären Lage zu Ent­
lassungen und Einstellungsstopps 
kommt. Einige Institutionen ver­
suchen, Teams mit Brückenfinanzie­
rungen zu unterstützen, ein verläss­
licher Planungshorizont ist jedoch 
nicht in Sicht. Die Streichung 
bereits bewilligter Forschungsgel­
der und Stipendien für Promovie­
rende und Postdoktorand:innen und 
die Ankündigung von Bundesbud­
getkürzungen für Forschungsfinan­
zierung führen zur Reduzierung 
oder Schließung von Graduierten­
programmen und damit nachhalti­
gen personellen und wissenschaftli­
chen Verlusten.

Internationaler Status der US-
Wissenschaft

Die nationalistischen Bestrebungen 
der Trump-Regierung untergraben 
den Status der US-Wissenschaft 
als attraktiver Magnet für globales 
Talent. In krassem Widerspruch zu 
wissenschaftlichen Grundprinzipien 
wird vor einer angeblich »illegalen« 
Ideenzirkulation gewarnt. Von den 
NIH vergebene internationale Sub­
unternehmerverträge wurden einge­
stellt und sollen nun separat bean­
tragt werden, um eine gesteigerte 
»Transparenz« zu gewährleisten. 
Internationale Studierende müssen 
erleben, wie ihnen ihre Visa entzo­
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gen werden. In der Folge werden 
Forschungsaufenthalte und -koope­
rationen aus Angst abgebrochen 
oder gar nicht erst geplant. Der 
Visastopp für die sogenannte »Über­
prüfung« der Visavergabe wird 
zu weniger Studiengebühren durch 
internationale Studierende führen. 
Den US‑Hochschulen bricht damit 
eine zentrale Einnahmequelle weg; 
und ohne die freie Mobilität interna­
tionaler Promovierender und Post­
docs ist insbesondere die Science, 
Technology, Engineering and Mathe­
matics (STEM)-Forschung kaum 
durchführbar, für die jene seit Jahr­
zehnten einen wesentlichen Teil der 
Forschungsinfrastruktur bilden.

Besonders betroffene Gruppen

Vor allem prekär Beschäftigte, die 
von einer wissenschaftlichen Kar­
riere geträumt haben und nun 
ohne Einkommen und ohne Hoff­
nung auf eine Stelle dastehen, sind 
von dieser Krise betroffen. Eine 
ganze Generation, die bereits die 
Finanzkrise 2008 und die Pande­
mie durchleben musste, sieht sich 
nun mit noch geringeren Aussich­
ten auf Festanstellungen konfron­
tiert – und sie ist nicht allein. 
Für Frauen, trans- und non-binäre 
Personen sowie unterrepräsentierte 
Minderheiten ist die Situation exis­
tenziell bedrohlich, insofern der 
Wegfall ohnehin knapper Fördermit­
tel, Programme und DEI-Maßnah­
men ihre Marginalisierung noch 
verschärft. In einer Zeit erstarken­

der rechtspopulistischer Strömungen 
auch an Universitäten bedeutet dies 
zunehmende Unsicherheit für Wis­
senschaftler:innen, die Belästigungen 
und Übergriffen ausgesetzt sind – bis 
hin zu Morddrohungen. Ihre Institu­
tionen bieten dabei immer weniger 
Schutz.

Politische Intentionen

Zwar behauptet die Trump-Admi­
nistration Haushaltskürzungen als 
offizielles Ziel der Maßnahmen, 
doch offenbart sich zunehmend 
ein systematischer Plan zur politi­
schen Neuordnung der US-amerika­
nischen Wissenschaftslandschaft à 
la Projekt 2025, das eine ideolo­
gisch konforme Wissenschaftspolitik 
anvisiert, in der staatlich geförderte 
Forschung eng an nationale, kon­
servative Werte und wirtschaftliche 
Interessen gekoppelt wird. Hoch­
schulen und Wissenschaftler:innen 
werden nicht nur als Kostenfakto­
ren gesehen, sondern gezielt als poli­
tische Gegner:innen attakiert. Der 
grundlegende Umbau zielt auf mehr 
Kontrolle ab, um eine Umvertei­
lung öffentlicher Ressourcen hin zu 
politisch loyalen Akteur:innen zu 
ermöglichen und repräsentiert eine 
nationalistische, wissenschaftsfeind­
liche und ausschließende Wertehal­
tung.

Besonders aufschlussreich ist die 
Entwicklung von Trumps Wissen­
schaftspolitik: Die Regierung for­
dert mehr »intellektuelle Diversität« 
an Hochschulen und folgt damit 
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dem rechtspopulistischen Narrativ, 
Universitäten seien von Liberalen 
dominiert, die Studierende mit »lin­
ken Ideologien indoktrinieren«. Ihre 
scheinbar pluralistischen Forderun­
gen nach »mehr Meinungsvielfalt« 
entpuppen sich als Rechtfertigung 
für die direkte politische Überwa­
chung von Inhalten, Personalent­
scheidungen und Ressourcenvertei­
lung. Exemplarisch steht hierfür der 
Regierungsbrief an die Harvard Uni­
versity, der die Übertragung weitrei­
chender Kontrollmöglichkeiten über 
Zulassungsverfahren, Personalrekru­
tierung sowie Lehr- und Forschungs­
themen an Regierungsinstanzen for­
dert.

Etablierte wissenschaftliche Grund­
prinzipien sind mit  dieser  Entwick­
lung  fundamental  in  Frage  gestellt: 
Leistungsgerechtigkeit,  akademische 
Freiheit und das international aner­
kannte  Peer-Review-Verfahren  wer­
den durch politische Loyalitätskrite­
rien ersetzt. Es sollen also »illegale« 
DEI  Maßnahmen gestoppt  werden, 
unter dem Vorwand so eine Merito­
kratie  wiederherzustellen,  wobei 
gleichzeitig  aber  eine  Bevorzugung 
von  politisch  Linientreuen  erwartet 
wird.

Politische Zensur durch 
Stichwortlisten

Bundesbehörden nutzen offenbar 
Stichwortlisten, um unerwünschte 
Forschungsprojekte zu identifizieren 
und einzufrieren.2 Die Liste defi­
niert, welche Wissenschaft uner­

wünscht ist – von Critical Race 
Theory über Soziologie, Verbreitung 
von Fehlinformationen durch die 
Sozialen Medien, bis zu Klimawan­
del und Sauberen Energien, die 
gerne als »woke«3 beschrieben wer­
den. Selbst medizinische Forschung 
wird zensiert, wenn sie mehr als 
zwei Geschlechter anerkennt oder 
gesundheitliche Ungleichheiten zwi­
schen Bevölkerungsgruppen unter­
sucht. Eine Analyse zeigt: Über die 
Hälfte aller NSF-geförderten Pro­
jekte enthielt 2021 mindestens eines 
dieser Stichworte. Bei den über 
1379 gestoppten NSF Forschungs­
projekten (bis Juni 2025) handelt 
es sich vorwiegend um Forschung 
in der MINT Bildung (750) und 
in den Sozial- und Verhaltenswissen­
schaften sowie der Ökonomie (über 
270).4

Widerstand und gesellschaftliche 
Reaktionen

Trotz der sich verbreitenden Angst 
formiert sich Widerstand in der 
akademischen Gemeinschaft. Wis­
senschaftler:innen sprechen offen 
von einem Krieg gegen Wissen­
schaft, von Wissenschaft als Kampf­
zone und »Orwellscher Zensur«. 
In einer Vielzahl von Städten kam 
es zu Demonstrationen, an denen 
Forschende, Studierende und Bür­
gerrechtler:innen unter dem Motto 
»Stand up for Science« teilnah­
men. Auf der Webseite »Save 
NSF« wird zur Unterstützung auf­
gerufen.5 Hochschulen organisieren 
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sich in neuen Bündnissen; mehr als 
650 Präsident:innen von Hochschu­
len haben eine gemeinsame Erklä­
rung unterzeichnet, in der sie sich 
gegen die zunehmende politische 
Einflussnahme auf die Wissenschaft 
positionieren, aber auch konstruk­
tive, nicht-zwanghafte Reformbereit­
schaft signalisieren.6

Viele Universitäten und Verbände 
haben, um die Wissenschaftsfreiheit 
zu verteidigen, Klagen eingereicht 
– etwa gegen DEI-Verbote, For­
schungskürzungen und Einschrän­
kungen internationaler Studierender. 
Erste juristische Erfolge haben diese 
vorläufig gestoppt – ein Hoffnungs­
schimmer im Kampf gegen die Aus­
höhlung von akademischer Auto­
nomie und Errungenschaften von 
Gleichstellung und Diversität. Ob 
solche Urteile diese Regierung, 
die bereits Richter:innen verhaften 
lässt, sowie ähnliche Entwicklungen 
auf einzelstaatlicher Ebene bremsen 
können, bleibt offen. Seit 2021 
haben Staaten wie Oklahoma, Flo­
rida, Texas und Ohio Anti-DEI-
Gesetze erlassen – mit teils wider­
sprüchlichen Regelungen und Folgen 
für Hochschulen.7

Fazit: Die Verteidigung freier 
Wissenschaft als demokratische 
Kernaufgabe

Der Vertrauensverlust in US-ameri­
kanische Hochschulen als verlässli­
che Partner und die Schwächung 
transatlantischer Wissenschaftsko­
operationen gefährden unmittel­

bar auch zentrale deutsche und 
europäische Interessen an aka­
demischer Freiheit, Forschungssta­
bilität und internationalem Aus­
tausch. Deutschland kann durch 
gezielte Förderprogramme, erleich­
terte Einreiseverfahren, akademi­
sche Schutzräume und internatio­
nale Wissenschaftsdiplomatie aktiv 
dazu beitragen, vertriebene oder 
frustrierte US-Wissenschaftler:innen 
aufzunehmen und langfristig in 
das deutsche Forschungssystem 
zu integrieren. Besonders sinnvoll 
sind Sonderprogramme für Exil-
Forscher:innen in Schwerpunktbe­
reichen, die in den USA vor 
allem unter Druck stehen: Klimafor­
schung, Gender Studies, Demokra­
tie- und Migrationsforschung, Public 
Health, sowie die Kofinanzierung 
internationaler Arbeitsgruppen und 
gefährdeter Datensätze mit Stand­
ortverlagerung nach Deutschland.

Der Angriff auf US‑Hochschulen 
ist kein Kollateralschaden fiskali­
scher Austerität, sondern Teil eines 
gezielten Projekts zur ideologischen 
Umstrukturierung von Bildung und 
Forschung. Diese Entwicklung muss 
auch für Deutschland eine Warnung 
sein. Denn das typische Skript auto­
ritärer Regime beginnt mit der Neu­
tralisierung von Hochschulen und 
Gerichten. Auch hierzulande drohen 
bereits ähnliche Tendenzen: Interna­
tionale Studierende werden nach 
Protesten des Landes verwiesen, 
Gender-Sprache wird an Universi­
täten untersagt und die AfD atta­
ckiert systematisch die Geschlech­
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terforschung. Alice Weidel forderte 
sogar die »Vertreibung von Gender-
Professorinnen«. Besonders bedenk­
lich ist der Leopoldina-Bericht 2025, 
der Gleichstellung, Diversität und 
Nachhaltigkeit als »gesellschaftliche 
Nebenzwecke« abwertet und sie aus 
dem Kernauftrag der Wissenschaft 
ausgliedern will. Die Umsetzung 
der »Nebenzwecke« soll nach Belie­
ben der Hochschulleitungen freiwil­
lig geschehen.

Die USA zeigen: Nicht weniger 
»politische« Universitäten sind das 
Ziel, sondern eine Wissenschaft, die 
ausschließlich politischen Interessen 
dient. Die Hochschule als kritische 
Institution der Demokratie steht 
damit auf dem Spiel.

Gendergerechtigkeit, Diversität und 
Nachhaltigkeit dürfen nicht als Ver­
handlungsmasse  geopfert  werden. 
Vielmehr  müssen diese  Forschungs­
felder und Gleichstellungspolitik als 
integrale Bestandteile einer unabhän­
gigen Wissenschaftslandschaft vertei­
digt werden, denn sie sind essenziell 
für  eine  epistemisch  und  normativ 
verantwortungsvolle Wissensproduk­
tion. Wissenschaftsfreiheit zu schüt­
zen bedeutet, die Demokratie selbst zu 
verteidigen.
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* Einstein Professorin Kathrin Zippel ist Sozio­
login und Genderforscherin und hat 30 Jahre 
lang in den USA gelebt, studiert, gelehrt und 
geforscht. Seit ihrer Rückkehr nach Deutsch­
land an die FU Berlin im Juli 2022 hat sie 
noch ein Forschungsteam in den USA und 
Kanada geleitet und ein von der NSF geför­
dertes Projekt zur Erforschung von Gleich­
stellungspolitiken an amerikanischen Univer­
sitäten bis zum 31.4.2025 abgeschlossen.
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Zusammenfassung: Seit Präsident Trumps Amtsantritt 2025 wird die US-Wissenschaft 
finanziell und politisch unter Druck gesetzt: Milliarden von Forschungsgeldern gestri­
chen, Wissenschaftsfreiheit, DEI-Programme und internationale Mobilität und Koopera­
tionen werden beschnitten. Hochschulen werden als Feinde gesehen, die es zu bekämpfen 
gilt. Ziel ist eine ideologische Neuordnung, die existenzielle Schäden verursacht und den 
Wissenschaftsstandort USA gefährdet.

Stichworte: Trump; Diversity, Equity, and Inclusion (DEI); Anti-Wissenschaft; Wissen­
schaftsfreiheit; USA

Science as a combat zone. The ideological reorganization of the US scientific 
landscape

Summary: Since President Trump took office in 2025, US science has been under finan­
cial and political pressure: Billions in research funding cut, academic freedom, DEI 
programs and international mobility and collaborations curtailed. Universities are seen 
as the enemy that must be fought, and the goal is an ideological reorganization that 
causes existential damage and endangers the USA as a science location.

Keywords: Trump; Diversity, Equity, and Inclusion (DEI); anti-science; academic free­
dom; USA
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